3]1SAN MM Pun 43|yan)| afjuemg uoA alpnis aulg

(&)
=
£
7
“m puelsagepnegas) usjedinauewi|y uaula Jn}
== m__mUoEm@cs\_m_Ncmc_n_ oMo\
=% I bunJaisiuiapo|\l inz uaihajells
T €Z ANV



Einzelseiten und Navigation Auf Wunsch 2-Seiten Vollbild

Hinweis zu den Internetlinks

Einige Weblinks in dieser Broschiire sind durch technische Verande-
rungen im Satz wie z.B. Trennzeichen moglicherweise fehlerhaft.
Andere kénnen durch Veranderungen auf den adressierten Websi-
tes ungiiltig geworden sein.

Sie konnen die Vollstandigkeit der Links mit dem Mauszeiger priifen,
wenn dieser auf dem Link steht und Sie das angezeigte Tiptool mit
dem Druckbild vergleichen.

Diownload unter:
http:/ fwww.boell.de/publikationen/publikationen-mentale-infrastrukturen-schriften-oeko-

logie-11871.html

[
4 hitp://www.boell.de/publikationen/publikationen-mentale-infrastrukturen-schriften-oeko-|
ogie-11871.html

Im Bild wird der Link zwar vollstandig Gbernommen, aber durch ein
Trennzeichen fehlerhaft. Sie konnen den Fehler einfach im Browser-

Fenster korrigieren.

In anderen Fallen ist es einfacher, Sie suchen das Dokument tber
Ihre Suchmaschine, indem Sie das Suchwort zusammen mit der
Website und ggf. dem Filetype eingeben. Kopieren Sie den Titel, im
Beispiel die Broschiire ,Mentale Infrastrukturen®, mit folgendem
Zusatz in das Suchfenster: site: filetype:

"Mentale Infrastrukturen” site:www.boell.de filetype:pdf ‘

Wir bedauern, Ihnen nicht immer fehlerfreie Links bieten zu kénnen .

Ilhre Redaktion



HEINRICH BOLL STIFTUNG
SCHRIFTEN ZUR OKOLOGIE

BAND 23

Strategien zur Modernisierung I:
Neue Finanzierungsmodelle
fur einen klimaneutralen
Gebadudebestand

Eine Studie von Swantje Kiichler und Uwe Nestle
unter Mitarbeit von Simon Bar und Tristan Fuhrmann

Im Auftrag und herausgegeben von der Heinrich-Boll-Stiftung



Die Autorin und der Autor

Swantje Kiichler ist Mitarbeiterin des FOS, Uwe Nestle Mitglied des Vorstands:

Green Budget Germany (GBG) « Forum Okologisch-Soziale MarktwirtschafteV.

Schwedenstrafse 15a - D-13357 Berlin - Fon/Fax +49-30-76 23 991-30/-59 - foes@foes.de - www.foes.de

@@ - )| Diese Publikation wird unter den Bedingungen einer Creative-Commons-Lizenz verdffentlicht:

AT http://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/de/ Eine elektronische Fassung kann herun-
tergeladen werden. Sie diirfen das Werk vervielfdltigen, verbreiten und 6ffentlich zugédnglich machen. Es gelten
folgende Bedingungen: Namensnennung: Sie miissen den Namen des Autors/Rechteinhabers in der von ihm
festgelegten Weise nennen (wodurch aber nicht der Eindruck entstehen darf, Sie oder die Nutzung des Werkes
durch Sie wiirden entlohnt). Keine kommerzielle Nutzung: Dieses Werk darf nicht fiir kommerzielle Zwecke
verwendet werden. Keine Bearbeitung: Dieses Werk darf nicht bearbeitet oder in anderer Weise verdndert werden.

Strategien zur Modernisierung I:

Neue Finanzierungsmodelle fiir einen klimaneutralen Gebdudebestand
Eine Studie von Swantje Kiichler und Uwe Nestle

(unter Mitarbeit von Simon Bér und Tristan Fuhrmann)

Band 23 der Schriftenreihe Okologie
Im Auftrag und herausgegeben von der Heinrich-Boll-Stiftung 2012

Gestaltung: feinkost Designnetzwerk, Constantin Mawrodiew (nach Entwiirfen von blotto Design)
Titel-Photo: © Ingo Bartussek - Fotolia.com
Druck: Lokay Druck, Reinheim

ISBN 978-3-86928-083-7

Bestelladresse: Heinrich-Boll-Stiftung, Schumannstr. 8, 10117 Berlin
T +49 30 28534-0 F +49 30 28534-109 E buchversand@boell.de W www.boell.de

| inhat


http:www.boell.de
mailto:buchversand@boell.de
http:Fotolia.com
http://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/de
http:www.foes.de
mailto:foes@foes.de

INHALT
Vorwort 7
Einleitung 9
Zusammenfassung 13
Empfehlungen 15
I AUSGANGSLAGE 18
II POLITIKMASSNAHMEN IM GEBAUDESEKTO 31
1 Erhohung von Heizstoffsteuern 33
2 Pramienmodell zur Férderung energetischer Sanierungen 47
3 Energieeinsparquote/ WeiBe Zertifikate 63
4 Einbeziehung von Energieeinsparungen in den Emissionshandel 84
5 Ausfallbiirgschaften fir Energiespar-Contracting 88
III SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN 94
Quellenverzeichnis 106
Anhang 113

Seitenvorschau


Böll-Stiftung
Hinweis
Inhalt mit Links zu den Texten

Mit den Buttons oben rechts (bei Mauskontakt sichtbar) kann auf Vollbild umgeschaltet werden.

Mit Adobe Reader können Markierungen und Kommentare angebracht werden. 

Suchen mit Strg+Shift+F = Suchergebnis als Liste



Inhalt



Vorwort

VORWORT

Die Heinrich-Boll-Stiftung hat sich zur Aufgabe gemacht, praktikable Losungen zum
okologischen Umbau der Industriegesellschaft in die Diskussion zu bringen. Wer
aber vom Umbau der Industriegesellschaft spricht, darf vom energetischen Stadt-
umbau nicht schweigen. Im Gebdudesektor schlummern gewaltige Potenziale fiir
mehr Energieeffizienz und ressourceneffizientes Wirtschaftswachstum. Geb&dude
sind unverédndert fiir 40% des Endenergieverbrauchs und 20% der CO,-Emissionen
verantwortlich. Investitionen in die energetische Gebdudesanierung sind aber nicht
nur gut angelegtes Geld fiir Energieeffizienz und den Klimaschutz. Jeder Euro staat-
liche Forderung 16st ca. das Zehnfache an privaten Investitionen aus. Die Gebdudes-
anierung kann zu einem Schliissel fiir mehr Beschiftigung und Wettbewerbsfahigkeit
werden und ist damit integraler Bestandteil eines 6kologischen Umbaus der Indust-
riegesellschaft. Es geht dabei zum einen um die Férderung technischer Innovationen,
ganz entscheidend aber auch um Politikinnovationen, die endlich der Energieeffi-
zienz zu ihrer Wirksamkeit verhelfen.

Energieeffizienz ist das vernachléssigte Stiefkind der Energiewende in Deutsch-
land. Effizienzmafinahmen kommen nur schleichend voran. Die Bundesregierung
hat lange Zeit die EU-Effizienzrichtlinie blockiert. Dabei ist bekannt: Wenn nicht bis
2050 ein erheblicher Anteil der Energie eingespart wird, die heute gebraucht wird, um
Strom und Wirme zu produzieren, droht die Energiewende zu scheitern. Gegenwartig
betrdgt die Sanierungsrate weniger als 1% jdhrlich. Um das Ziel eines anndhernd
klimaneutralen Gebdudebestandes bis 2050 zu erreichen, miisste die jahrliche Sanie-
rungsrate auf mindestens 2% steigen. Das ist aber wegen der bisherigen Mittelausstat-
tung der Forderprogramme und vor allem wegen der Unsicherheit von politischen
Finanzierungszusagen nicht absehbar. Je linger die Hausbesitzer und Investorinnen
aber mit Sanierungen warten, umso grofier wird die Finanzierungsliicke. Schat-
zungen zufolge werden im Jahr 2020 ca. 9 Mrd. € fiir die energetische Gebdudesanie-
rung fehlen.

Die Heinrich-Boll-Stiftung mochte Bewegung in diesen schon sprichwortli-
chen Sanierungsstau bringen. Wir haben bei «plan zwei» und dem «Forum fiir
Okologisch-Soziale Marktwirtschaft» (FOS) zwei Studien in Auftrag gegeben: Im
Ergebnis empfiehlt FOS ein marktbasiertes Finanzierungsmodell und «plan zwei»
ein eigenstdndiges Programm der energetischen Stadtsanierung unter dem Stich-
wort «EKO-Quartier». Das Pramienmodell ist vergleichbar zum EEG als Umlage-
system konzipiert. Es belastet also nicht den Bundeshaushalt. Mit dem Modell wird
ein dynamischer Investitionsfluss generiert, der nicht von politischen Mehrheiten
abhingt - ein entscheidender Schritt zu mehr Investitionssicherheit.
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Mit den «EKO-Quartieren» (Energie- und Klimaoptimierte Quartiere) soll eine
eigene Forderkulisse fiir energetische Stadtsanierung etabliert werden. Ziel ist die
energetische Optimierung der Gebdudehiille in Kombination mit einer regenerativen
Wirmeversorgung. In ihnen wird die grofSe Losung der «Energetischen Stadtsanie-
rung» (KfW) in die Diskussion gebracht.

Diese beiden Konzepte kdnnen sich ergénzen, stehen aber auch jeweils fiir sich.
Beide Modelle werden, so hoffen wir, die Debatte voranbringen, wie eine Strategie
fiir einen klimaneutralen Gebdudebestand bis 2050 aussehen soll. Natiirlich decken
unsere Vorschlidge nicht die ganze Palette moglicher und notwendiger Mafinahmen
ab: Auch das Ordnungsrecht muss modernisiert werden; aufierdem brauchen wir
neue Ideen und Instrumente, wie Investitionen zur 6kologischen Gebdudesanierung
sozial abgefedert werden kénnen. Aber wir sind {iberzeugt, dass beide vorliegenden
Studien in die richtige Richtung fiihren. Uber das Ziel der klimaneutralen, ressour-
ceneffizienten Stadt und den Weg dorthin bleiben wir gern im Gesprédch mit allen, die
sich dieser Herausforderung stellen.

Wir danken Swantje Kiichler und Uwe Nestle von FOS sowie Klaus Habermann-
Niefle, Bettina Schlomka, Kirsten Klehn und Lena Jiitting von «plan zwei» fiir die
engagierte und produktive Zusammenarbeit.

Berlin, im Juni 2012

Ralf Fiicks
Vorstand der Heinrich-B6ll-Stiftung

Strategien zur Modernisierung I: Neue Finanzierungsmodelle fiir einen klimaneutralen Geb&udebestand



Einleitung

EINLEITUNG

Es leuchtet intuitiv ein: Jede Kilowattstunde Energie, die man nicht verbraucht, muss
man gar nicht erst erzeugen, weder fossil noch regenerativ. Das ist der Charme der
Energieeffizienz - sie ist die effizienteste Herangehensweise an die Energiewende.
Theoretisch bezweifelt das niemand. Dennoch kommt die Energieeffizienz auch in
Deutschland, im internationalen Vorreiterland der Energiewende, im Gegensatz zum
Ausbau der erneuerbaren Energien nicht recht voran. Andere europdische Lander
wie Grofibritannien, Frankreich, Italien und Ddnemark haben sich zwar Effizienzziele
gesetzt und Instrumentarien zu ihrer Umsetzung eingefiihrt. Dort sind allerdings
die Einsparpotenziale viel hoher, weil die energetischen Standards noch weitaus
niedriger sind. Diese Lander (mit Ausnahme von Ddnemark) ernten nun zunéchst die
niedrig hdngenden Friichte der Energieeffizienz, die in Deutschland kaum noch an
den Bdumen hédngen.

Warum kommt die Energieeffizienz in Deutschland nicht voran? Unter anderem,
weil die derzeitige Bundesregierung ernsthafte MafSinahmen in diese Richtung
blockiert. Im Juni 2011 hat die EU-Kommission den Entwurf einer Energieeffizienz-
richtlinie beschlossen. Allein die Bundesrepublik konnte sich nicht zu einer Haltung
durchringen. Eine Energieeinsparverpflichtung erlassen wie die oben genannten
europdischen Lander? Sozialismus, Planwirtschaft! lautet die Botschaft zwischen den
Zeilen aus dem Bundeswirtschaftsministerium. Ungliicklicherweise scheinen die
alternativen Pfade zum Ziel auch versperrt. Steuererleichterungen fiir sanierungs-
willige Hausbesitzer/innen? Sozial ungerecht! Eine Bestands-EnEV einfiihren? Gott
behiite, dann protestieren die Hausbesitzer/innen! Die KfW-Forderung aufstocken
bzw. wenigstens auf einem bereits erreichten Niveau erhalten? Gibt der Bundeshaus-
halt angeblich nicht her, die erwarteten Einnahmen aus dem Energie-und Klimafonds
sind wegen der abgestiirzten Preise fiir CO,-Zertifikate und wegen des Atomausstiegs
weggebrochen, und umweltschédliche Subventionen mochte die derzeitige Bundes-
regierung nicht in erforderlichem Umfang kiirzen.

Dieser Katalog der Unmdglichkeiten offenbart grundsétzlichere Dilemmata als
nur den (zweifellos auch vorhandenen) Unwillen der jetzigen Bundesregierung. Das
beginnt damit, dass Gebdude, besonders im Bereich Warme, im Vergleich zu anderen
Verbrauchssektoren wie z.B. elektrische Gerite ein wesentlich héheres Einsparpo-
tenzial haben. Anders formuliert: Wenn man bei der Effizienz Anspruchsvolles errei-
chen will, muss man dem Gebidudebestand zu Leibe riicken. Effizienzmafinahmen an
Gebduden erfordern jedoch erhebliche Investitionen - jedenfalls, wenn man ehrgei-
zige Einsparziele hat, und die hat auch die Bundesregierung in ihrem Energiekonzept
anerkannt: Bis 2050 muss die Bundesrepublik bei einem anndhernd klimaneutralen
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Gebdudebestand gelandet sein, um die Klimaschutzziele zu erreichen. Der neueste
Report an den Club of Rome hat noch einmal bekriftigt, wie notwendig das ist.

Wer soll also die Investitionen tragen? Die Hausbesitzer/innen, indem man
ordnungsrechtlich anspruchsvollere Energiestandards auch fiir Bestandsgebdude
vorschreibt? Ohne Zweifel wird auch irgendwann das Ordnungsrecht nachziehen
miissen. Ausgaben fiir die Gebdudesanierung sind durchaus gute Investitionen,
jedenfalls wenn man keine iibertriebene Renditeerwartung hat. Fast alle Effizienz-
mafSnahmen rechnen sich nach spatestens 20-30 Jahren, d.h. ohne Férderung und
selbst dann, wenn man sein Hauschen in einer Gegend hat, wo man die Modernisie-
rungsumlage nicht vollstdndig ausschépfen kann. Wegen der Hohe und der Langfris-
tigkeit der Anlage schrecken viele Immobilienbesitzer aber vor dieser Investition
zuriick - teilweise ist ihnen das Risiko zu uniiberschaubar, teilweise bekommen sie
aufgrund ihres Alters auch keine entsprechenden Kredite mehr. Selbst wenn man
diese Schwierigkeiten iiberwindet, bleiben noch zwei Probleme: Zum einen zeigt
schon die bisher giiltige EnEV, dass mangelnder Vollzug Umsetzungsdefizite nach sich
zieht. D.h. eine rein ordnungsrechtliche Losung braucht erhebliche Kontrollmecha-
nismen, die ebenfalls Geld kosten. Zweitens werden Vermieter die Kosten der energe-
tischen Modernisierung wo maglich auf die Miete umlegen, d.h. die Kosten bewirken
Warmmietensteigerungen und kommen so beim Mieter an. Auch andere Steuerungs-
moglichkeiten haben Vor- und Nachteile: Steuerfinanzierte Férderprogramme wie die
KfW-Kreditvergabe oder das Marktanreizprogramm fiir Erneuerbare Energien (MAP)
werden gut angenommen und haben eine eindrucksvolle Hebelwirkung von 1:10,
sind aber je nach Haushaltslage immer wieder von Kiirzungen bedroht. Sie erzeugen
keine Investitionssicherheit, die dringend notwendig wére um die Bereitschaft fiir
Investitionen deutlich zu erh6hen. Eine Einfithrung dynamischer, haushaltsunab-
héngiger Finanzierungsinstrumente wie eine Einsparverpflichtung auch fiir Gebaude
oder eine Umlageldosung generieren zuverldssig die notwendigen Finanzmittel, aller-
dings kommen auch sie in Form von Energiepreissteigerungen beim Endverbrau-
cher an. Die energetische Gebdudesanierung betrifft irgendwann jeden, denn jeder
muss wohnen. Daher ist es wichtig, dass sie als gesamtgesellschaftliche Modernisie-
rungsaufgabe anerkannt wird. Der Deutsche Mieterbund hat bereits dem Vorschlag
zugestimmt, nach dem die Kosten jeweils zu einem Drittel von Vermieter, Mietern
und dem Staat getragen werden. Die Frage ist, wie man am besten Bewegung in den
Sanierungsstau bringen kann.

Dynamische Politikinnovation: das Pramienmodell fiir einen
klimaneutralen Gebaudebestand

Es ist weithin anerkannt, dass uns nur ein Strategie- und Instrumentenmix aus novel-
liertem Ordnungsrecht, einem weiterentwickelten Forderinstrumentarium, einer
haushaltsunabhéngigen Finanzierungskomponente und verstdrkter Beratung auf
dem Pfad zu klimaneutralen Gebduden voranbringen kann. Die offene Frage ist,
welche Wege man zuerst beschreitet und wie man die Instrumente kombiniert.
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Einleitung

Die Heinrich-Boll-Stiftung bringt mit den «Strategien zur Modernisierung I+ II»
zwei Instrumente in die Diskussion, von denen wir uns eine grofiere Dynamik
versprechen: ein marktbasiertes Primienmodell sowie ein eigenstdndiges Programm
der energetischen Stadtsanierung unter dem Stichwort «EKO-Quartier». Im vorlie-
genden Band stellen wir das vom «Forum fiir Okologisch-Soziale Marktwirtschaft»
(FOS) entwickelte Pramienmodell vor. Die beiden genannten Konzepte ergéinzen
sich, stehen aber auch jeweils fiir sich.

FOS hat vier verschiedene Instrumente zur Finanzierung der energetischen
Gebdudesanierung miteinander verglichen und damit die erste umfassend verglei-
chende Studie zu diesem Thema vorgelegt. Das Ergebnis des Vergleichs ist eine
Empfehlung fiir ein Primienmodell: ein mit dem EEG vergleichbares haushaltsun-
abhéngiges Umlagesystem, das einen dynamischen Geldfluss sowohl in eine bessere
Dammung von Gebduden als auch in die regenerative Warmeversorgung lenkt. In
diesem Modell miissen die Importeure bzw. Hdndler von Erdgas und Heizol eine
Prémie fiir Investitionen in den Gebdudebestand zahlen. Die Kosten kénnen sie in
Form einer Umlage an ihre Kunden weitergeben. Die geférderten Mafinahmen orien-
tieren sich an dem, was z.Zt. von der KfW bzw. durch das MAP geférdert wird. Die
Zuschiisse werden nur fiir zusétzliche MafSnahmen gewéhrt.

Das Modell ist zunédchst eine Entscheidung fiir ein haushaltsunabhingiges Finan-
zierungsinstrument. Damit ziehen die Autor/innen der Studie Konsequenzen aus den
Erfahrungen mit den KfW-Forderprogrammen und dem MAP, die steuerfinanziert
sind: Trotz der nachgewiesenen erheblichen Hebelwirkung steht die Mittelausstat-
tung dieser Programme immer wieder zur Disposition. Die Auszahlung muss héufig
mitten im Jahr gestoppt werden. Das aber ist Gift fiir die wichtigste Eigenschaft, die
Forderprogramme in Gebdudeeffizienz brauchen: Investitionssicherheit. Die notwen-
dige Sanierungstiefe verlangt umfassende Investitionen, und die Langfristigkeit und
der Umfang des finanziellen Engagements stellen nachgewiesenermafien das grofte
Investitionshemmnis dar. Die Umlage schafft die Gewissheit, dass einmalig oder auch
jahrlich ein Zuschuss dazu beitrdgt, die Amortisation der Mafsnahme auf rund zehn
statt auf zwanzig Jahre zu verkiirzen.

Will man grundsétzlich eine haushaltsunabhéngige Finanzierung, gibt es noch
die Alternative des Quotenmodells (Energieeinsparverpflichtung). Die Energieein-
sparverpflichtung wird in einigen europdischen Landern praktiziert und dort sowohl
auf den Stromsektor als auch auf Gebdude angewandt. Grundsitzlich sind Quoten-
und Pramienmodell auch kombinierbar, etwa differenziert nach Anwendung auf
Strom (Elektrogerite) und Gebdude.

FOS und die Heinrich-Béll-Stiftung haben sich dennoch in dieser Studie
gemeinsam fiir ein Prdmienmodell im Gebdudesektor positioniert. Das hat seinen
Grund im Wesentlichen in der Investitionsdynamik, die wir davon erwarten. Im
Quotenmodell wird eine bestimmte Gruppe von Akteuren, z.B. Energieversorger oder
Netzbetreiber, verpflichtet, {iber einen bestimmten Zeitraum eine vorgegebene Menge
Energie einzusparen. Das Einsparziel kann sich ambitioniert {iber einen lingeren
Zeitraum erstrecken oder eine jahrliche Einsparmenge vorgeben. Die verpflichteten
Akteure kénnen entweder selbst investieren oder diese Leistung an andere vergeben.
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Die Kosten werden sie ebenso wie die Investoren beim Pramienmodell auf die
Endverbraucher umlegen. In der Theorie wird auf diese Weise die Innovationskraft
der Mirkte auf die kostengiinstigsten Losungen der Energieeinsparung gelenkt.

Die Investitionsdynamik, die vom Pridmienmodell ausgelost wiirde, wére
aus unserer Sicht jedoch sowohl dem Quotenmodell als auch einer ausschlief3-
lich ordnungsrechtlichen Losung iiberlegen. Beim Quotenmodell werden Akteure
verpflichtet, die hdufig wenig bis keine intrinsische Motivation zu seiner Umsetzung
haben, im Falle deutscher Energieversorger handelt es sich sogar um expliziten Wider-
stand. D.h. man wird das Modell nur mit erheblichem Kontrollaufwand durchsetzen
konnen. Das gilt noch umso mehr fiir das Ordnungsrecht. Da das Ordnungsrecht
ohnehin verscharft werden muss, ist mehr Kontrolle wohl auch nicht vermeidbar. Bei
einer Kombination mit dem Prdmienmodell wiirde man aber zugleich eine Investo-
rengruppe motivieren, die grundsatzlich investitionsbereit, aber z.Zt. durch das Risiko
abgeschreckt ist. Welche Dynamik ein positives Signal an diese Gruppe ausldst, kann
man beim EEG beobachten.

Der Vorschlag des FOS deckt sowohl Investitionen in Effizienzmafinahmen an der
Gebdudehiille als auch in regenerative Warmeerzeugung ab. Damit wird mit einem
Instrument beides optimal gefordert.

Das Pramienmodell setzt einen kontrollierten Vorgriff auf zukiinftige Energie-
preissteigerungen um. Es sendet ein deutliches Signal: Die Preise fiir fossile Energien
werden steigen, entweder durch Knappheit auf dem Weltmarkt oder durch die Pramie.
Gleichzeitig stellt es iiber die Umlage Geld fiir einen Umbau der Gebdudeenergie
zur Verfiigung, die im Endeffekt dazu beitrédgt, unsere Wirtschafts- und Lebensweise
aus der Abhidngigkeit von fossilen Energien zu befreien. Damit generiert sie griines
Wachstum und Beschiftigung. Allerdings 16st das Praimienmodell - wie jedes andere
Instrument - nicht alle Probleme. Da die Kosten in Form einer Umlage - wie bei
allen haushaltsunabhéngigen Instrumenten - an die Endverbraucher weitergegeben
werden, wird es notig sein, einen sozialen Ausgleich zu finden. Manche Haushalte
konnen selbst geringe Energiepreissteigerungen kaum verkraften. Dafiir miissen
Losungen gefunden werden - sei es in Form von Klimawohngeld oder von Heizkos-
tenzuschiissen. Denn der Green New Deal muss auch sozial ausgewogen sein.

Sabine Drewes

Referentin fiir Kommunalpolitik und Stadtentwicklung
Heinrich-Béll-Stiftung
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Zusammenfassung

=

Zusammenfassung!

Obwohl im Gebdudesektor ein gewaltiges wirtschaftliches Effizienzpotenzial schlum-
mert, werden die Einsparméglichkeiten durch Modernisierungsmafinahmen bisher
nur unzureichend genutzt. Es ist unwahrscheinlich, dass mit den bestehenden politi-
schen Instrumenten das im Energiekonzept der Bundesregierung formulierte Ziel
von einem klimaneutralen Gebdudebestand bis 2050 erreicht werden kann. Ein Teil
des Problems sind die hohen Investitionskosten von Gebdudemodernisierungen, die
sich meist erst iiber einen ldngeren Zeitraum wirtschaftlich auszahlen. Um diesem
Hemmnis entgegenzuwirken, werden zusitzliche Finanzierungsquellen benétigt.

In der vorliegenden Studie werden drei Instrumente daraufhin analysiert und
verglichen, inwiefern sie einen effektiven Finanzierungsbeitrag zur Gebdudemo-
dernisierung leisten konnen und dabei die unabhingig vom gewihlten Instrument
zwangsldufig entstehenden Kosten mdglichst verursachergerecht verteilen sowie
die Investitionssicherheit erh6hen und tatsdchlich zu einer spiirbaren Belebung des
Marktes beitragen. Dariiber hinaus fokussiert die Bewertung der Instrumente auf die
politische Umsetzbarkeit. Dabei werden Aspekte der Administrierbarkeit, Vereinbar-
keit mit dem bestehenden Instrumentarium, Rechtskonformitit und der gesellschaft-
lichen Akzeptanz beriicksichtigt. Folgende Instrumente werden verglichen:

mmm Eine verstirkte Forderung der Gebdudesanierung, die iiber eine Erh6hung der

Heizstoffsteuern finanziert wird.
== Eine verstdrkte Forderung der Gebdudesanierung, die im Rahmen eines Prami-

enmodells Sanierungsmafinahmen vergiitet und iiber eine Umlage auf Heizstoffe

finanziert wird.
== Die Einfiihrung eines Systems mit Mengensteuerung (Energieeinsparquote
bzw. Weifle Zertifikate), bei dem Effizienzmafinahmen fiir die Erreichung fester

Einsparziele angerechnet werden.

Zusatzlich zu den drei genannten Mafinahmen wird die Anrechenbarkeit von
EffizienzmafSinahmen im Europdischen Emissionshandel untersucht und auch die
mogliche Einfiihrung von Biirgschaften fiir Energiesparcontracting beleuchtet.

Die gute Nachricht lautet, dass jedes der Instrumente bei entsprechend sorgféltiger
Ausgestaltung einen wesentlichen Beitrag zur Anregung von SanierungsmajfSnahmen
und eine Verbesserung des Status quo leisten kann.

Energetische Gebdudemodernisierungen zeichnen sich dadurch aus, dass sie
durch die Einsparung von Energiekosten in der Regel wirtschaftlich sind und dariiber
hinaus positive Effekte auf Wachstum und Beschiftigung haben. Die hier darge-
stellten Instrumente mobilisieren zusétzliches Kapital bei insgesamt positiven volks-
wirtschaftlichen Effekten.

1  Die Schlussfolgerungen und Empfehlungen werden ausfiihrlicher in Kapitel III erldutert.
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Ein wesentliches Ergebnis der Analyse ist, dass jedes der genannten Instrumente
seine Vor- und Nachteile hat und es daher vor allem eine politische Entscheidung bleibt,
welche Aspekte bei der Verbesserung der energetischen Gebdudesanierung als besonders
wichtig erachtet werden.

Wie schnell zusitzliche Mittel zur Verfiigung stehen und welche Effizienzmaf3-
nahmen vor allem begiinstigt werden sollen, inwiefern private Investoren mobilisiert
werden miissen, oder wie die Kosten verteilt werden sollen, sind dabei nur einige
Beispiele fiir relevante Kriterien. Dabei sollten sich die politischen Entscheidungs-
trager immer dariiber bewusst sein, dass fiir die Erreichung der energie- und klimapo-
litischen Ziele im Gebdudebereich in den kommenden Jahren erhebliche finanzielle
Mittel bendtigt werden. Jedes Instrument, das den Anspruch hat, diese Ziele erreichen
zu kdnnen, wird damit kurz und mittelfristig Kosten verursachen, die von irgendwem
iibernommen werden miissen. Ein erfolgversprechendes Instrument ist damit
zundchst «teuer». Ein Instrument abzulehnen, weil es zu teuer ist, bedeutet damit
praktisch, die zwangsldufig entstehenden Kosten einer Zielerreichung abzulehnen.
Besonders hervorzuheben ist dabei, dass sich diese Kosten durch grofie volkswirt-
schaftliche Gewinne wieder auszahlen. Dazu zdhlen zundchst die eingesparten
Energiekosten und die zunehmende Unabhéngigkeit von fossilen Energieimporten.
Hinzu kommen die positiven Wirtschafts- und Beschiftigungseffekte, die durch die
verstdrkte Sanierungsaktivitdt vor allem im Mittelstand und bei Handwerksbetrieben
entstehen. Nicht zuletzt ist in diesem Zusammenhang auch der Beitrag zum Klima-
schutz zu nennen, der durch Gebdudesanierungen kosteneffizient erreicht wird.

Insgesamt wird deutlich, dass die Wirksamkeit der Instrumente stark von ihrer
konkreten Ausgestaltung abhdngt. Um die Wirkungen z.B. auf Energiepreise oder die
Wirtschaftlichkeit von Effizienzmafinahmen auch quantitativ vergleichen zu kénnen,
miissten genauere Simulationen und Schéitzungen vorgenommen werden, die im
Rahmen dieser Studie nicht geleistet werden konnten. Alternativ wurden Wirkungs-
zusammenhédnge qualitativ erldutert und die grundlegenden Mechanismen darge-
legt, die eine Einschétzung zu den Vor- und Nachteilen der Instrumente erméglichen.

Tabelle 1 fasst die Bewertung der Instrumente nach verschiedenen zugrunde
gelegten Kriterien zusammen, wobei die Bewertung von «++» (sehr positiv) bis zu
«- -» (sehr negativ) reicht.
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Empfehlungen

Tabelle 1: Bewertungsiibersicht
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CO;-Energieeinsparung T+ T+ ++ 0

Vermeidungskosten / Hebelwirkung —+ + o+ n/A

Verteilungswirkung: - - 0 B

Umsetzung des Verursacherprinzips

Verteilungswirkung: + + 0 ——

Zielgruppenneutralitat

Planungssicherheit fiir Investoren - ++ + +
Politische Umsetzung

Administrative Umsetzung ++ 0 0 +

Keine sozialen AusgleichsmaBnahmen __ __ _ 4

notwendig

Legende: ++ sehr positiv, + positiv, 0 neutral, - negativ, -- sehr negativ  n/A keine Angahe
Quelle: eigene Darstellung

Die vergleichende Bewertung zu den einzelnen Kriterien ist im abschliefSenden
Kapitel III enthalten. Auf Grundlage dieser Schlussfolgerungen werden folgende
Empfehlungen fiir politische MafSinahmen gegeben.

Empfehlungen

Die politische Entscheidung zur Einfiihrung neuer Finanzierungsinstrumente im
Bereich der energetischen Gebdudesanierung muss im Rahmen einer breiteren
Debatte zu den notwendigen Sanierungsfortschritten im Gebdudebereich und zum
Zusammenspiel mit anderen Instrumenten getroffen werden.

Auf Grundlage der in dieser Studie gewonnenen Erkenntnisse wird empfohlen, die
Finanzierung bestehender Forderprogramme kurzfristig tiber eine leichte Erth6hung
von Heizstoffsteuern sicherzustellen und die Férderung der energetischen Gebdude-
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sanierung mittelfristig auf einen haushaltsunabhéngigen Mechanismus umzustellen.
Fiir die Gebdudesanierung wird das Pramienmodell als das wirksamste Instrument
empfohlen, wobei eine Kombination mit der Einsparquote fiir Mafinahmen im
Bereich Stromeffizienz denkbar wire.

Kurzfristig: Heizstoffsteuer-finanzierte Férderung

Die derzeit unstete Mittelausstattung von bestehenden o6ffentlichen Férderpro-
grammen ist als eines der grofsten Hemmnisse fiir die Gebdudesanierung zu werten.
Das Instrument der leichten Heizstoffsteuererh6hung konnte sehr kurzfristig
umgesetzt werden und die Aufstockung und Verstetigung der notwendigen Mittel fiir
die Férderprogramme finanzieren. Diese MafSnahme bietet den Vorteil, dass sie einen
zweifachen Anreiz fiir Investitionen in die Gebdudesanierung schafft: Zum einen
werden Effizienzmafinahmen sowie der Einsatz erneuerbarer Energien aufgrund der
hoheren Endpreise fiir fossile Heizstoffe wirtschaftlicher; zum anderen entsteht mit
relativ geringen Preiseffekten ein betrachtliches zusédtzliches Aufkommen aus der
Energiebesteuerung, mit dem die noétigen Mittel fiir eine Aufstockung der Forder-
programme fiir energetische Sanierungen verursachergerecht erbracht werden. Die
Herausforderung der Politik besteht bei diesen Mafinahmen vor allem darin, eine
ausreichende gesellschaftliche Akzeptanz fiir die Steuererh6hung zu schaffen.

Mittelfristig: Haushaltsunabhdngiges Instrument

Mittelfristig sollte ein neuer, haushaltsunabhéngiger Finanzierungsmechanismus fiir
die Férderung der energetischen Gebdudesanierung geschaffen werden. Grundsétz-
lich bieten sich fiir die haushaltsunabhingige Forderung sowohl eine Einsparquote
fiir Energieversorger als auch das Primienmodell an: Beide Instrumente mobilisieren
privates Kapital fiir EffizienzmafSnahmen, indem sie entweder die Investitionen finan-
ziell attraktiver machen (Pramienmodell) oder die Anrechenbarkeit von Energiespar-
mafinahmen fiir ein vorgegebenes Ziel schaffen (Quotenmodell).

Bei einer isolierten Betrachtung des Gebdudesektors - entsprechend des Auftrags
fiir diese Studie und den energiepolitischen Zielen der Bundesregierung - eignet
sich aus verschiedenen Griinden zunichst vor allem das Primienmodell: Ahnlich
wie die Heizstoffsteuer schafft die verursachergerechte Finanzierung eine zweifache
Lenkungswirkung und damit sehr positive finanzielle Anreize. Zudem ldsst sich das
Modell durch die Ausgestaltung der Zuschiisse und Prdmien sehr gut auf die Bedarfs-
lage im Gebdudesektor zuschneiden. Die Kosten- und Nutzenverteilung lassen sich
bei diesem Instrument sehr gut steuern. Da die Finanzierung in ihrer Gesamtheit
nicht begrenzt ist und iiber einen lingeren Zeitraum gewidhrt werden kann, schafft
das Modell ein Hochstmaf$ an Planungssicherheit. Eine der zentralen Herausforde-
rungen bei diesem Instrument ist es, eine Ausgestaltung zu wéhlen, die ein zu starkes
Ansteigen der Umlage vermeidet und gleichzeitig die Investitionssicherheit moglichst
wenig einschrinkt. Wie beim Konzept der Heizstoffsteuer sollte eine moglichst grofie
gesellschaftliche Akzeptanz fiir Energiepreiserhhungen geschaffen werden, da die
Preissteigerungen im Pramienmodell nur indirekt kontrollierbar sind und eine regel-
maflige politische Debatte zur Anpassung von Fordermodalitdten und der Kosten-
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Empfehlungen

umlage gefiihrt werden miisste. Dariiber hinaus ist eine Auseinandersetzung um die
finanzverfassungsrechtliche Zuldssigkeit des Modells nicht ausgeschlossen.

Diese Empfehlung fiir das Pramienmodell schliefSt die Einfithrung von Einspar-
quoten nicht aus. Das Instrument der Einsparverpflichtung ist beispielsweise im
Rahmen der Europdischen Energieeffizienzrichtlinie vorgesehen, die aktuell auf
europdischer Ebene verhandelt wird und bis Juni 2012 verabschiedet werden soll.
Wird es im Rahmen der europdischen Vorgaben auch in Deutschland umgesetzt, ist
eine Koexistenz mit dem Prdmienmodell denkbar. Grundsitzlich kann die Einspar-
quote dhnlich gute 6kologische Effekte wie das Praimienmodell bewirken. Ein Vorteil
ist, dass bei Einsparquoten bestimmte Akteure fiir die Umsetzung von Energiespar-
mafinahmen in die Verantwortung genommen werden. Andererseits bleiben in
diesem Instrument auch die Verteilungswirkungen in gréfSerem Mafse dem Markt
iiberlassen als beim Primienmodell, da den verpflichteten Akteuren eine gewisse
Flexibilitédt bei ihrer Auswahl der durchzufiihrenden Effizienzmafinahmen gewahrt
werden muss. Es muss zudem bezweifelt werden, ob Einsparquoten ein geeignetes
Instrument fiir die Steigerung von Sanierungen in gréferem Umfang (z.B. Tiefensani-
erungen) und mit langen Amortisationszeitriumen sind.

Weil sich die Einsparquote vor allem fiir kleinere, weniger investitionsintensive
EffizienzmafSinahmen eignet, ist es vor allem fiir Effizienzfortschritte beim Strom-
verbrauch (z.B. Elektrogerite privater Haushalte) geeignet. Zudem koénnten kleinere
EinzelmafSnahmen der heutigen Forderprogramme im Gebdudebereich in das Modell
integriert werden. Die angemessene Abgrenzung der anrechenbaren Mafinahmen
zum Pramienmodell wére dabei noch ndher zu priifen.
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I
AUSGANGSLAGE

Auf dem Weg in eine umweltschonende, zuverldssige und bezahlbare Energieversor-
gung kommt dem effizienteren Einsatz von Energie eine Schliisselrolle zu. Nur wenn
die vorhandenen technologischen Potenziale des sparsameren Umgangs mit Energie
genutzt werden, kann der Umstieg auf eine Vollversorgung mit erneuerbaren Energien
in einem wirtschaftlich vertrdaglichen Rahmen gelingen. Der Gebdudesektor birgt
grofSe Potenziale zur Steigerung der Energieeffizienz. Dessen Versorgung mit Warme
und Kalte verbraucht in Deutschland 40 % der gesamten Endenergie und stof3t fast
20 % der gesamten CO,-Emissionen aus. Die energetische Gebdudesanierung ist also
fiir die Umsetzung der Energiewende und fiir den Klimaschutz zwingend notwendig.

Die Bundesregierung strebt in ihrem Energiekonzept daher richtigerweise an,
gegeniiber 2008 den Warmebedarf des Gebdudesektors bis 2020 um 20 % und den
Primérenergiebedarf des Gebdudesektors bis 2050 um 80 % zu senken. Um dieses
Ziel zu realisieren, miissen konsequente Sanierungsmafinahmen die Energieeffi-
zienz steigern und damit den Energieverbrauch senken sowie parallel fossile Brenn-
stoffe wie Ol und Gas durch erneuerbare Energiequellen ersetzt werden. Obwohl
sich energetische Modernisierungsmafinahmen und regenerative Heizungsanlagen
aufgrund der geringeren oder entfallenden Brennstoffkosten mittel- bis langfristig
auch einzelwirtschaftlich rechnen konnen, scheuen Hauseigentiimer und Kredit-
geber hdufig die anfinglichen Investitionen.

Die bisherige energetische Sanierungsrate von 1% im Jahr zeigt, wie dringend
notwendig eine angemessene, konstante und zuverldssige Forderung im Bereich der
Gebdudewdrme ist.

Richtigerweise will die Bundesregierung die energetische Sanierungsrate auf
2% im Jahr steigern. Die gegenwdrtige Politik steuert allerdings in die entgegenge-
setzte Richtung. Das erfolgreiche Marktanreizprogramm Erneuerbare Energien und
die KfW-Geb&dudesanierungsprogramme, die aus dem Bundeshaushalt bzw. dem
Energie- und Klimafonds bezuschusst werden, wurden wiederholt gekiirzt, gestoppt
oder ausgesetzt. Auch die Finanzierung aus dem neu geschaffenen Sondervermogen
des Energie- und Klimafonds schafft dabei keine Besserung, da die Einnahmen mit
den Zertifikatspreisen stark schwanken.

Das Ziel, die energetische Sanierungsrate auf jahrlich 2% zu verdoppeln, ist so
nicht zu erreichen. So stellt auch die Bundesregierung in ihrem zweiten «Energieeffi-
zienz-Aktionsplan» fest: «Die bisherigen Instrumente allein werden nicht ausreichen,
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I Ausgangslage — Einsparpotenziale und -ziele im Gebdudesektor

um diese ambitionierten Ziele zu erreichen. [...] Um die technisch-wirtschaftlichen
Moglichkeiten der energetischen Sanierung des Gebdudebestands zu nutzen, ist ein
neuer strategischer Ansatz notwendig. [...] Dabei sollen Anreize gesetzt, aber keine
Zwangssanierungen angeordnet werden. »?

Um mittel- und langfristig wirtschaftliche Effizienzpotenziale voll auszuschopfen
und somit die gesetzten Ziele auch erreichen zu kénnen, gleichzeitig aber eine intel-
ligente Finanzierung der notwendigen Mafinahmen zu gewéhrleisten, bedarf es einer
Flankierung der bestehenden Mafinahmen mit marktbasierten Steuerungsinstru-
menten. Sie lassen Wirtschaft und Verbrauchern die grofitmogliche Entscheidungs-
freiheit, wie vorhandene Effizienzpotenziale gehoben werden. Die Steuerungskraft
des Marktes kann bei sorgfiltiger Ausgestaltung bestehende Effizienz-Hemmnisse
abbauen, finanzielle Anreize verbessern und Vorteile fiir Projekte mit den kosten-
giinstigsten Vermeidungskosten bewirken.

Einsparpotenziale und -ziele im Gebaudesektor

Rund drei Viertel von 17,3 Mio. Wohngebduden in Deutschland wurden vor 1979 und
damit vor der ersten Warmeschutzverordnung errichtet. Diese Gebdude mussten
damals noch keine Mindeststandards bei der Wairmeddmmung erfiillen und verbrau-
chen daher erheblich mehr Energie als nach heutigem Stand der Bau- und Anlagen-
technik notig wire. So sparen vollsanierte Gebdude mit Solarwdrmenutzung durch-
schnittlich rund die Hélfte der Heizenergie von vergleichbaren unsanierten Altbauten
ein - bei einer gut geplanten und gut ausgefiihrten energetischen Sanierung kénnen
die Einsparungen auch deutlich dartiber liegen.

Das vorhandene Einsparpotenzial in Gebduden, die bis 1979 errichtet wurden,
ist trotz zunehmender Sanierungen weiterhin sehr grof3. Denn im Zeitraum 1989 bis
2006 wurden bisher weniger als 30 % der moglichen energetischen Sanierungsmaf3-
nahmen durchgefiihrt (BMVBS 2007, CO,Online 2011). Unter Beibehaltung heutiger
Sanierungsraten wiirde die vollstindige Modernisierung des Altbaubestandes noch
etwa 65 bis 70 Jahre, also mindestens etwa bis zum Jahr 2075 dauern (IWU/BEI 2011).
Mit einer umfassenden Sanierung? der Altbauten (vor 1977 gebaut) kénnten bis zum
Jahr 2020 Energieeinsparungen von 110 TWh mit einem Gegenwert der eingesparten
Energiekosten von 7,5 Mrd. EUR erreicht werden (CPI 2011). Hinzu kommen die
Einsparpotenziale, die es auch bei jiingeren Bestandsgebduden noch gibt.

Im Rahmen des Energiekonzepts der Bundesregierung ist vorgesehen, den
Wirmebedarf fiir Gebdude bis 2020 um 20 % und den Primérenergiebedarf bis 2050
um 80 % zu senken, um schliefdlich einen «nahezu klimaneutralen Gebdudebestand»
zu erreichen (Bundesregierung 2010). Dazu soll der Anteil der jdhrlich energetisch
sanierten Gebdude von 0,8 % auf 2% erhoht werden. Bei 2% energetischen Sanie-
rungen pro Jahr wird jedes Geb&dude bis 2050 nur einmal erreicht - so muss jede

2 Bundestagdrucksache 17/6927 vom 2.9.2011.

3  Wenn diese Gebdude nach Sanierung einen Energiestandard von 30% unter dem Neubaustan-
dard erreichen (KfW 70) und ab 2015 auf eine Sanierungstiefe von 55% des Neubauniveaus
gesteigert werden (KfW 55), vgl. CPI 2011.
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einzelne Sanierung umfassend sein, um eine achtzigprozentige Reduktion des
Primérenergiebedarfs zu erreichen (DIW 2011). Das Achtzigprozentziel entspricht
einem drastischen Riickgang des Endenergieverbrauchs im Gebdudebestand fiir
Raumwérme und Warmwasser von 660 TWh im Jahr 2010 auf weniger als 140 TWh im
Jahr 2050. Wird der heutige Sanierungstrend fortgefiihrt, ist jedoch bis 2050 lediglich
ein Riickgang auf 360 TWh zu erwarten (NABU et al. 2011).

Die Ausgangslage verdeutlicht, dass die ehrgeizigen Ziele auf dem bishe-
rigem Entwicklungspfad nicht erreicht werden, und offenbart grofien politischen
Handlungsbedarf.

Finanzierungshedarf im Gebaudesektor

«70% der von Eigentiimern und Hausverwaltungen geplanten Sanierungen zur
Energieeinsparung konnten sich bei den heutigen Energiepreisen rentieren. Denn
die Heizkostenersparnis iiberwiegt mittel- bis langfristig die Modernisierungskosten,
also die Kosten, die iiber eine ohnehin fillige Instandsetzung hinausgehen» (BMVBS
2007, S. 6).

Der Grofteil der erforderlichen energetischen Gebaudemodernisierungen ist
schon allein dadurch rentabel, dass die Kosten fiir den Energieverbrauch erheblich
gesenkt werden kénnen.

Bei steigenden Energiepreisen wiirde sich die Ersparnis weiter verbessern. Eine
Reihe wissenschaftlicher Studien zu den «energiebedingten Mehrkosten» weist
nach, dass sich die Investitionen spitestens nach 20 Jahren amortisiert haben (eine
Ubersicht bietet DIW 2011).* Prognos et al. (2010) gehen davon aus, dass es im
Mietwohnungssektor bei heutigen Forderkonditionen ein wirtschaftliches Potenzial
der energetischen Gebdudesanierung von 62% des Energieverbrauchs gibt. Rund
10% des heutigen Endenergieverbrauchs gehéren dabei zum kurzfristig (bis 2016)
wirtschaftlich erschliefSbaren Potenzial und liefSen sich im Rahmen ohnehin anste-
hender Investitionszyklen erschliefien.

Je weiter die Sanierung insgesamt voranschreitet, desto geringer werden jedoch
die Einsparpotenziale, und desto ldnger dauert es, bis sich die Investitionskosten
iiber die vermiedenen Energieverbrduche finanziert haben. Man hat errechnet, dass
es schon in wenigen Jahren eine wirtschaftliche Liicke von 5 Mrd. Euro geben wird
und der Forderbedarf bis 2020 weiter auf bis zu 9 Mrd. Euro ansteigt (NABU et al.
2011: 16). Zu dhnlichen Ergebnissen kommt auch die Climate Policy Initiative: Mit
den heutigen Forderkonditionen der Programme der KfW (Kreditanstalt fiir Wieder-
aufbau) wiirden bei einer zweiprozentigen Sanierungsrate fiir eine Sanierung auf
den Standard KfW 100 pro Jahr zundchst Férderungen von 2 bis 4 Mrd. Euro bendtigt
und fiir eine Sanierung auf den Standard KfW 55 mittelfristig Férderungen von 4 bis

4  Die energiebedingten Mehrkosten bezeichnen die Kostendifferenz gegeniiber einer Sanierung,
die keine Senkung des Energiebedarfs zur Folge hat. Es wird davon ausgegangen, dass z.B.
Wirmeddmmungen zusammen mit allgemeinen Modernisierungsmafinahmen vorgenommen
werden. Zur Analyse von energiebedingten Mehrkosten verschiedener Sanierungsmafinahmen
siehe Dena/IWU 2012.
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I Ausgangslage — Finanzierungsbedarf im Gebdudesektor

8 Mrd. Euro (CPI 2011). Die Bundesregierung beabsichtigt bisher, die Férderungen
durch zinsvergiinstigte Darlehen und Zuschiisse auf einem Niveau von 1,5 Mrd.
Euro im Jahr zu stabilisieren.® Dies ist zwar mehr als in den Jahren 2010 und 2011
bereitgestellt wurde, aber gemessen am angegebenen Bedarf immer noch zu wenig.
Es gibt also unter den bestehenden Bedingungen eine Finanzierungsliicke, die zur
Einhaltung der Energiesparziele geschlossen werden muss.

Abbildung 1: Wirtschaftlichkeit von SanierungsmaBBnahmen: Sanierungskosten vs.
Energieeinsparungen in Euro/m2/Jahr
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Legende:

1 Modellrechnungen fiir Baujahre 1958 - 1968 (2008)
2 Durchschnitt der Modellberechnungen fiir diverse Baujahre

3 Modellrechnungen fiir diverse Baujahre (2006) Vollkosten
4 Mehrere Fallstudien fiir diverse Baujahre (2010) . . hrl
5 Modellrechnungen fiir Baujahre 1969 - 1978 (2008) Ener iebe ingte Mehrkosten

6 Fallstudie mit Dena fiir Baujahre 1969-1978 (2010) -
7 Modellrechnungen fiir Baujahr 1975 und Kosten im Jahr 2020 (2007) @ Ener ie insparungen

Quelle: DIW 2011, S.5

5  Allerdings war das abschlieSende Gesamtbudget des KfW-CO,-Geb4dudesanierungsprogramms
im Jahr 2012 wegen der sehr niedrigen Preise fiir CO,-Zertifikate im Rahmen des Emissionshan-
dels {iber mehrere Monate nicht gesichert, siehe auch Fufinote 7.
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Diese Finanzierungsliicke besteht unabhingig davon, welches Instrument zur Foérde-
rung der energetischen Gebdudesanierung abschlieflend gewé&hlt wird. Wenn die
anspruchsvollen - aber in Hinblick auf den Klimawandel notwendigen - energiepoli-
tischen Ziele im Gebdudebereich tatsdchlich erreicht werden sollen, sind also Instru-
mente zu installieren, die diese Finanzierungsliicke schliefSen. Unabhéngig davon,
wie die Zielerreichung politisch organisiert wird und welcher Instrumentenmix
verwendet wird: Die Kosten fallen an, irgendwer muss sie iibernehmen, und anderer-
seits profitiert irgendwer von den wirtschaftlichen Aktivitdten, die durch verstéirkte
Sanierungsanstrengungen entstehen. Insbesondere ist nicht zu vermeiden, dass der
Verkauf von Heiz6l und Erdgas zuriickgeht und mit diesem Geschift entsprechend
weniger Umsatz und Gewinn gemacht werden kann.

Rahmenbedingungen fiir eine mittel- his langfristig sichere Finanzierung

Bedeutung einer mittel- und langfristig sicheren Finanzierung

Noch sind umfassende Mafinahmen der energetischen Sanierung im Gebdudebe-
reich vielfach betriebswirtschaftlich unwirtschaftlich, wenn nur ein vergleichsweise
kurzer Zeitraum von beispielsweise sieben Jahren betrachtet wird. Da aber betriebs-
wirtschaftlich nur selten ldngere Zeitrdume betrachtet werden, sind insbesondere
finanzielle Forderungen dringend notwendig. Ohne diese finden energetische Sanie-
rungen in der Regel nicht in dem Umfang statt, wie sie fiir die Umsetzung der Energie-
wende notwendig wiren.

Wichtiges Ziel einer finanziellen Forderung der energetischen Sanierung ist
neben der faktischen Erhéhung der Sanierungsrate die Senkung der Kosten fiir
hochwertige energetische Sanierungen. Diese Senkung kann stattfinden, wenn die
dafiir benotigten Anlagen und Materialen Massenware sowie die Arbeitsabldufe
Standard werden. Wenn beispielsweise Heizungsanlagen auf Basis von Solarkollek-
toren in Verbindung mit saisonalen Warmespeichern hochwertige Massenware und
die Planung der hochwertigen energetischen Sanierung bei Architekten, Bauinge-
nieuren und Handwerkern Standard wird, wird die gesamte Sanierungsmafinahme
giinstiger und gleichzeitig qualitativ besser. Diese Entwicklung findet heute in der
Regel nur unzureichend statt. Wer seinen Altbau hochwertig energetisch sanieren
mochte, findet oft keine Planer und Handwerker, die damit bereits ausreichend Erfah-
rungen haben, und auch die dafiir notwendigen Materialien haben den Markt haufig
noch nicht durchdrungen.

Grund dafiir ist, dass die Nachfrage nach hochwertigen energetischen Sanie-
rungen bislang noch zu gering ist - auch und gerade aufgrund der fehlenden verléss-
lichen finanziellen Férderung oder dhnlich wirksamer ordnungsrechtlicher Instru-
mente. Fiir die Herstellerindustrie wie auch fiir Planer und Handwerker ist auch nicht
erkennbar, dass diese Nachfrage in absehbarer Zeit deutlich zunehmen wird. Schlief3-
lich ist es fiir viele nicht klar genug erkennbar, dass sich hochwertige energetische
Sanierungen in absehbarer Zeit deutlich schneller amortisieren. Denn erstens bietet
die Politik bislang nicht die langfristig gesicherte Finanzierung, und zweitens méchte
man keine kostspieligen Wetten auf einen steigenden Ol- und Gaspreis riskieren.
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I Ausgangslage — Rahmenbedingungen fiir eine mittel- bis langfristig sichere Finanzierung

Sollen also die Kosten fiir hochwertige energetische Sanierungen sinken, dann ist eine
mittel- bis langfristig sichere finanzielle Férderung dringend notwendig.

Nur mit einer solchen Investitionssicherheit investieren Marktakteure wie
Anlagenhersteller in neue und kostengiinstige Produktionsanlagen sowie Forschung
und Entwicklung. Damit wiirden die notwendigen Anlagen und Techniken besser und
kostengiinstiger. Nur so werden Planer auf dieses Geschiftsfeld setzen, bilden sich
entsprechend weiter und schaffen beispielsweise Software an, mit der zielgerichteter
geplant werden kann. Nicht zuletzt bereiten sich auch die Handwerksbetriebe nur so
darauf vor, hochwertige Sanierungen durchfiihren zu kénnen, indem sie ihre Mitar-
beiter weiterbilden und bendtigtes Werkzeug anschaffen. Nicht zuletzt fithrt eine
hohe Investitionssicherheit dazu, dass Kredite sowohl fiir Investitionen in Gebdude
als auch fiir die Herstellerindustrie etc. giinstiger werden, da auch fiir die Finanzin-
stitute die Risiken sinken. Das alles fiithrt zu niedrigeren Kosten fiir die hochwertige
energetische Sanierung und findet ohne mittel- bis langfristig gesicherte finanzielle
Forderung nicht oder zu spét und zu zogerlich statt.

Wihrend die energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung in jedem
Fall nur mit hohen Anfangsinvestitionen in den Gebdudebereich zu erreichen sind,
kann die Wahl des Instruments die Kosten dieser Investitionen begrenzt beeinflussen.
Da mit einer hohen Investitionssicherheit eine schnellere Kostensenkung zu erwarten
ist und Kredite der Finanzinstitute zu giinstigeren Konditionen vergeben werden,
senkt ein Instrument mit hoher Investitionssicherheit die Gesamtkosten, wahrend sie
durch fehlende Investitionssicherheit tendenziell hoher sind.

Erfahrungen mit dem KfW-C0,-Gebaudesanierungsprogramm und dem MAP
Beispiele fiir nicht ausreichend sichere Finanzierungen von Férdermafsnahmen fiir
die energetische Gebdudesanierung sind das KfW-CO,-Gebdudesanierungspro-
gramm und das Marktanreizprogramm Erneuerbare Energien (MAP), mit dem insbe-
sondere Anlagen zur Nutzung der Erneuerbaren im Wéarmebereich gefordert werden.
Beide Programme leiden seit ihrer Einfithrung darunter, dass nie iiber ein Jahr hinaus
sicher war, ob bzw. in welcher Hohe sie weitergefiihrt werden. Ferner wurde die
Forderhohe fiir geférderte Mafinahmen innerhalb eines Haushaltsjahres, trotz der zur
Verfiigung stehenden Gesamtmittel fiir dieses Jahr, kurzfristig teils drastisch gekiirzt
bzw. das Programm wegen zu starker Nachfrage sogar ausgesetzt oder gestoppt.

Diese Unsicherheiten und Unklarheiten haben dazu gefiihrt, dass bislang kaum
ein Investor mit einer konstanten Fortfiihrung der Programme plant und seine
wirtschaftlichen Aktivitdten entsprechend ausrichtet.

Die Politik hat dabei versucht, die Ausstattung der Programme mit ausreichenden
Mitteln moglichst sicherzustellen. Beispielsweise war urspriinglich beabsichtigt, dass
die Einnahmen aus der im Rahmen der Okologischen Steuerreform eingefiihrten
Stromsteuer teilweise fiir das MAP verwendet werden. Denn diese Stromsteuer ist
auch fiir Strom aus erneuerbaren Energien zu entrichten, der entsprechend der Logik
der OSR nicht erhoben werden miisste, da er weniger Umweltschdden verursacht
(Bundesregierung 2004, ZSW et al. 2006). Wire dieses Konzept umgesetzt worden,
hétte das MAP iiber eine sichere Finanzierung verfiigt. Tatsdchlich wurde sie praktisch
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nie vollstdndig und wird sie seit vielen Jahren nur unzureichend umgesetzt. Inzwi-
schen fiihlt sich an diese Absicht wohl kein Politiker mehr gebunden. Entsprechend
sind die Einnahmen der Stromsteuer heute um ein Vielfaches hoher als die Mittel
des MAP. Faktisch sind in den letzten Jahren die Einnahmen teils deutlich gestiegen,
wihrend die Mittel des MAP deutlich zuriickgefahren wurden. Die chronische
Verschuldungsproblematik der 6ffentlichen Haushalte wiegt auch hier stirker als die
Bediirfnisse der Energiewende und des Klimaschutzes.

Auch vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung mit Beginn des Jahres 2012
die Finanzierung sowohl des KfW-CO,-Gebdudesanierungsprogramms als auch des
MAP in den «Energie- und Klimafonds» iiberfiihrt. Dieser wird aus den Einnahmen
des Verkaufs von CO,-Zertifikaten finanziert - und damit nicht mit Steuermitteln und
nicht aus dem Bundeshaushalt. Die urspriinglich vorgesehenen Beitrdge der Betreiber
von Atomkraftwerken, die sie aufgrund der Laufzeitverlingerung vom Herbst 2010
zahlen sollten, entfallen ersatzlos aufgrund der Wende der Bundesregierung bei der
Atompolitik und der Riicknahme der Laufzeitverldngerung nach dem Atomungliick
in Fukushima. Obwohl die Finanzierung beider Programme damit nicht mehr vom
Bundeshaushalt abhéngig ist, was insbesondere beim MAP seit Jahren gefordert wird,
ist deren Finanzierung aktuell alles andere als gesichert. Denn mit einem deutlichen
Verfall des Preises der CO,-Zertifikaten auf teils unter 7 Euro/t - mit 17 Euro/t hat
die Bundesregierung kalkuliert - fehlen auch im Energie- und Klimafonds die Mittel.
Zwar wurde von der Bundesregierung u.a. gegeniiber der KfW fest zugesagt, dass im
Falle fehlender Mittel die Liicke im Fonds aus dem Bundeshaushalt gefiillt wiirde.
Allerdings war iiber Monate hinweg sehr fraglich, ob diese Zusage eingehalten wird.
Erst im Marz 2012 fiel die Entscheidung des Finanzministeriums, den Fonds mit
einem Liquidititsdarlehen zu stiitzen und einzelne Programme zu kiirzen, so dass das
KfW-CO,-Gebdudesanierungsprogramm auf die vorgesehenen 1,5 Mrd. Euro aufge-
stockt werden konnte (BMF 2012). Allerdings liegt auch dieser Ansatz unter dem, was
notwendig wére. In jedem Fall hat die monatelange Unsicherheit verhindert, dass
Investoren Vertrauen in den mittel- bis langfristigen Bestand des Programms fassen
konnten.

Aber auch in den Jahren, in denen iiber das gesamte Haushaltsjahr die Mittelan-
sdtze konstant waren und keine Mittelkiirzungen vorgenommen wurden, bestanden
fiir Investoren erhebliche Investitionsunsicherheiten. Denn wenn der Abruf der Mittel
am Anfang des Jahres zu stark war, drohte im zweiten Halbjahr das Budget vorzeitig
ausgeschopft zu sein. Kurzfristig notwendige Aufstockungen wurden in der Regel nicht
vorgenommen. Das fiihrte insbesondere beim MAP hiufig zu radikalen Anderungen
der Forderbedingungen und teilweise zum zeitweiligen Stopp des Programms.

All diese Schwierigkeiten sind beim Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
aufgrund seiner Grundstruktur nicht gegeben. Das ist ein Hauptgrund, warum es
sowohl beziiglich der Ausbaugeschwindigkeit der Erneuerbaren im Strombereich
als auch der Kosten des erneuerbaren Stroms pro Kilowattstunde im Vergleich zu
anderen Instrumenten vergleichsweise giinstig ist. Es ist ferner Hauptgrund dafiir,
dass die Anlagenkosten fiir EE-Anlagen zur Stromproduktion in den vergangenen
Jahren teils extrem gesunken sind.
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I Ausgangslage — Hemmnisse fiir EffizienzmaBnahmen im Geb&audebereich

Schlussfolgerungen flir ein erfolgreiches Férderinstrument

Der Erfolg eines Instruments zur Férderung der energetischen Gebdudesanierung

steht und féllt mit der Investitionssicherheit, die es fiir alle (wirtschaftlichen) Akteure

liefert. Ein erfolgreiches Forderinstrument muss daher idealer Weise folgende Krite-

rien erfiillen:

=== Es muss unabhéngig sein vom Bundeshaushalt, da ansonsten keine Sicherheit
iiber die Hohe des Budgets iiber ein Haushaltsjahr hinaus besteht.

== Seine Mittel pro Jahr diirfen absolut nicht strikt begrenzt sein, da ansonsten die
Mittel frithzeitig ausgeschopft sein konnten und das Programm damit friihzeitig
gedndert oder gar gestoppt werden muss.

Hemmnisse fiir EffizienzmaBnahmen im Gebaudebereich

Im vorangegangenen Abschnitt wurden vor allem die wirtschaftlichen Bedingungen

der energetischen Sanierungsmafinahmen im Gebdudebereich dargestellt. Die

in dieser Studie analysierten Finanzierungsinstrumente sind in erster Linie dazu
geeignet, das Problem der bisher mangelnden Finanzierung anzugehen. Dabei ist
zu beriicksichtigen, dass die Entscheidung von Hauseigentiimern fiir oder gegen

Sanierungsmafinahmen nicht allein auf Grundlage von Kostenrechnungen und

Amortisationszeitrdumen getroffen wird. Anders ausgedriickt: Nur weil sich eine

Sanierungsmafinahme innerhalb eines iiberschaubaren Zeitraums rechnet, wird sie

nicht unbedingt durchgefiihrt. Dies ist zum einen auf 6konomische Hemmnisse, aber

auch auf Informationsdefizite und weitere nicht 6konomische Hemmnisse zuriickzu-

fithren, die sich wie folgt zusammenfassen lassen (siehe auch Ecofys 2010, Prognos et

al 2010, Fraunhofer ISI et al. 2012a, InWIS 2011, UBA 2009b, Bundesregierung 2011a):

wmm Das Vermieter-Mieter-Dilemma ist eines der am hdufigsten genannte Hemmnisse
fiir die Durchfiihrung von Sanierungen im Mietwohnungsbestand. Es besteht
darin, dass der Vermieter als Investor von EffizienzmafSnahmen im Gebdudebe-
reich nicht gleichzeitig auch der Nutznief3er ist, da von den sinkenden Heizkosten
vor allem der Mieter profitiert: «Der Vermieter, welcher iiber die Umsetzung von
Sanierungsmafinahmen entscheidet, hat zumeist nur ein geringes Interesse, sich
mit Fragen des Energieverbrauchs auseinanderzusetzen, da die Aufwendungen
fiir die Energiekosten von den Mietern getragen werden» (Bundesregierung
2011a, S. 82). Der Vermieter kann seine Kosten in der Regel nur indirekt tiber
zusitzliche Mieteinnahmen ausgleichen, diese Umlagefahigkeit der Kosten ist
allerdings begrenzt. Problematisch ist hierbei neben rechtlichen Aspekten auch
die soziale Problemlage, dass gerade einkommensschwéchere Mieter die hoheren
Kosten moglicherweise nicht tragen kénnen. Da rund 60 % der Wohneinheiten in
Deutschland vermietet werden, ist dies ein signifikantes Hindernis fiir energeti-
sche SanierungsmafSnahmen.

mmm Sanierungsmafinahmen zeichnen sich durch hohe Anfangsinvestitionen aus, die
sich erst nach einigen Jahren rechnen. Das erforderliche Kapital kann mogli-
cherweise trotz 6ffentlicher Finanzierungsprogramme nicht aufgebracht werden.
Die langen Amortisationszeiten von oftmals mehr als zehn Jahren erhéhen die
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Unsicherheit zur Wirtschaftlichkeit und verringern die Anreize vor allem fiir dltere
Eigentiimer und Unternehmen.

=== Diesen Uberlegungen vorgelagert sind vor allem «weiche Hemmnisse», die sich
auf mangelnde Informationen der Gebdaudeeigentiimer zu Moglichkeiten, Kosten,
Finanzierungsoptionen und Nutzen von Effizienzmafinahmen zurtiickfiihren
lassen. Nicht zu unterschétzen ist dabei auch der nétige Zeit- und Kostenaufwand
fiir Vorbereitung, Planung und Durchfiihrung.

Das politische Instrumentarium

Im Folgenden wird dargestellt, welche politischen Mafinahmen derzeit die Rahmen-
bedingungen fiir den Effizienzfortschritt im Gebdudebereich setzen. Dies ist erforder-
lich, um zum einen den Zusammenhang zu den derzeitigen Hemmnissen zu schaffen
und zum anderen die Ausgangslage fiir weitere mogliche MafSinahmen und Finan-
zierungsinstrumente darzustellen. Sie lassen sich in die drei Kategorien Ordnungs-
recht (Standards und Vorgaben), 6konomische Instrumente (finanzielle Anreize
durch Forderung sowie Steuern und Abgaben) und weiche Steuerungsinstrumente
(Beratung und Information) einordnen (vgl. Zusammenstellung in NABU et al. 2011,
Bundesregierung 2011a, Fraunhofer ISI et al. 2012a, Ecofys 2010 und UBA 2009a).

a) Ordnungsrecht

Die Energieeinsparverordnung (EnEV) stellt Mindestanforderungen an die energe-
tische Qualitidt der Gebdudehiille und der Anlagentechnik bei Neubauten und bei
grofieren Sanierungen von bestehenden Gebduden. Zu errichtende Gebédude diirfen
den Jahresprimérenergiebedarf eines entsprechenden Referenzgebdudes nicht
iiberschreiten und miissen so ausgefiihrt werden, dass die Gebdudehiille und die
Anlagentechnik vorgegebene Mindeststandards erreichen. Bei Anderungen an beste-
henden Gebduden muss das betroffene Bauteil energetischen Mindestanforderungen
geniigen. Die Anforderungen zielen bisher vor allem auf die Effizienz von Neubauten
und weniger auf Sanierungen ab. Mit der letzten Novellierung im Jahre 2009 wurden
die energetischen Mindestanforderungen um durchschnittlich 30 % verschérft. Fiir
das Jahr 2012 ist eine weitere Novellierung der EnEV vorgesehen. Bottom-up-Berech-
nungen ergaben, dass im Wohngebédudebereich durch die EnEV im Zeitraum 2008 bis
2010 Energieeinsparungen von 27,2 PJ (7,5 TWh) pro Jahr erreicht wurden. Fiir den
Nichtwohngebdudebereich werden Einsparungen im selben Zeitraum von jéhrlich
8,8 PJ (2,4 TWh) angegeben (Bundesregierung 2011a: 28). Kritisiert werden hiufig die
mangelnde Vollzugskontrolle und die unzureichende Abstimmung mit dem EEWar-
meGesetz® (Fraunhofer ISI et al. 2012a, Ecofys 2010).

6 Das Gesetz zur Forderung Erneuerbarer Energien im Warmebereich (EEWdrmeG) soll den
Ausbau erneuerbarer Energien im Warme- und Kiltesektor bei der energetischen Gebdudever-
sorgung vorantreiben. Es wird hier nicht bertiicksichtigt, da es keine Anforderungen an Gebau-
desanierungen stellt (mit Ausnahme 6ffentlicher Liegenschaften).
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I Ausgangslage — Das politische Instrumentarium

Als ordnungsrechtliche Mafinahme sei zudem die Heizkostenverordnung
erwihnt, nach der die Heiz- und Warmwasserkosten verbrauchsabhéngig erfasst und
abgerechnet werden miissen. Von den Betriebskosten einer zentralen Heizungsan-
lage sind zwischen 50 und 70 % nach dem erfassten Warmeverbrauch der Nutzer zu
verteilen. Damit sollen weitere Anreize fiir Energieeinsparung und damit auch zur
Minderung der CO,-Emissionen im Gebdudebereich gegeben werden.

b) Okonomische Instrumente

Zu den 6konomischen Instrumenten gehoren mehrere staatliche Forderprogramme
zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Anwendung erneuerbarer Energien
im Gebdudebereich. Diese Forderung wird in der Regel in Form zinsvergiinstigter
Darlehen oder als Investitionskostenzuschuss gewihrt. Sie wirken als wirtschaftlicher
Anreiz, da sie die Kosten der Investoren fiir Sanierungsmafinahmen reduzieren.

Zu nennen sind dabei vor allem die Forderprogramme der KfW im Geb&dude-
bereich, die im Laufe der Zeit wiederholt umstrukturiert wurden. Seit 2009 sind die
Forderungen fiir Hausbesitzer in den beiden Programmen «Energieeffizient Sanieren»
und «Energieeffizient Bauen» zusammengefasst. Die Programme werden regelméfig
evaluiert und insgesamt als sehr effektive Instrumente bewertet. Danach 16sten die
bereitgestellten Mittel aus dem Bundeshaushalt (im Zeitraum 2006-2010 0,84-2,03
Mrd. Euro pro Jahr, vgl. Abbildung 2) Investitionen aus, die um ein Vielfaches dariiber
lagen. Dieser «Forderhebel» lag im Zeitraum 2006 bis 2010 fiir Sanierung und Neubau
im Mittel bei 10,9. Dies bedeutet, dass ein Euro aus Haushaltsmitteln des Bundes
Investitionen von mehr als 10 Euro bewirkt hat.
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Abbhildung 2: KfW-Programme «Energieeffizient Bauen und Sanieren», Forderungen und
Haushaltsmittel
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Etwa 30% der energetisch relevanten Sanierungsmafinahmen wurden in den
Jahren 2006 bis 2008 mit Unterstiitzung von KfW-Mitteln durchgefiihrt, wobei sich
dieser Anteil seitdem ersten Schétzungen zufolge noch einmal deutlich erhéht hat
(NABU et al. 2011). Uber diese investitionssteigernde Wirkung hinaus werden den
KfW-Programmen weitere positive volkswirtschaftliche Effekte zugeschrieben, z.B.
durch Heizkostenersparnisse, Konjunktursteigerung und Auswirkungen auf die
Beschiftigung (BEI et al. 2009a). Kritisiert wird mitunter, dass durch die Programme
Mitnahmeeffekte entstehen, weil viele Mafinahmen auch ohne Férderung wirtschaft-
lich sinnvoll sind und daher ohnehin durchgefiihrt worden wéren (Ifo 2010). Als
grofites Problem der KfW-Forderprogramme gilt die haushaltsabhéngige Mittelaus-
stattung, wodurch das Programmvolumen an haushaltspolitische Erwdgungen und
Verhandlungen gebunden ist. Dies hat in der Vergangenheit wiederholt dazu gefiihrt,
dass vorgesehene Mittel gekiirzt oder ausgesetzt und keine verldsslichen Rahmenbe-
dingungen fiir Investoren geschaffen wurden. Auch die Finanzierung aus dem neu
geschaffenen Sondervermdgen des Energie- und Klimafonds schafft dabei keine
Besserung, da die Einnahmen stark schwanken: Weil die Zertifikatspreise aktuell
deutlich niedriger sind als urspriinglich angenommen, brechen geplante Mittel weg
und das Fordervolumen fiir die KfW-Programme von urspriinglich geplanten 1,5 Mrd.
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I Ausgangslage — Das politische Instrumentarium

Euro wurde erst im Mérz 2012 durch das Finanzministerium bestatigt. ”

Ein weiteres 6konomisches Instrument zur Férderung von Sanierungsmaf3-
nahmen ist das Marktanreizprogramm Erneuerbare Energien (MAP), das schwer-
punktmiflig die Nutzung erneuerbarer Energien zur Warmebereitstellung fordert.
Mit zinsvergiinstigten Darlehen, Tilgungszuschiissen und Investitionskostenzu-
schiissen werden dabei unter anderem Solarkollektoranlagen, Anlagen zur Verfeu-
erung fester Biomasse, Tiefengeothermieanlagen, grofe Warmespeicher, Anlagen
zur Aufbereitung von Biogas sowie Nahwirmenetze, die aus erneuerbaren Energien
gespeist werden, gefordert. Ausfiihrliche Evaluierungen des MAP bieten Ifo 2010,
DLR et al. 2009 und Fichtner et al. 2010. Danach bewirkt das MAP dhnlich positive
Effekte wie die KfW-Programme, da ebenfalls hohe Anreizwirkungen (ausgelGste
Investitionen und Multiplikatoreffekte), erzielte Kostensenkungen, die Substitution
fossiler Energietrdger und dadurch vermiedene CO,-Emissionen sowie Innovations-
wirkungen ausgelst werden. Die Zuschiisse im Jahr 2010 in Héhe von 0,3 Mrd. Euro
losten Investitionen von 2,15 Mrd. Euro aus.® Im Zentrum der Kritik steht ebenfalls
die haushaltsabhingige Forderung mit dem daraus folgenden Mangel an Investitions-
sicherheit, weshalb wie bei den Programmen fiir die Gebdudeenergieeffizienz nach
alternativen Finanzierungskonzepten gesucht wird.

Abbildung 3: Fordermittel und Investitionsvolumen im Marktanreizprogramm 2000-2011
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7  Das Fordervolumen fiir das KfIW-Geb&dudesanierungsprogramm wurde zwar gesichert, dafiir
wurden aber andere aus dem EKF finanzierte Programme zum Teil drastisch gekiirzt (z.B. das
Marktanreizprogramm fiir Erneuerbare Energien), vgl. BMF 2012.

8 BMU Information unter URL http://www.bmu.de/erneuerbare_energien/doc/41238.php
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Ein weiteres 6konomisches Instrument ist die Energiebesteuerung. Sie ist ein iibergrei-
fendes Instrument, da die Besteuerung der Energietrager nicht nur im Geb&dudebe-
reich (Energieverwendung fiir Raumwédrme und Warmwasser), sondern fiir ganz
unterschiedliche Verwendungszwecke erfolgt. Da Energiesteuern ein fester Bestand-
teil der Preise fiir fossile Brennstoffe sind, haben sie entscheidenden Einfluss auf
die Wirtschaftlichkeit von Sanierungsmafinahmen und die damit verbundenen
Investitionsanreize. Die Energiesteuersitze wurden zuletzt im Rahmen der Okolo-
gischen Steuerreform 1999-2003 erhoht, und die Lenkungseffekte der gestiegenen
Energiepreise haben zu Verhaltensanpassungen beim Energieverbrauch gefiihrt. Im
Rahmen des Zweiten Nationalen Energieeffizienz-Aktionsplans wurde eine durch die
Okologische Steuerreform bewirkte Energieeinsparwirkung von 89 PJ im Jahr 2010
(24,7 TWh) ermittelt, womit sie unter den bestehenden politischen Mafinahmen zur
Steigerung der Energieeffizienz den grofiten Beitrag leistet (Bundesregierung 2011a).
Die Eignung dieses Instruments fiir die Finanzierung der Gebdudesanierung wird in
Kapitel I1I diskutiert.

¢) Weiche Steuerungsinstrumente

Die «weichen» Steuerungsinstrumente im Bereich der Gebdudesanierung betreffen
Beratungs- und Informationsangebote, z.B. fiir Gebdudeeigentiimer und Bauherren,
aber auch zur effizienteren Energienutzung selbst. Die Marktangebote reichen dabei
von der vergleichsweise wenig aufwiandigen Ausstellung von Gebdudeenergieaus-
weisen bis hin zu einer detaillierten, ein- oder mehrtidgigen Energieberatung vor
Ort. Die Beratung des BAFA zur sparsamen und rationellen Energieverwendung in
Wohngebiuden vor Ort («Vor-Ort-Beratung») stellt beispielsweise ein wichtiges
Instrument zur individuellen Ermittlung von Einsparoptionen im Gebidudebereich
dar und ist in vielen Fillen forderfihig (Bundesregierung 2011a).
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1T PolitikmaBnahmen im Gebaudesektor

I1

POLITIKMASSNAHMEN IM
GEBAUDESEKTOR

In dieser Studie wird keine Analyse des gesamten politischen Instrumentariums im
Bereich der energetischen Gebdudesanierung durchgefiihrt. Vielmehr werden gezielt
die aus Sicht des Auftraggebers und des FOS wichtigsten Instrumente untersucht, die
dazu beitragen kénnen, die oben beschriebene Finanzierungsliicke im Bereich der
energetischen Gebdudesanierung zu schliefSen. Dabei wurden Instrumente ausge-
wdhlt, die nicht auf einer Verpflichtung der Gebdudebesitzer basieren. Dies sind
konkret:

mmm die Erhohung der bestehenden Heizstoffsteuern und die Verwendung der
Einnahmen fiir die Aufstockung des CO,-Gebdudesanierungsprogramms;

mmm das Pramienmodell, bei dem energetische Sanierungen durch eine Pramie finan-
ziell unterstiitzt werden; die Pramie wird dabei in Anlehnung an das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) von den Grof$hdndlern von Heizstoffen ausbezahlt, die
die Kosten durch eine Umlage an ihre Kunden weiterreichen konnen;

mmm die Verpflichtung von Akteuren des Energiemarktes (z.B. Energieversorger,
Netzbetreiber etc.) zu Energieeinsparungen durch die Durchfithrung von Effizi-
enzmafinahmen beim Endkunden, ggf. in Verbindung mit einem Handelssystem
mit Weiflen Zertifikaten.

Zusitzlich zu den drei genannten Mafsnahmen wird die Einbeziehung einer Einspar-
quote bzw. Weiflen Zertifikaten in den bestehenden Europdischen Emissionshandel
untersucht und auch die mogliche Einfithrung von Biirgschaften fiir Energiespar-
Contracting beleuchtet.

Wenn die Ziele der Bundesregierung zur Energieeinsparung im Gebdudebereich
erreicht werden sollen, miissen die Investitionen deutlich steigen, um die energetische
Sanierungsrate zu erhéhen. Um dies zu erreichen, stehen grundsitzlich zahlreiche
politische Instrumente zur Verfiigung, beispielsweise Verpflichtungen fiir Immobili-
enbesitzer wie die EnEV oder das EEWdrmeG, Verpflichtungen fiir Energieversorger,
Forderungen wie das CO,-Geb&dudesanierungsprogramm oder das MAP Erneuerbare
Energien sowie steuerliche Foérderungen oder schlichte Beratungsangebote.

Unabhéngig davon, welcher Instrumentenmix eingesetzt wird, sind die Investiti-
onen und die kurzfristigen betriebswirtschaftlichen Zusatzkosten in etwa die gleichen.
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Was sich unterscheidet, ist unter anderem, wer direkt und indirekt welchen Anteil
der Kosten trédgt, welche wirtschaftlichen Akteure welche zusétzlichen Umsétze und
Gewinne erzielen konnen und wie sicher es ist, dass der eingeschlagene Politikweg
tatsdchlich die gesetzten Ziele erreicht.

Unterschiede bestehen auch darin, wie sichtbar die Kosten eines Instrumentes
sind. Bei einer direkten Férderung von Mafinahmen z.B. durch staatliche Programme
sind sie offensichtlich. Bei Verpflichtungen der Immobilienbesitzer oder der Energie-
versorger sind sie kaum erkennbar - sie bestehen aber dennoch.

An dieser Stelle sei hervorgehoben, das keines der genannten Instrumente
allein eingesetzt werden sollte, um die Energieeffizienzziele der Bundesregierung
im Geb&dudebereich zu erreichen. Die hier vorgestellten Instrumente verstehen sich
weder als Ausschlussalternativen zueinander, noch stellen sie die einzigen Instru-
mente dar, welche im Rahmen der energetischen Gebdudesanierung in Betracht
gezogen werden sollten.

Um ein effektives und effizientes Gesamtsystem zu schaffen, miissen ordnungs-
rechtliche Mafinahmen, 6konomische Instrumente und weiche Steuerungsinstru-
mente aufeinander abgestimmt werden und sich ergénzen.

Dabei ist es die Aufgabe der Politik, einen langfristigen Sanierungsfahrplan zu
entwickeln, der den zu erreichenden Sanierungsfortschritt fiir den Gebdudebestand
definiert und das Zusammenspiel der Instrumente darauf abstimmt.

Ziel dieser Studie ist, die aus unserer Sicht wichtigsten Instrumente zur Schaf-
fung eines zusétzlichen Finanzierungsbeitrags vorzustellen und anhand bestimmter
Kriterien zu beurteilen. Von besonderer Bedeutung sind dabei die Kriterien der
Planungssicherheit und der ékologischen Wirkung der untersuchten Instrumente. Die
Planungssicherheit, die ein Instrument gewéhrleisten kann, bestimmt sich wesentlich
durch dessen Haushaltsunabhéngigkeit, aber héngt z.B. bei der Einsparquote auch
von der konkreten Ausgestaltung des Instruments ab. Gerade im Geb&dudebereich
kann ein Instrument nur dann erfolgreich sein, wenn es langfristige und verléssliche
Planungshorizonte schafft, indem es einen konstanten und zuverlédssigen Strom von
Finanzmitteln generiert, der in die energetische Gebdudesanierung flief3t. Die beste-
henden Instrumente wie das MAP und die KfW-Gebdudesanierungsprogramme
konnten dies bisher nur eingeschrénkt leisten, da sie in ihrer Finanzierung maf3geb-
lich vom Bundeshaushalt bzw. dem Energie- und Klimafonds abhéngen und damit
in der Vergangenheit immer wieder von Mittelkiirzungen und Programmausset-
zung betroffen waren. Anhand des zweiten Kriteriums, der 6kologischen Wirkung,
wird untersucht, inwieweit das Instrument zu Energieeinsparungen und/oder
CO,-Einsparungen fiihrt und damit einen Beitrag zum Klimaschutz leistet.

Neben Kriterien, die auf die Funktionalitit der untersuchten Instrumente
abzielen, ist auch die administrative Umsetzung - d.h. zum einen der administrative
Aufwand der Einfiihrung und Ausfiihrung des Instruments, zum anderen die Verein-
barkeit mit dem bisherigen Instrumentenmix - entscheidend bei der Bewertung des
Instruments. Sozialen Aspekten wie der Verteilungswirkung der Instrumente - also
der verursachergerechten Verteilung der Kosten und der Nutzenverteilung - werden
grofie Bedeutung beigemessen. So sollten die Instrumente gewihrleisten, dass gerade
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diejenigen mit den Kosten des Systems belastet werden, die durch ihren Energiever-
brauch Klimaschidden hervorrufen. Die Verteilung des Nutzens sollte soziale Aspekte
beriicksichtigen, ist jedoch im Detail oft nicht direkt steuerbar. So werden z.B. bei der
Energieeinsparquote die volkswirtschaftlich kosteneffizientesten Potenziale gehoben,
und Verteilungsaspekte bleiben unberiicksichtigt, sofern sie nicht explizit in die
Ausgestaltung des Instruments integriert werden.

In der politischen Diskussion sollte dabei nicht vergessen werden, dass eine
verstirkte Investition in die energetische Gebdudesanierung mittel- bis langfristig
volkswirtschaftlich sinnvoll ist. Langfristig rentieren sich die meisten energetischen
Sanierungen auch betriebswirtschaftlich, Deutschland macht sich unabhéngiger vom
Import von Mineral6l und Erdgas, die externen Kosten insbesondere des Klimawan-
dels werden gesenkt, und Arbeitspldtze insbesondere in der Bauwirtschaft und dem
Handwerk werden erhalten und geschaffen.

Die Verteilungswirkung steht dabei auch in Zusammenhang mit der gesellschaft-
lichen Akzeptanz, die ein Instrument erreichen kann. Das Arbeitsplatz-Argument ist
eine wichtige Voraussetzung fiir die politische Umsetzung des jeweiligen Instruments.

1 Erhohung von Heizstoffsteuern

Eine Energiesteuer auf Brenn- bzw. Heizstoffe wird in Deutschland seit Anfang der
1950er Jahre erhoben, bis zum Jahr 2006 noch unter dem Begriff Mineralolsteuer
(BMF 2009). Die Einnahmen aus Heizstoffsteuern betrugen in den letzten fiinf
Jahren (2007-2011) durchschnittlich 4 Mrd. Euro pro Jahr und damit rund 0,8 % des
gesamten Aufkommens der in Deutschland erhobenen Steuern.® Zu den besteuerten
Heizstoffen gehoren im Wesentlichen leichtes Heizol und Erdgas, doch auch Kohle
und Fliissiggas werden in geringem Umfang zu Heizzwecken verwendet und daher
mit der Energiesteuer belegt. Die Heizstoffsteuern wurden letztmalig im Rahmen der
okologischen Steuerreform erhoht, seit 2006 wird auch eine Energiesteuer auf Kohle
erhoben (vgl. Tabelle 2).

9  Eigene Berechnung auf Grundlage von Daten zur Steuerschitzung (Quelle BMF).
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Tabelle 2: Energiesteuersatze fiir Heizstoffe 1999 his 2006 in Cent

Steuer Erhdhung Energie- Erhdhung

satze durch die steuerge- 1999 - 2006
vor dem Okologische setz 2006 in Prozent
1.4.1999 Steuerreform

1999 2003

Erdgas als
Heizstoff je kWh

Leichtes Heizol je Liter

Schweres Heizol
als Heizstoff je Liter

Kohle je Gigajoule

Quelle: DIW 2009, eigene Darstellung

Eine Anhebung der Heizstoffsteuern wirkt zweifach: Zum einen werden Effizienzmaf3-
nahmen sowie der Einsatz erneuerbarer Energien aufgrund der hoheren Endpreise fiir
fossile Heizstoffe wirtschaftlicher. Zum anderen entsteht ein zusétzliches Aufkommen
aus der Energiebesteuerung.

Damit konnen einerseits die ndtigen Mittel fiir eine Aufstockung der Forder-
programme fiir energetische Sanierungen (z.B. im Rahmen der KfW-Programme)
erbracht und gleichzeitig deren Wirksamkeit durch zusétzliche Anreize verbessert
werden. Das Konzept bietet den Vorteil, dass es an dem bestehenden Instrument
der Energiebesteuerung ansetzt und sich daher auch sehr kurzfristig umsetzen liefe.
Ahnlich wie bei der Okologischen Steuerreform kénnte die Anhebung der Steuersétze
auf leichtes Heizol, Erdgas, Fliissiggas und Kohle in mehreren Schritten erfolgen, um
den Verbrauchern Zeit zur Durchfiihrung von Energiesparmafinahmen zu gewihren,
Planungssicherheit herzustellen und die langfristige Wirtschaftlichkeit zu schaffen.
Politisch leichter durchsetzbar mag es sein, nur eine einmalige - dafiir aber relativ
starke - Anhebung der Heizstoffsteuern umzusetzen. Unabhéngig davon kénnte eine
Anhebung der Heizstoffsteuern dazu genutzt werden, die Steuersétze fiir einzelne
Energietrdger konsequenter an ihrem spezifischen Energiegehalt und den verur-
sachten CO,-Emissionen auszurichten, wie es die Bundesregierung in ihrem Energie-
konzept ebenfalls vorsieht.

a) Ausgestaltung
Momentan betragen die Steuersitze auf dem Warmemarkt fiir leichtes Heizol 6,135
Ct /], fir Fliissiggas 6,06 Ct/kg und fiir Erdgas 0,55 Ct/MWh. Nachfolgende Grafik

veranschaulicht, dass die Steuersitze bezogen auf die spezifischen CO,-Emissionen
(Euro/t CO,) unterschiedlich hoch sind und deutlich unter den Steuersitzen im
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Kraftstoffmarkt liegen. Es ist einerseits grundsétzlich gerechtfertigt, dass auf Kraft-
stoffe hohere Steuern als auf Heizstoffe erhoben werden, da der Staat betrdchtliche
Ausgaben fiir die Verkehrsinfrastruktur leisten muss und durch den StrafSenverkehr
zusitzliche externe Effekte wie beispielsweise Larmemissionen entstehen. Mit Blick
auf den Klimaschutz und das grofie Einsparpotenzial im Warmebereich erscheint
eine leichte Anhebung der Heizstoffsteuern jedoch mehr als angemessen.

Abbildung 4: Energiesteuersdtze im Kraftstoff- und Warmemarkt in Euro je Tonne CO;

300 - Kraftstoffmarkt Waérmemarkt
250 4
200 4
150 4
100 4
50 1 27,3 20'0 22’8 8 1
’ 3,5 2,9
0 1
w = _ Am = TmMm TmMm —xI 4= %) w
2 3 22 3§ =& 5% & Ix - g
=~ 2 - Z% Z- 28 42 & §& < 5
- R = 3 : 2
m

* von der Kerosin- und Flughenzinsteuer ist nur die private/nicht gewerbliche Luftfahrt hetroffen
Quelle: Energiesteuergesetz, Emissionsfaktoren nach Umweltbundesamt, eigene Berechnung

Die Anhebung der Heizstoffsteuern konnte in mehreren Stufen erfolgen. Denkbar
wiére zundchst eine kurzfristig leichte Anhebung der Steuer auf Heiz6l von 2 Ct/I
(entspricht rund 0,2 Ct/kWh). Die Anhebung der Steuersitze auf die weiteren fossilen
Brennstoffe Fliissig- und Erdgas sollte dann, wie oben erldutert, entsprechend ihrer
spezifischen Energiegehalte und ihres spezifischen CO, -Ausstofes angepasst werden.
Die Europdische Kommission hat im April 2011 einen Vorschlag fiir die Ausgestaltung
einer solchen Besteuerung nach CO,-/Energiegehalt vorgelegt, an dem sich die hier
angenommenen Erhéhungssatze orientieren (KOM 2011a).10

Der Steuersatz fiir Fliissiggas miisste demnach um 3 Ct/kg (entspricht rund 0,23
ct/kWh) und fiir Erdgas um 0,08 Ct/kWh angehoben werden (vgl. Abbildung 5).
Mittel- bis langfristig ist denkbar, weitere Erh6hungsschritte durchzufiihren, ebenso
wie eine Anpassung der Heizstoffsteuern fiir Stein- und Braunkohle sowie schweres

10 Der Vorschlag der Europdischen Kommission zur Anderung der Energiesteuerrichtlinie sieht
Mindestsétze fiir Heizstoffe von 20 € /t CO, zuziiglich 0,15 €/GJ vor. Auch das Verhiltnis der
Energietrdger untereinander soll sich an diesem Modell orientieren. Aufgrund der geringeren
Emissionsfaktoren ist danach ein um 22% niedrigerer Steuersatz (bezogen auf den Energiege-
halt) bei Erdgas und ein um 13% niedrigerer Steuersatz bei Fliissiggas im Vergleich zu leichtem
Heizdl angemessen.
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Heizol. Zu priifen wire dariiber hinaus, ob die Heizstoffsteuererhohung auch eine
Stromsteuererhdhung fiir zur Warmeerzeugung eingesetztem Strom nach sich ziehen
sollte, um Verzerrungen zwischen den verschiedenen Heizungstypen zu vermeiden.
Hier wire allerdings zu beriicksichtigen, dass durch die Umlage des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes fiir strombetriebene Heizungen bereits zusétzliche Abgaben in
Hohe von derzeit rund 3,6 Ct/kWh gezahlt werden miissen.

Abbildung 5: Kurzfristige Reformoption zur Erhdhung der Heizstoffsteuersatze (in Ct/kWh)

Ct/kWh1

0,81

0,71
0,6
0,51
0,41
0,31

0,21

0,11

0,0+

H izoll i Fliis i Erdgas

[ geltende Steuersatze 2012
[ Erhohung kurzf is ig

Quelle: Energiesteuergesetz, Emissionsfaktoren nach Umweltbundesamt, eigene Berechnung

b) Wirksamkeit des Instruments

Finanzierungsbeitrag

Den durchschnittlichen Verbrauch von 2008-2010 zu Grunde gelegt, hitte die oben
beschriebene Anhebung der Steuersdtze auf Heizstoffe in der ersten Stufe ein zusdtz-
liches Steueraufkommen von rund 0,9 Milliarden Euro pro Jahr zur Folge. Dabei
wurden die geltenden Steuerbegiinstigungen (z.B. fiir das Produzierende Gewerbe)
beriicksichtigt. Mit dem zusétzlichen Steueraufkommen konnte ein wesentlicher
Finanzierungsbeitrag fiir die staatliche Férderung der energetischen Geb4dudesanie-
rung geleistet werden. Damit bleibt die heutige Abhingigkeit der Férderung von den
Mittelverwendungen aus dem Bundeshaushalt bestehen. Allerdings ist denkbar, die
Steuererh6hung in der praktischen Durchfiihrung politisch an einen Verwendungs-
zweck zu koppeln (vgl. Abschnitt Planungssicherheit fiir Investoren).
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Okologische Wirkungen

Die vorgeschlagene Erhohung der Heizstoffsteuern konnte eine deutliche Aufsto-
ckung der Forderprogramme zur Gebdudesanierung ermdglichen und so die
Anreize fiir bessere Gebdudeenergieeffizienz von zwei Seiten her erh6hen («Push-
Pull-Strategie», NABU et al. 2011). Die Wirtschaftlichkeit von Energieeffizienz- und
-einsparmafinahmen auf dem Wéarmemarkt wiirde so deutlich gestédrkt. Ebenso
wiirde die Wirtschaftlichkeit der Warme aus erneuerbaren Energien entsprechend
zunehmen.

Der erste Lenkungseffekt der erhdhten Heizstoffsteuern betrifft die direkte Reaktion
der Verbraucher auf héhere Preise. So ergab eine Befragung des Ecologic Instituts
zur Okologischen Steuerreform, dass die grofie Mehrheit (79 Prozent) der Befragten
durch die h6heren Heizkosten zu einem sparsameren Verbrauchsverhalten motiviert
wurden (Ecologic 2005). Die weitverbreitetste wissenschaftliche Methode zur Unter-
suchung solcher Zusammenhénge ist die Schitzung von Preiselastizitdten.!! Diese
geben an, wie stark die Giiternachfrage auf Preisinderungen reagiert. Genauer: Die
Preiselastizitdt der Nachfrage nach einem Gut gibt an, um wie viele Prozent sich die
Nachfrage verdndert, wenn es zu einer Preisinderung des Gutes von einem Prozent
kommt. Ein Beispiel: Wird fiir Benzin eine Preiselastizitdt von -0,5 errechnet, so sagt
diese Zahl aus, dass eine Preiserh6hung von Heizdl um 1 Prozent zu einem Nachfra-
geriickgang von 0,5 Prozent fiithrt. Prognos/GWS legen fiir ihre 6konometrischen
Analysen bei den Heizstoffen Preiselastizitdten von 0,2 (Private Haushalte und Terti-
arsektor) bis -0,1 (Industrie) zugrunde (Prognos/GWS 2009 zit. n. Bundesregierung
2011a). Die hier beschriebene leichte Anhebung der Heizstoffsteuern hitte demnach
beim Preisstand 2010 einen Verbrauchsriickgang der versteuerten Mengen von rund
0,2 Prozent bei Erdgas und 0,6 Prozent bei leichtem Heizol zur Folge. Dies entspricht
einer Einsparung von rund 2.600 GWh und 0,7 Mio. t CO,-Emissionen pro Jahr, wenn
allein der Preiseffekt der Steuererh6hung bertiicksichtigt wird.

Der zweite Lenkungseffekt wird durch die Verwendung des zusétzlichen Steuer-
aufkommens erreicht. Es wird angenommen, dass das Steueraufkommen vollstdndig
fiir die Finanzierung von Forderprogrammen zur energetischen Gebdudesanierung
verwendet wird. Das KfW-Programm «Energieeffizient Sanieren» férdert beispiels-
weise energiesparende Modernisierungsmafinahmen im Geb&udebestand durch
zinsgiinstige Darlehen bzw. Zuschiisse. Die staatlichen Fordermittel fiir dieses
Programm von rund 0,8 Mrd.!2 Euro im Jahr 2010 16sten ein Investitionsvolumen von

11 Unter den hier beschriebenen Preiselastizititen sind Eigenpreiselastizitdten zu verstehen.
Neben diesen existieren auf8erdem Kreuzpreiselastizititen (Verdnderung der Nachfrage eines
Gutes um X Prozent als Folge einer Preisdnderung eines anderen Gutes um 1 Prozent) und
Einkommenselastizititen (Verdnderung der Nachfrage eines Gutes um X Prozent als Folge einer
Einkommensédnderung um 1 Prozent; im Energiebereich sind sie in der Regel héher als die
Preiselastizitédten).

12 Eigene Berechnung auf Grundlage der Gesamtférderung von 1,366 Mrd. Euro und der Verteilung
der Mittel auf die verschiedenen Programme (Kredit- und Investitionsvolumen) nach IEK/STE
2011, S. 4.
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insgesamt 7 Mrd. Euro aus (IEK-STE 2011). Die im Rahmen des Programms getétigten
SanierungsmafSnahmen verursachten eine Endenergieeinsparung von ca. 2450 GWh
(2,45 Mrd. kWh) und eine Verminderung der CO,-Emissionen um rund 0,85 Mio.
Tonnen pro Jahr '3 (TWU/BEI 2011).

Durch eine Verwendung des zusitzlichen Steueraufkommens aus den Heizstoff-
steuern fiir die entsprechenden KfW-Programme kénnte demnach ein erheblicher
Effekt erreicht werden. Legt man den Forderhebel und die Vermeidungskosten des
Programms «Energieeffizient Sanieren» zugrunde, bewirken die zusétzlichen Forder-
mittel aus den Heizstoffsteuern von 0,9 Mrd. Euro eine Endenergieeinsparung von
mehr als 2.800 GWh und die Vermeidung von rund 1,0 Mio. t CO,.

Diese Rechnung zeigt, dass die 6kologische Wirkung der Heizstoffsteuern erheb-
lich von dem Ausmafd der Steuererh6hung und der effizienten Mittelverwendung
abhédngen.

Verteilungswirkungen

Die Verteilungswirkungen der Steuererhdhung hdngen zum einen von der
Verbrauchs- und Besteuerungsstruktur der Heizstoffe (Kostenverteilung) ab und
basieren zum anderen auf der Verwendung der zusétzlichen Finanzmittel (Nutzen-
verteilung). Diese Aspekte sollen im Folgenden beleuchtet werden.

Endenergieverbrauch von Erdgas und leichtem Heiz6l nach Sektoren
Der Wohnungsbestand wird in Deutschland derzeit {iberwiegend mit Erdgas (ca. 49
Prozent) und leichtem Heizdl (ca. 30 %) beheizt. In den {ibrigen Wohnungen kommt
vor allem Fernwidrme und Strom zur Anwendung (AGEB 2012). Eine Erhohung der
Heizstoffsteuern wiirde demnach einen relevanten Teil der Raumwirmeerzeugung
abdecken.!*

Auch die Warmwasserzubereitung erfolgt zu iiber 70 % mittels Heiz6l oder
Erdgas.!®

Da erneuerbare Energien keine Steuererh6hung erfahren wiirden, hat die Steuer-
erh6hung bei den fossilen Brennstoffen nicht nur eine Lenkungswirkung fiir energeti-
sche Sanierungen, sondern auch fiir die Anwendung erneuerbarer Warme.

Abbildung 6 und Abbildung 7 veranschaulichen den Endenergiever-
brauch von Erdgas und leichtem Heizol in den Verbrauchsektoren Haushalte,
Gewerbe / Handel / Dienstleistungen (GHD) und Industrie. Leichtes Heizol wird zu
fast zwei Dritteln in privaten Haushalten verbraucht. Das {ibrige Drittel entféllt fast
vollstdndig auf den GHD-Sektor. Der Anteil der Industrie am Endenergieverbrauch

13 Der Wert enthilt neben direkten Emissionen des Treibhausgases CO, auch indirekte vorgela-
gerte Emissionen bei der Gewinnung der eingesetzten Energietriger und die auf CO,-Aquiva-
lente umgerechneten Emissionen weiterer Treibhausgase.

14 Die Stromerzeugung ist seit 2006 von Energiesteuern befreit. Die Steuervorteile fiir Fernwédrme
wurden im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 2011 abgeschafft, insofern wiirde sich die
Erh6hung von Heizstoffsteuern auch auf die Kosten von Fernwiarme auswirken.

15 Angaben fiir alle Sektoren in 2008, vgl. AGEB 2011 S. 24.
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von leichtem Heiz6l ist mit weniger als 10 % vergleichsweise gering. Der Sektor mit

dem grofiten Anteil am Erdgasverbrauch (Verwendung als Heizstoff) ist mit knapp
der Hilfte ebenfalls der der privaten Haushalte, gefolgt von der Industrie mit gut

einem Drittel und dem GHD-Sektor mit knapp 20 %.

Abbhildung 6: Anteil der Sektoren am Verbrauch von leichtem Heizdl (Endenergie) in
Deutschland in PJ
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Quelle: Daten nach AGEB, eigene Darstellung
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Abbhildung 7: Anteil der Sektoren am Erdgasverbrauch (Endenergie) in Deutschland in PJ, nach
AGEB
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Quelle: Daten nach AGEB, eigene Darstellung

Verteilung der Kosten

Die Daten zum Endenergieverbrauch geben bereits einen ersten Anhaltspunkt fiir die
Verteilung der Kosten, wenn sich die Preise fiir Heizstoffe erh6hen. Soll die Vertei-
lungswirkung einer Energiesteuererh6hung beurteilt werden, sind allerdings dariiber
hinaus unterschiedliche Steuertarife und Ausnahmen zu beriicksichtigen: Wéhrend
fiir die privaten Haushalte und den GHD-Sektor die reguldren Heizstoffsteuersitze
fiir Erdgas und leichtes Heizol gelten, profitiert die Industrie von Vergiinstigungen
bei den Energiesteuern. Das Produzierende Gewerbe zahlt beispielsweise nach § 54
des Energiesteuergesetzes nur 75 % der regulidren Steuertarife und erhélt durch den
Spitzenausgleich weitere Erstattungen, dariiber hinaus sind eine Reihe von energiein-
tensiven Prozessen génzlich von der Steuer befreit.

Abbildung 8 veranschaulicht, dass mehr als die Hélfte des Heizstoffsteueraufkom-
mens von den privaten Haushalten bestritten wird: Sie zahlten im Jahr 2010 rund 1
Mrd. Euro Energiesteuern fiir leichtes Heizol (72 %) und rund 1,4 Mrd. Euro fiir Erdgas
(52%). Der Anteil der Industrie an den Heizstoffsteuern ist mit rund 0,02 Mrd. Euro
bei leichtem Heizol (1 %) und 0,7 Mrd. Euro bei Erdgas (27 %) noch deutlich geringer
als ihr Anteil am Endenergieverbrauch. Aufgrund der Steuervergiinstigungen und
-ausnahmen fiir die Industrie verschieben sich die Steuer-kosten zu Ungunsten der
privaten Haushalte und des GHD-Sektors. Die Zusatzkosten einer Steuererhhung
wiirden sich also in hohem Mafie, aber nicht vollstdndig gem&fd dem Verursacher-
prinzip nach Verbrauch der Heizstoffe verteilen, da ein Teil der verbrauchten Menge
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zu geringeren Steuertarifen angeboten wird oder ganz von der Steuer ausgenommen
ist.

Abbildung 8: Anteil der Sektoren am Heizstoffsteueraufkommen von leichtem Heizol und
Erdgas im Jahr 2010 in Millionen Euro
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Quelle: eigene Berechnung

Einkommensschwéchere Haushalte werden von Energiesteuererh6hungen durch die
regressive Wirkung!'® stédrker getroffen, da die relative Belastung privater Haushalte
durch Energieausgaben mit steigendem Einkommen abnimmt (Infras/Ecologic 2007,
EEA 2011, FiFo 2007). FiFo 2007 stellen zwar heraus, dass aufgrund von Einkommens-
zuwidchsen und Reaktionsmoglichkeiten keine ernstzunehmenden Verteilungspro-
bleme auftreten. Bezieher von Transferleistungen wéaren von héheren Energiesteuern
nicht betroffen, da sie die Heizkosten in vollem Umfang erstattet bekommen. Eine
dariiber hinausgehende zusétzliche Abfederung der Zusatzkosten fiir weitere einkom-
mensschwichere Haushalte scheint dennoch angemessen. Entsprechende soziale
KompensationsmafSinahmen kénnen unzumutbare Kostensteigerungen vermeiden,
wie z.B. durch die Wiedereinfithrung des Heizkostenzuschusses. Alternativ oder
zusdtzlich kdnnte eine gezielte Forderung von Einsparmafinahmen erfolgen, ggf. iiber
eine entsprechende Weiterentwicklung des bestehenden CO,-Gebdudesanierungs-
programms.

16 Anders als bei proportionalen oder progressiven Steuertarifen bezahlen Personen mit zuneh-
menden Einkommen einen geringeren prozentualen Anteil ihres Einkommens als Steuer.
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Verteilung des Nutzens

Abhéngig von dem Verwendungszweck der zusitzlichen Steuermittel konnten die
privaten Haushalte gegeniiber den anderen Sektoren insgesamt finanziell profi-
tieren. Wird das zusétzliche Aufkommen aus den Heizstoffsteuern vollstdndig fiir die
Finanzierung von Forderprogrammen fiir die energetische Sanierung von privaten
Wohngebiuden verwendet, verschiebt sich die Kosten-Nutzen-Wirkung zugunsten
der privaten Haushalte. Durch ihren Anteil an den Heizstoffsteuern wiirde die
Industrie und der GHD-Sektor einen Finanzierungsbeitrag leisten, der den privaten
Haushalten zugutekommt. Die Nutzenverteilung der steuerfinanzierten Férderpro-
gramme héngt demnach entscheidend von der konkreten Verwendung ab. Irrek
und Thomas (2006) empfehlen, Mittelaufkommen und Mittelverwendung zielgrup-
penneutral zu gestalten. Danach wiirde der Finanzierungsbeitrag der einzelnen
Sektoren im Rahmen der Forderprogramme auch wieder an den jeweiligen Sektor
zuriickfliefSen. Dariiber hinaus werden den KfW-Programmen weitere positive volks-
wirtschaftliche Effekte auf Beschéftigung und die offentlichen Haushalte (durch
Umsatzsteuern, Lohn- und Gehaltsbesteuerung, Sozialversicherungsbeitrige)
zugeschrieben, die jedoch im Rahmen dieser Studie nicht umfinglich einbezogen
werden kénnen (IEK-STE 2011). Einige (volkswirtschaftliche) Wirkungsmechanismen
werden im Abschnitt «volkswirtschaftliche Effekte» diskutiert (s.u.).

Preiseffekte

Die Anhebung von Heizstoffsteuern wirkt sich direkt auf die Verbraucherpreise fiir
leichtes Heizol und Erdgas aus. Der Preiseffekt ist bei der hier betrachteten Ausgestal-
tung gemessen am Gesamtpreis allerdings vergleichsweise gering, wie Abbildung9
verdeutlicht. Die leichte Steuererh6hung bewirkt gegeniiber den Preisen 2010 bei
privaten Haushalten eine Preissteigerung von 1,2 % bei Erdgas und 3 % bei leichtem
Heizol. Wiirde bei der Industrie dieselbe absolute Erh6hung vorgenommen wie in den
anderen Sektoren, wére der relative Preiseffekt bei deren Erdgaspreisen vergleichs-
weise hoher (ca. 2 %). Unter Beibehaltung der geltenden Steuervergiinstigungen kime
es allerdings zu geringeren relativen Effekten.
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Abbildung 9: Preiseffekt der leichten Anhebung von Heizstoffsteuern, Preise 2010
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Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage von BMWi-Energiedaten

Deutsche Haushalte gaben im Jahr 2010 im Mittel knapp 1.000 Euro fiir Energie fiir
Raumwirme und Warmwasser aus (BMWi 2011). Der durchschnittliche Verbrauch
durch Heizen und Warmwasserzubereitung liegt entsprechend bei rund 16,1 Liter
Heizol bzw. 161 Kilowattstunden Erdgas je Quadratmeter und Jahr (Techem AG 2010).
Fiir einen 4-Personen-Haushalt in einer 100m?-Mietswohnung wiirde die vorge-
schlagene Erh6hung somit eine jéhrliche Mehrbelastung von 32 Euro bei Nutzung
von Heiz6l und 13 Euro bei Nutzung von Erdgas bedeuten. Dies ist insbesondere im
Vergleich mit den normalen Preisschwankungen am Markt (vgl. Grafik im Anhang) als
verkraftbarer Preiseffekt zu werten.

Volkswirtschaftliche Effekte

Wie im Abschnitt Verteilungswirkungen erldutert, bewirkt die Erh6hung von
Heizstoffsteuern zusétzliche Kosten (durch die Preiserhohungen) und zusétzliche
Nutzen (durch die Mittelverwendung), die wiederum Anpassungsreaktionen bei den
betreffenden Akteuren hervorrufen. Allgemein fithren Klimaschutzmafinahmen zu
Preis- und Kosteneffekten, Innovations- und Nachfrageeffekten (vgl. UBA 2008: 157ff).
Um die Gesamtwirkung der Effekte z.B. auf Beschiftigung, Wachstum oder Investi-
tionen bestimmen zu kdnnen, ist es erforderlich, die Gré6flenordnung der einzelnen
Impulse quantitativ zu bestimmen. Verschiedene Studien weisen Politikmafinahmen
zur Steigerung der Energieeffizienz im Allgemeinen und zur Forderung von Sanie-
rungsmafinahmen im Besonderen insgesamt positive Effekte nach (Irrek/Thomas
2006, IWU/BEI 2011). Dies ist unter anderem darauf zuriickzufiihren, dass sich die
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getdtigten Investitionen hdufig schon allein durch die eingesparten Energiekosten
rentieren.

Offen ist demnach noch die Frage fiir die Kostenseite, wie sich hohere Energie-
preise infolge hoherer Heizstoffsteuern auf die wirtschaftliche Entwicklung auswirken.
Eine Evaluierung des Deutschen Instituts fiir Wirtschaftsforschung zu den Auswir-
kungen der Okologischen Steuerreform zeigt beispielsweise, dass einige Sektoren
durch ihre Energieintensitdt von Preiserh6hungen stédrker betroffen sind als andere
(DIW 2005). Wirtschaftswissenschaftliche Simulationen zu hohen Energiepreisen
weisen oftmals ein mittelfristig leicht geddmpftes Wirtschaftswachstum nach, vor
allem aufgrund héherer Strompreise (EWI/Prognos 2006, Frontier/EWI 2010).

Doch langfristig sind die gesamtwirtschaftlich negativen Auswirkungen hoher
Energiepreise durch die Anpassungsmechanismen des Marktes begrenzt: Die Umstel-
lung der Produktionsprozesse auf eine geringere Energieintensitit, die Anderung der
Konsumgewohnheiten und nicht zuletzt die Umstellung wirtschaftlicher Investition
und Innovationen auf energiesparende Technologien bewirken eine Entkopplung von
Energieverbrauch und Wirtschaftswachstum und wirken selbst konjunkturférdernd
(Grewe 2009).

Diese Wirkungszusammenhinge lassen die Schlussfolgerung zu, dass die leichte
Anhebung der Heizstoffsteuern und der Mittelverwendung fiir Effizienzmafinahmen
eindeutig positive volkswirtschaftliche Effekte hervorruft.

Wettbewerbsgesichtspunkte

Da die Heizstoffe iberwiegend in privaten Haushalten eingesetzt werden, ist eine
signifikante negative Auswirkung auf Industrie und Unternehmen nicht zu erwarten.
Dariiber hinaus werden insbesondere energieintensiven Industriezweigen bei
einzelnen Energiepreiskomponenten umfangreiche Ausnahmen gewihrt, wodurch
die Energiekosten insgesamt vergleichsweise niedrig sind bzw. sich Steuererho-
hungen nur in geringem Maf3e auswirken.!”

Auch im europédischen Vergleich diirften sich keine Wettbewerbsnachteile
ergeben. Die Heizolpreise liegen mit rund 70 Ct/l im unteren Drittel der europdi-
schen Preisspanne von 62 (Luxemburg) bis 120 Cent (Italien).!® Dies hingt unter
anderem mit dem vergleichsweise niedrigen Steuersatz in Deutschland zusammen.
Eine leichte Anhebung der Steuer wiirde daher lediglich zu einer Annéherung an den
EU-Durchschnitt fithren (vgl. Abbildung 10).

Die Erdgaspreise fiir Industriekunden!® in Deutschland liegen mit 4,6 Ct/kWh
zwar iiber dem EU-Durchschnitt von rund 3,4 Cent, allerdings noch deutlich unter

17 Das Ausmaf einiger Vergiinstigungen ist der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage zu entnehmen, siehe Bundesregierung 2011b.

18 Preise inkl. Steuern im Jahr 2008 nach Eurostat. Die Kédltewelle im Winter 2011/12 l4sst die Preise
deutlich ansteigen: DE 89 Cent, DK 146 Cent, LU 80 Cent.

19 Verglichen wird der Verbrauchsfall zwischen 10.000 und 100.000 Gigajoule, vgl. Eurostat-
Energiepreisstatistiken.
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dem Hoéchstwert in Ddnemark von 6,7 Cent je Kilowattstunde. Auch hier ergibt sich
also durchaus Spielraum fiir leichte Preisanpassungen.

Abbhildung 10: Steuersatze fiir leichtes Heizol in der EU in Cent pro Liter
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Quelle: Europdische Kommission, DG Energie Market Obervatory, 0il Bulletin (Stand: November 2011)

Planungssicherheit fiir Investoren

Bei Steuern gilt im Gegensatz zu Abgaben und Gebiihren verfassungsrechtlich das
Verbot der Zweckbindung einzelner Steuern an bestimmte Staatsausgaben, da
Steuern der Finanzierung der allgemeinen o6ffentlichen Haushalte dienen (DLR et
al. 2006: 47). Die Mittelverwendung der zusétzlichen Einnahmen aus den Heizstoff-
steuern kann demnach nicht gesetzlich festgeschrieben werden. Allerdings hat das
Bundesverfassungsgericht im Rahmen der Okologischen Steuerreform entschieden,
dass eine allgemein gehaltene Zweckbindung keine verfassungsrechtlichen Bedenken
hervorruft, wenn die quantitative Bedeutung der Zweckbindung relativ unbedeu-
tend bleibt.?’ Die zusitzlichen Einnahmen kénnen also durchaus mit zusédtzlichen
Ausgaben in gleicher Hohe politisch umgesetzt und kommuniziert werden.

Wenngleich davon ausgegangen werden kann, dass sich die Steuererh6hung
allgemein mit der Mittelverwendung fiir Sanierungsmafinahmen verkniipfen lésst,
bleibt die Haushaltsabhingigkeit der Finanzierung bestehen.

Wie bisher wéren entsprechende Mittelfliisse stark politikabhéngig und den
jahrlichen Haushaltsverhandlungen unterworfen. Somit wiirde die Heizstoffsteu-
ererhohung zwar die politische Absicht einer verldsslichen langfristigen Finanzie-
rung der Férderprogramme unterstreichen, insgesamt aber die Planungssicherheit

20 BVerfG, Urt. v. 20.04.2004 - 1 BVR 1748/99 (Rdnr. 61), siehe auch DLR et al. 2006: 49.
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fiir Investoren nicht signifikant verbessern. Beispielhaft soll hier die Verwendung
der Stromsteuer, die im Rahmen der Okologischen Steuerreform auch fiir Strom
aus erneuerbaren Energien gezahlt wird, genannt werden. Die politische Vereinba-
rung sah vor, dass der auf erneuerbaren Strom erhobene Anteil der Stromsteuer in
die Forderung der erneuerbaren Energien im Wéarmebereich eingesetzt wird. In der
Praxis sind die Mittel fiir das entsprechende MAP allerdings deutlich niedriger als die
entsprechenden Steuereinnahmen, und die Héhe der Férderung ist den jéhrlichen
Haushaltsverhandlungen unterworfen.

¢) Politische Umsetzung

Da eine Heizstoffsteuererh6hung an dem bestehendem Instrumentarium ansetzt,
liefSe sie sich sehr kurzfristig umsetzen und verursacht keine zusdtzlichen Trans-
aktionskosten. Wie das zusétzliche Steueraufkommen verwendet werden soll bzw.
welche Forderprogramme in welchem Mafle aufgestockt werden konnen, bedarf
politischer Erwdgungen und kann daher unter Umstédnden einigen Diskussionsbedarf
zu den Verteilungswirkungen aufwerfen. Aufgrund der kurzfristigen Umsetzbarkeit
sehen Irrek und Thomas (2006) die Finanzierung tiber bestehende Steuern als Instru-
ment, das gut als Ubergangslésung bis zur Umsetzung anderer Mechanismen dienen
konnte.

Erfahrungen zu 6ffentlichen Diskussionen rund um das Thema Energiepreisent-
wicklungen legen nahe, dass die gesellschaftliche Akzeptanz fiir eine Heizstoffsteuer-
erhohung eher gering ist. Beispielhaft sind die Okosteuerdebatte, Reaktionen einiger
Akteure auf die jahrliche Entwicklung der EEG-Umlage als Bestandteil des Strom-
preises, Diskussionen zu Kosten der Energiewende oder die 6ffentliche Meinung zum
Vorschlag der Europdischen Kommission zur Anpassung der EU-Energiesteuerricht-
line (z.B. Anpassung der Dieselsteuer) zu nennen. Um eine ausreichende Akzep-
tanz fiir h6here Energiepreise zu schaffen, bedarf es einer moglichst konfliktfreien
Kommunikation durch politische Entscheidungstrédger, die die Notwendigkeit zusdtz-
licher Finanzierung und die Vorteile des Instruments herausstellen. Soziale Kompen-
sationsmafSnahmen fiir einkommensschwichere Haushalte wéren dabei eine Begleit-
mafSnahme, die die Akzeptanz vermutlich deutlich erh6hen wiirde.

d) Zusammenfassende Ubersicht

Durch die Ankniipfung am bestehenden Instrumentarium liefSe sich eine Aufsto-
ckung bestehender Forderprogramme, finanziert durch eine Anhebung der Heizstoff-
steuern, sehr kurzfristig umsetzen. Hier besteht ein grofSer Vorteil gegeniiber den
anderen Instrumenten, die zum Teil neue Mechanismen einfithren und adminis-
trativ erst implementiert werden miissen. Vor diesem Hintergrund wiirde sich eine
Heizstoffsteuererhohung auch als Ubergangslésung anbieten, bis ein alternativer
Mechanismus fiir eine haushaltsunabhingige Finanzierung geschaffen ist.
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Tabelle 3: Ubersicht Anhebung von Heizstoffsteuern

C0,-/Energieeinsparung ++
Geringe Vermeidungskosten/groBe Hebelwirkung ++
Verteilungswirkung: Umsetzung des Verursacherprinzips ++
Verteilungswirkung: Zielgruppenneutralitat (Mittelaufkommen/-verwendung) +
Verbesserte Planungssicherheit flir Investoren -

Legende: ++ sehr positiv, + positiv, 0 neutral, - negativ, - - sehr negativ.  n/A keine Angabe
Quelle: eigene Darstellung

Unter der Voraussetzung, dass die zusitzlichen Steuermittel vollstindig oder zumin-
dest zu grofien Teilen fiir die Forderung von energetischen Modernisierungsmaf3-
nahmen verwendet werden, ldsst sich eine grofie Hebelwirkung mit sehr hohen
Energie- und CO;-Einsparungen erreichen, da das Instrument eine doppelte
Lenkungswirkung hat (durch hohere Energiepreise und durch zusitzliche Forder-
mittel).

Fiir die Kosten der geforderten energetischen Sanierung kommen ausschlief3-
lich die Verbraucher von Heizstoffen auf, wodurch das Verursacherprinzip sauber
umgesetzt wird. Die privaten Haushalte wiirden durch die héheren Steuersatze (im
Vergleich zur Industrie) und durch ihren grofieren Anteil am Endenergieverbrauch
der Heizstoffe starker von einer Steuererhohung getroffen. Gleichzeitig wiirden sie
voraussichtlich auch in gréflerem Umfang von den zusitzlichen Fordermitteln profi-
tieren. Abhédngig von der Verwendung der zusétzlichen Finanzmittel konnen die
Verteilungswirkungen relativ gering gehalten werden. Da einkommensschwichere
Haushalte relativ stirker von Energiepreissteigerungen belastet werden als wohlha-
bendere, wird die begleitende Umsetzung sozialer Kompensationsmafinahmen
empfohlen.

Die wahrscheinlich grofite Herausforderung fiir die Umsetzung ist die geringe
gesellschaftliche Akzeptanz fiir steigende Energiepreise.

2 Pramienmodell zur Forderung energetischer Sanierungen

Mit dem Konzept einer Warme-Umlage (im Folgenden «Pramienmodell») sollen die
guten Erfahrungen mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) fiir den Wiarmebe-
reich genutzt werden, wobei sowohl die erneuerbaren Energien im Wiarmebereich als
auch die energetische Gebdudesanierung einbezogen werden. Die Idee, das Prinzip
des EEG auf den Effizienzbereich zu iibertragen, wurde bereits seitens des BMU im
Rahmen seines Konzepts einer dkologischen Industriepolitik grundsitzlich aufge-
griffen: «Um die Energieeffizienz zu férdern, reicht es nicht aus, nur auf Verordnungen
und Grenzwerte zu setzen, wir brauchen ein dhnlich erfolgreiches Instrument, wie
das EEG im Bereich Erneuerbare Energien. Dessen Erfolg lag in der Verkniipfung
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dreier Elemente: der Einspeisevergiitung, der Pflicht, Erneuerbare Energien ins Netz
zu bringen, und einem Umlagesystem. Das sollten wir auch fiir Fortschritte bei der
Effizienztechnologie nutzen» (BMU 2008: 26).

Diese Idee bezog sich allerdings nur auf die Effizienz von elektrischen Geréten,
so dass die Umlage von den Stromverbrauchern finanziert werden sollte. IFEU und
Wuppertal Institut (2009) weiteten die Idee auf den Warmebereich aus. In der vorlie-
genden Studie soll die Ubertragung auf den Bereich der energetischen Gebaudesa-
nierung diskutiert werden, so dass die Nutzer fossiler Warme zur Finanzierung der
Pramie herangezogen werden.

Im Konzept eines Pramienmodells wiirde der Warmesektor seinen Umbau kiinftig
selbst finanzieren, indem Importeure von Ol und Gas pro verkaufter Energieeinheit
eine Pramie zahlen, die direkt in regenerative Heizungssysteme und/oder Effizienz-
mafinahmen investiert wird. Vorteile dieses Modells sind die haushaltsunabhéngige
Mittelausstattung und die Umlage der Mehrkosten auf alle Warmeverbraucher nach
dem Verursacherprinzip.

Das Pramienmodell kann differenziert nach der jeweiligen geférderten Techno-
logie bzw. Mafinahme, ggf. nach dem entsprechenden Gebdude (Alter, Ein-, Zwei-
oder Mehrfamilienhaus, Biirogeb#ude etc.) und an den Weltmarktpreisen fiir Erdgas
und Mineral6l angepasst werden. Damit kann gezielt das gefordert werden, was von
der Politik als férderwiirdig eingestuft wird. Die Férderung kann dariiber hinaus
degressiv ausgestaltet werden. Das Pramienmodell dhnelt damit von seiner Struktur
und seinen Wirkungen stark dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG).

a) Ausgestaltung

Mit dem Pramienmodell werden die gut 1.000 Grof$héndler insbesondere von Erdgas
und Heizol verpflichtet, an diejenigen, die in Anlagen zur Nutzung der erneuerbaren
Energien zur Warmebereitstellung oder in die energetische Gebdudesanierung inves-
tieren, einen Pramie zu zahlen (DLR et al. 2006: 191).2! Diese Pramie deckt die Zusatz-
kosten der Investitionen im Vergleich zu einer fossilen Warmeerzeugung oder zu
einer Weiternutzung eines Gebdudes ohne energetische Sanierung ab. Fiir die Inves-
toren kdnnen Bedingungen geschaffen werden, die den bereits bestehenden Forder-
instrumenten, wie dem CO,-Geb&dudesanierungsprogramm oder dem MAP, dhneln.
Die Préamie kann je nach durchgefiihrter Mafnahme variieren und sollte pauschal die
Mehrkosten gegentiber dem Alternativszenario (Investition in eine nicht-erneuerbare
Heizungsanlage bzw. Sanierung ohne energiesparenden Mehrwert) abdecken:
wmm /11 Fall von kleinen EE-Anlagen kann dabei die Systematik des bestehenden MAP
weitestgehend iibernommen werden: Investoren in regenerative Heizungsan-
lagen (z.B. kleine Solarkollektoranlagen, dazugehorige Warmespeicher, Biomas-
seheizungen oder Geothermieheizungen) bekommen einen Zuschuss zu den

21 Auch im EEG werden Anforderungen gestellt, beispielsweise an die Qualitit der verwendeten
Biomasse, die Nachriistung einer Fischtreppe bei Wasserkraftanlagen oder den Standort einer
Windenergieanlage (Referenzertrag von mind. 60%).
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Investitionskosten. Diese decken die Mehrkosten gegeniiber der Investition
in eine konventionelle Anlage ab. Bei der Festlegung dieser «pauschalen Diffe-
renzkosten» fiir einzelne Technologien kann auf die Erfahrungen aus dem MAP
zuriickgegriffen werden.

wmm Bei grofSeren EE-Anlagen hingegen wird die tatsdchlich erzeugte Warme gemessen
und mit einer Prdmie (Ct/kWh) iiber beispielsweise zehn Jahre vergiitet. Insge-
samt werden auch mit dieser Pramie nur die pauschalisierten Zusatzkosten
gegeniiber einer fossilen Anlage ausgeglichen. Zur Ermittlung der richtigen
Pramienhohe kénnen die Erfahrungen aus Grofibritannien und den Nieder-
landen genutzt werden. Da in jedem Fall nur die Zusatzkosten iiber eine Pramie
finanziert werden, ist es selbst bei der Nutzung des Pramienmodells unwirtschaft-
lich, eine grofiere EE-Anlage zu bauen und mehr EE-Wédrme zu produzieren, als
notwendig ist.

mmm Die Systematik kann auch auf Investitionen in EffizienzmafSnahmen (z.B. an der
Gebidudehiille) {ibertragen werden. Bei kleineren Investitionen wie Fenster-
tausch bietet sich ebenfalls eine einmalige Pramienzahlung in Form eines Inves-
titionskostenzuschusses an. Im Falle von grofieren Investitionen in Effizienz-
mafinahmen (z.B. umfassende Sanierung der Gebdudehiille) konnen die Vergii-
tungen ebenfalls {iber einen lingeren Zeitraum fiir die eingesparte Energie (Ct/
kWh) erfolgen und nach der Art der durchgefiihrten Sanierungsmafinahme diffe-
renziert sein. Die gesamte Hohe konnte sich grundsitzlich an dem bestehenden
KfW-CO,-Gebdudesanierungsprogramm orientieren. Beispielsweise wire eine
Ausgestaltung denkbar, in der sich der Amortisationszeitraum der Investition
durch die Pramie auf einen festgelegte Zeithorizont verkiirzt. Bei grofSeren Inves-
titionen wiirden die Vergiitungen auch hier in Raten iiber z.B. zehn Jahre erfolgen.

Als Investoren sollten all jene Akteure einen Anspruch auf eine Préamie haben, die in
die energetische Gebdudesanierung investieren: Selbstnutzer von Gebduden, Gebau-
devermieter und Wohnungsgesellschaften, aber auch Dienstleister wie Contractoren,
Planer oder Handwerker. Zu beachten ist dabei der Grundsatz, dass eine Mafinahme
nur einmal geférdert werden kann. Eine Kumulation mit anderen staatlichen Forder-
programmen zur energetischen Sanierung soll bei ein und derselben Mafinahme
nicht moglich sein.

Vielmehr soll das Primienmodell diese zumindest teilweise ablésen. Welche
MafSnahmen dabei sinnvollerweise {iber das Praimienmodell und welche iiber andere
Forderprogramme bezuschusst werden, kann an dieser Stelle nicht abschliefend
beantwortet werden und wére noch genauer zu erdrtern.

Damit die Erdgas- und Heizolgrof$hdandler verhdltnisméflig gleich stark durch das
Pramienmodell belastet und damit Wettbewerbsnachteile vermieden werden, findet
ein Ausgleich zwischen ihnen statt. Die Umsetzung und Abrechnung kann vermut-
lich von einer staatlich beauftragten Stelle (z.B. BAFA und KfW) durchgefiihrt werden
(Prognos et al. 2011; siehe auch Abschnitt c).
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Option: Kopplung an den Weltmarktpreis fiir Ol und Planungssicherheit

Die Zusatzkosten bei der Nutzung der erneuerbaren Energien zur Warmeerzeugung
und bei Effizienzmafinahmen im Gebdudebereich sind abhédngig von den einge-
sparten Kosten fiir fossile Energien. Nur diese Zusatzkosten sollen durch die Pramie
abgedeckt werden, damit Investitionen wirtschaftlich werden.?? Je teurer fossile
Energien sind, desto giinstiger sind die jeweiligen Zusatzkosten. Daher kann eine
automatische Abhéngigkeit der Prdmie von den Weltmarktpreisen fiir Erdgas und
Mineraldl hergestellt werden. Bei niedrigen Weltmarktpreisen sind die einmaligen
Zuschusszahlungen bzw. die Boni vergleichsweise hoch, bei hoheren Weltmarkt-
preisen sind sie geringer. Bei sehr hohen Weltmarktpreisen fallen sie ggf. vollstdndig
weg.

Mit dieser Regelung wiirden zwei Dinge erreicht: Erstens wird einer Uber- bzw.
Unterforderung entgegengewirkt; zweitens wird der notwendige Aufschlag auf den
Erdgas- und Olpreis fiir Endkunden geringer, wenn der Weltmarktpreis hoch ist.
Sind die fossilen Energien ohnehin bereits teuer, werden sie durch die Prdmie nur
vergleichsweise wenig oder gar nicht zusétzlich verteuert. Ein Anreiz, effizienter mit
Heizenergie umzugehen, bleibt dabei immer erhalten. Sind die Weltmarktpreise sehr
giinstig, hilft eine vergleichsweise hohe Umlage, in die Energieeffizienz zu inves-
tieren. Insgesamt wird an Investoren in Energieeffizienz das Signal gesendet, dass
der Endkundenpreis fiir Erdgas und Heizdl steigen wird und sich damit Investitionen
zur Senkung des Verbrauches von fossilen Energien lohnen. Entweder aufgrund der
Weltmarktsituation oder aufgrund des Pramienmodells. Gleichzeitig ldsst sich durch
die Hohe der Pramien (in Abhéngigkeit von den Weltmarktpreisen) indirekt festlegen,
in welchem Zeitraum die Investitionen jeweils wirtschaftlich sein sollen.

Verbindung von erneuerbaren Energien und Energieeffizienz

Investoren in Effizienzmafinahmen bei Gebduden und in EE-Anlagen zur Warmeer-
zeugung konnen iiber das gleiche Instrument - das Pramienmodell - eine Forderung
bekommen. Grundsitzlich ist es den Investoren freigestellt, welche Investitionen
und technische MafSnahmen sie durchfiihren méchten. Durch die Ausgestaltung des
Instruments, insbesondere der Hohe der jeweiligen Unterstiitzung, kann die finan-
zielle Signalwirkung in Richtung eines sinnvollen Gesamtkonzepts genutzt werden.
Zusitzlich zur finanziellen Ausgestaltung wiren auch weitere Bedingungen zugunsten
eines Gesamtkonzepts von EffizienzmafSinahmen und erneuerbarer Warme moglich.
So konnte ggf. geregelt werden, dass EE-Wéarmeanlagen nur dann geférdert werden,
wenn bestimmte Anforderungen an die Warmedammung erfiillt sind.

22 Die Bestimmung der Zusatzkosten soll weitestgehend pauschalisiert werden, um umfangreiche
Einzelfallberechnungen zu vermeiden. Sie wiirden sich dann nicht an dem Ist-Zustand eines
Gebdudes orientieren, sondern vielmehr die zusitzlichen Investitionskosten gegeniiber eines
theoretischen Alternativszenarios abdecken (s.o.).
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Ahnliche Modelle in der Praxis

Ein Pramienmodell fiir die Férderung der energetischen Gebdudesanierung und der
erneuerbaren Energien im Warmebereich, so wie hier diskutiert, ist nach Kenntnis
der Autoren bislang auch international noch nicht umgesetzt worden. Allerdings gibt
es in einigen Landern in Teilen dhnliche Modelle, oder sie werden bzw. wurden dort
diskutiert und erwogen. Teilweise wird dabei von«Feed in Systems for Renewables in
the Heating Sector» gesprochen, auch wenn die Modelle sich teilweise stark vom hier
diskutierten Prdmienmodell oder den in DRL et al. (2006), Prognos et al. (2011) oder
BEE (2010) diskutierten Modellen unterscheiden.

In Grof$britannien konnen im Rahmen der «Renewable Heat Incentive (RHI)»
Betreiber von GrofSanlagen, die mit erneuerbaren Energien Wiarme erzeugen, pro
erzeugter Kilowattstunde Wiarme eine Vergiitung bekommen («Renewable Heat
Premium Payments»). In der ersten Phase der RHI konnen Betreiber entsprechender
Anlagen im nicht-6ffentlichen Sektor fiir Warme aus Biomasse, Solarenergie, Warme-
pumpen, tiefer Geothermie und «Energieabfillen» eine Vergiitung beantragen. Diese
Wirme kann im Gebdudebereich oder aber auch in der Industrie verwendet werden.
Die Vergiitungen sollen die Differenz zwischen den Kosten der erneuerbaren Warme
und der Wiarme aus konventionellen Anlagen abdecken und sind nach Technologien
differenziert. Das Programm wird durch die Behorde «Gas and Electricity Market
Authority» (Ofgem) abgewickelt. Im Jahr 2012 soll das Programm auf Kleinanlagen
erweitert werden. Der entscheidende Unterschied zum hier vorgestellten Prami-
enmodell liegt darin, dass die Mittel durch den o6ffentlichen Haushalt bereitgestellt
werden und damit nur ein begrenztes Budget zur Verfligung steht (DECC 2011a: 6ff).

In den Niederlanden wird das Programm SDE+ («stimu6ering duurzame energie-
productie») diskutiert. Es orientiert sich stark an der RHI in Grofbritannien und soll
ebenfalls durch den Haushalt finanziert werden. Ebenso miissen Antrége gestellt
werden, um eine Vergiitung zu erhalten. Zur Finanzierung des Programms soll eine
neue Abgabe auf Strom und Erdgas erhoben werden (ECN 2011: 7f).

Dariiber hinaus wurde in der Tschechischen Republik ernsthaft tiber die Einfiih-
rung eines Einspeisesystems fiir Warme aus Erneuerbaren Energien diskutiert. Diese
Uberlegungen wurden aber bislang nicht umgesetzt (Biirger 2012).

b) Wirksamkeit des Instruments

Finanzierungsbeitrag

Das Pramienmodell ist unabhéngig vom Bundeshaushalt, so wird ein hohes Maf§ an
Investitionssicherheit hergestellt. Vergleichbar mit dem EEG, bei dem die Netzbe-
treiber verpflichtet sind, Vergiitungen fiir die Einspeisung von Strom aus erneu-
erbaren Energien zu zahlen, werden im Pramienmodell die gut 1.000 Grof$hdndler
bzw. Unternehmen verpflichtet, die in Deutschland fossile Heizstoffe in den Verkehr
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bringen. Die technische Umsetzung und der Ausgleich zwischen den GrofShdndlern
kann vermutlich von einer staatlich beauftragten Stelle vorgenommen werden, z.B.
der BAFA und der KfW (Prognos et al. 2011).

Anders als bei einer Besteuerung von Heizstoffen ist hier sichergestellt, dass
die kompletten Mittel in die energetische Gebdudesanierung flief}en. Es geht quasi
kein Geld im Haushalt «verloren», weil es fiir andere Zwecke oder die allgemeine
Haushaltskonsolidierung verwendet wird. Ferner ist gewdhrleistet, dass fiir die
durchgefiihrten Investitionen ausreichende Mittel zur Verfiigung stehen. Aufgrund
der moglichen automatischen Anpassung der Pramie an den aktuellen Weltmarkt-
preis fiir fossile Energierohstoffe sinken die gewdhlten Mittel bei steigenden fossilen
Weltmarktpreisen.

Okologische Wirkung

Die 6kologischen Wirkungen sind sehr gut vergleichbar mit denen der im vorigen
Kapitel diskutierten Heizstoffsteuern. Wie bei der Erh6hung der Heizstoffsteuern
wird auch beim Pramienmodell einerseits aufgrund der hoheren Kosten fiir fossile
Heizstoffe der Anreiz zum effizienteren Umgang mit Energie angereizt, und anderer-
seits werden direkt Investitionen sowohl in mehr Energieeffizienz im Wéarmebereich
als auch in erneuerbare Energien gefordert.

Soweit im Vergleich zu erhohten Heizstoffsteuern die gleichen Einnahmen auf
Seiten der fossilen Heizstoffe und die gleichen Ausgaben bei der energetischen Sanie-
rung vorliegen, diirfte eine sehr dhnliche Reduktion des Energieverbrauchs und der
Treibhausgasemissionen zu erwarten sein. Daher sollen diese Effekte hier nur kurz
zusammengefasst werden, genauere Erlduterungen zur Begriindung sind im vorigen
Kapitel aufgefiihrt.?

Eine grofse Mehrheit der Verbraucher wird durch steigende Heizstoffpreise zu
einem sparsameren Verbrauchsverhalten motiviert. So diirfte der Einspareffekt
beispielsweise durch eine Umlage von 0,1 Ct/kWh auf den Endenergieverbrauch von
Heizol und Erdgas (insgesamt 0,87 Mrd. Euro) zu einem Riickgang des Verbrauchs
um insgesamt 0,3 % fithren. Das entspricht fiir alle Heizstoffe Einsparungen in Hohe
von 2.510 GWh und einen Riickgang der Treibhausgasemissionen um rund 0,65
Mio. t CO,. Die 6kologischen Effekte der Forderung der energetischen Sanierung mit
Mitteln in dieser Hohe (0,87 Mrd. Euro) umfassen eine Endenergieeinsparung von
2.780 GWh und eine Reduktion der Treibhausgasemissionen um rund 0,9 Mio. t CO,.

Neben den Energieverbrauchs- und Treibhausgasemissionsreduktionen durch
ein gedndertes Verbraucherverhalten und die Effizienzmafinahmen wiirde auch die
Umstellung auf erneuerbare Energien zu entsprechenden Reduktionen fithren. Nach
BEE (2010) wiirden bei einer entsprechenden Annahme des BEE-Ausbauprogramms
bis 2020 23 Millionen Tonnen CO, -Emissionen reduziert. Das entspréche einer jahrli-

23 Leichte Abweichungen sind mit einer etwas anderen Verteilung der Umlage auf die Energie-
trager und Verbrauchergruppen zu erkldren, vgl. folgenden Abschnitt zu den Verteilungswir-
kungen.
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chen Steigerung der Einsparungen um gut 2 Millionen Tonnen. Diese sind allerdings
nur erreichbar, wenn die gesamte Umlage entsprechend hoch ist. BEE geht davon
aus, dass diese dann bei rund 1,2 Mrd. Euro liegen wiirde, was rund 0,165 Ct/kWh fiir
importiertes Ol und Gas entspricht (BEE 2010: 2).

Verteilungswirkung

Auch die Verteilungswirkungen lassen sich beim Pramienmodell grundsétzlich mit
denen von erhohten Heizstoffsteuern vergleichen. Welche Verbrauchergruppen
welchen Teil der Kosten tragen, ist allerdings im Rahmen der konkreten Ausgestal-
tung noch zu erwégen.

Solange bei den Heizstoffen tatséchlich die gesamten zusitzlich eingenommenen
Steuern fiir die Foérderung der energetischen Sanierung ausgegeben werden, fliefSen
die Mittel wieder vollstdndig an die Verbrauchergruppe zuriick, die fiir sie aufge-
kommen sind. Das ist allerdings anhand der jahrlichen Neuverteilung von Haushalts-
mitteln zumindest mittel- bis langfristig nicht garantiert. Beim Prdmienmodell ist es
dagegen garantiert, dass alle Mittel ausschlief’lich fiir Zwecke verwendet werden, die
den Verbrauch von Heizstoffen senken. Damit werden die Mittel, die aus einer Verteu-
erung der Heizstoffe generiert wurden, auch wieder fiir die Senkung des Verbrauchs
dieser Heizstoffe verwendet. Allerdings findet - wie bei erhohten Heizstoffsteuern -
eine Umverteilung zwischen einzelnen Verbrauchern statt, da nicht jeder einzelne
Umlagenzahler von einer Sanierung profitieren wird. Die Umverteilung kann dabei
sowohl zwischen den Sektoren (Haushalte, GHD, Industrie) erfolgen, als auch inner-
halb der Sektoren (z.B. einkommensschwache und wohlhabende Haushalte). Ein
zentrales Element der Verteilungsfrage ist demnach, wie die Forderung ausgestaltet
wird bzw. an welche Bedingungen die Auszahlung der Pramie gekniipft ist.

Verteilung der Kosten

Die Kostenverteilung ergibt sich aus der Ausgestaltung des Umlagesystems und ist
von der Verteilung auf die verschiedenen Heizstoffe, auf verschiedene Verbraucher-
gruppen sowie der Gewdhrung von Vergiinstigungen abhéngig. Die Verteilungswir-
kung ist damit ein relevanter Teil der politischen Verhandlungen.

Die Umlage konnte beispielsweise als Betrag auf den Energiegehalt gleichméf3ig
auf alle Heizstoffe (z.B. in Ct/kWh) erhoben werden. Es wére jedoch auch mdoglich,
wie bei der Steuererh6hung unterschiedliche Belastungen in Anlehnung an die
Klimawirkung der jeweiligen Heizstoffe zuzulassen. Das wiirde beispielsweise in
einer hoheren Umlage auf Heizol im Vergleich zu Erdgas resultieren. Ausgenommen
sollte dabei Kohle sein, da sie im Warmemarkt kaum eine Rolle spielt und ihre Einbe-
ziehung regelungstechnisch sehr schwierig wire. Auch die Einbeziehung von Strom,
mit dem strombetriebene Heizungen versorgt werden, erscheint nicht notwendig.
Der Anteil von Strom an der Warmeproduktion ist einerseits gering und andererseits
wird iiber den Strombezug durch das EEG bereits ein Beitrag zur Umgestaltung der
Energieversorgung geleistet.
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Das Instrument ldsst auch offen, inwiefern bei der Umlage Vergiinstigungen oder
Befreiungen fiir einzelne Verbrauchergruppen zugelassen werden sollen. Wird die
Umlage gleichmiflig auf den gesamten Endenergieverbrauch erhoben, verteilt sich
die Kostenbelastung im Pramiensystem somit auf eine gréfiere Verbrauchsmenge als
bei der Heizstoffsteuer.

Dies soll verdeutlichen, dass eine Umlage zu einer anderen Kostenverteilung als die
geschilderte Erh6hung von Heizstoffsteuern fiihren kann.

Inwiefern sich die Verteilung der Kosten im Vergleich zu erh6hten Heizstoff-
steuern unterscheiden, hdngt mafigeblich davon ab, ob die Industrie gleich, stiarker
oder schwiécher zur Finanzierung der Investitionen beitragt. Sowohl bei der Ausge-
staltung der Heizstoffsteuern als auch des Pramienmodells kann die Industrie grund-
satzlich eine Ermafligung erhalten, so wie es beispielsweise bei den Energiesteuern
und dem EEG schon der Fall ist. Die Vergiinstigungen sollten dabei allerdings nur
fiir jene Unternehmen bzw. Branchen gewéhrt werden, fiir die eine Preiserh6hung
zu unverhdltnisméflig hohen bzw. aus Sicht des internationalen Wettbewerbs nicht
verkraftbaren Belastungen fithren wiirde.

Unabhédngig davon werden - wie bei erhdhten Heizstoffsteuern - drmere
Haushalte tendenziell von steigenden Energiekosten relativ stdarker betroffen als
reichere Haushalte (KlimaAllianz 2011: 4). Auch wenn dies laut FiFo (2007) nicht zu
ernstzunehmenden Verteilungsproblemen fithren soll, erscheint es sinnvoll, dass
durch gezielte erginzende Mafinahmen zur Minimierung der Belastung drmerer
Haushalte die Akzeptanz des Instrumentes verbessert wird. Beispiele fiir solche
Mafinahmen sind in Kapitel II.1 aufgefiihrt.

Zusitzlich zur Umlage fallen Transaktionskosten fiir die Umsetzung, Abrechnung
und Verwaltung an. Diese wiirden sich bei der Beschrankung auf eine Férderung von
erneuerbarer Warme zwischen 10 (2010) und 30 Mio. Euro pro Jahr (2020) bewegen
(DLR et al. 2006: 202). Fiir die Férderung der energetischen Sanierung wéren die
Transaktionskosten hoher. Allerdings kann davon ausgegangen werden, dass Syner-
gieeffekte auftreten. Ferner diirften die Transaktionskosten bei Mafinahmen zur
Effizienzsteigerung relativ niedriger sein, da es sich durchschnittlich um finanziell
groflere Vorhaben handelt. Wird eine staatliche Stelle wie beispielsweise die BAFA
oder die KfW mit der Umsetzung betraut, kénnten die Transaktionskosten theoretisch
staatlich finanziert werden. Es spricht aber aus hiesiger Sicht nichts dagegen, auch
diese Kosten iiber die Umlage von den Verbrauchern fossiler Energien finanzieren zu
lassen. Dariiber hinaus fallen diese Kosten zumindest teilweise bereits heute in den
bestehenden Programmen an.

Verteilung des Nutzens

Wie in der Analyse der Heizstoffsteuererh6hung beschrieben, héangt die Nutzenvertei-
lung direkt von den geforderten Sanierungsmafinahmen ab. Es ist davon auszugehen,
dass bei einer engen Anlehnung der Pramienzahlungen an die existierenden Forder-
programme MAP und CO,-Gebdudesanierungsprogramm Haushalte gegeniiber den
anderen Sektoren verhiltnisméfig starker profitieren.

54

| inhat

Strategien zur Modernisierung I: Neue Finanzierungsmodelle fiir einen klimaneutralen Geb&udebestand



1T PolitikmaBnahmen im Gebaudesektor — 2 Pramienmodell zur Férderung energetischer Sanierungen

Preiseffekte

Die Hohe der Umlage ist direkt abhéngig von den ausgezahlten Pramien bzw. Vergii-
tungen. Ein entscheidender Unterschied zur Heizstoffsteuer besteht darin, dass im
Pramienmodell die tatsdchliche Hohe der Férderung und damit die tatsdchliche Hohe
der Umlage (der Preiseffekt) nur begrenzt gesteuert werden kénnen. Denn anders als
bei den Heizstoffsteuern ist die Hohe der gesamten Férderung und der Umlage nicht
im Voraus festgelegt. Vielmehr kommt es darauf an, wie viele Investoren das Modell
nutzen und welche Mafinahmen mit welcher Férderhdhe sie durchfiihren. Dies kann
zwar durch eine regelméfliige Anpassung des Instruments beispielsweise durch die
jeweilige Forderhohe oder die Auswahl der forderwiirdigen MafSnahmen beeinflusst
werden. Je grofSer die Spielrdume fiir kurzfristige Anpassungen gestaltet werden,
desto stérker leidet allerdings die Planungssicherheit insbesondere fiir Investitionen
der herstellenden Industrie. Denn nur mit langfristiger Investitionssicherheit wird
in neue Produktionsanlagen und die Forschung und Entwicklung investiert. Beides
fiihrt dabei zu Kostensenkungen und wire daher fiir die Umsetzung der Energie-
wende von grofer Relevanz. Vor diesem Hintergrund sollte nach Ausgestaltungen des
Modells gesucht werden, die einerseits ein zu starkes und nur schwer kontrollierbares
Wachstum der Umlage verhindern und andererseits die Investitionssicherheit so weit
wie moglich gewdhrleisten konnen.

Einen senkenden Effekt auf die Umlagehdhe konnte die automatische Anpas-
sung der Férderh6he (der Pramie) an die Preise fiir Heizstoffe, beispielsweise die
Weltmarktpreise fiir Erdél und Erdgas, haben. Denn mit vermutlich tendenziell
steigenden Weltmarktpreisen wiirden nicht nur die spezifischen Férderhéhen absolut
gesenkt, sondern automatisch auch die Hohe der Umlage zumindest begrenzt.

Die Preiseffekte (die H6he der Umlage) konnen dabei theoretisch fiir verschie-
dene Verbrauchssektoren unterschiedlich hoch sein. Solange die Mittel, die durch das
Pramienmodell fiir die Férderung der energetischen Gebdudesanierung zur Verfii-
gung gestellt werden, den Mitteln im Modell der erh6hten Heizstoffsteuern entspre-
chen, sind die Preiseffekte sehr dhnlich. Wird eine andere Verteilung der Umlage
gewdhlt, kann der Preiseffekt geringfiigig anders ausfallen als bei der Heizstoffsteuer.

Abbildung 11 zeigt den Preiseffekt fiir eine einheitliche Umlage von 0,1 Ct/kWh
fiir die Energietriger leichtes Heizol und Erdgas. Wird die Umlage auf den gesamten
Endenergieverbrauch der Sektoren Haushalte, GHD und Industrie erhoben (anstatt
nur auf den versteuerten Verbrauch), bewirkt dies ein dhnliches Aufkommen wie die
in Kapitel II.1 beschriebene Anhebung der Heizstoffsteuern von rund 0,9 Mrd. Euro.
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Abbildung 11: Preiseffekt einer Umlage von 0,1 ct/kWh, Preise 2010
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Die Haushalte wiren dadurch allerdings anders belastet als bei einer Anlehnung
an die Heizstoffsteuer, auch weil die Umlage in diesem Beispiel nicht in Anleh-
nung an den CO,-Gehalt erhoben wiirde: Fiir einen 4-Personen-Haushalt in einer
100m>-Mietswohnung wiirde die Umlage von 0,1 Ct/kWh eine jihrliche Mehrbelas-
tung von durchschnittlich 16 Euro bedeuten. Im Modell der Heizstoffsteuer hingegen
betrug sie bei Nutzung von Heiz6l 32 Euro und bei Nutzung von Erdgas 13 Euro.

Volkswirtschaftliche Effekte und Wettbewerbsgesichtspunkte

Die volkswirtschaftlichen Effekte konnen wie bei den Heizstoffsteuern als positiv
eingeschétzt werden, sie sind dort ausfiihrlich beschrieben. Deswegen soll hier nicht
weiter darauf eingegangen werden. Auch beziiglich der Wettbewerbsgesichtspunkte
kann auf die Ausfithrungen in Kapitel II.1 verwiesen werden. Da die Wirkung des
Pramienmodells auf den Energieendkundenpreis bei gleicher Héhe der Umlage mit
der Wirkung zusétzlicher Steuern identisch ist, sind diese Erkenntnisse iibertragbar.
Vor diesem Hintergrund diirfte keine Gefdhrdung der Wettbewerbsfihigkeit der
deutschen Industrie zu befiirchten sein.

Ein wichtiger Unterschied zur Erh6hung von Heizstoffsteuern liegt auch hier in
der im Voraus nicht festlegbaren Hohe der Umlage. Wird die Prdmie in Abhéngig-
keit von den Heizstoffpreisen festgelegt, wird auch der Preiseffekt abgefedert und
damit die Wettbewerbsfahigkeit zumindest vor starken Preisschwankungen bewahrt.
Ein weiterer Faktor fiir die Wettbewerbsfahigkeit ist dariiber hinaus, inwiefern fiir
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einzelne energieintensive Wirtschaftszweige Vergiinstigungen bei der Umlage einge-
raumt werden.

Da madglichst alle potenziellen Akteure, die in die energetische Sanierung inves-
tieren - also insbesondere Gebdudeeigentiimer, Contractoren oder Planer - Anspruch
auf eine Pramie haben sollen, entsteht ein grofier, gleichberechtigter Wettbewerb
zwischen den zahlreichen kleinen, mittleren und groflen Wirtschaftsakteuren der
Bauwirtschaft. Dies kann - gemeinsam mit der hohen Investitionssicherheit - zu
vergleichsweise grofien Kostensenkungen bei Planung, Herstellung der Materialen
und Durchfithrung von Sanierungen fithren. Dies wiirde die deutsche Wirtschaft auch
gegeniiber der internationalen Konkurrenz stiarken.

Planungssicherheit fiir Investoren

Die Erfahrungen mit dem EEG und seiner Vorgidngerregelung, dem Stromeinspei-
sungsgesetz, zeigen, dass eine vom staatlichen Haushalt unabhédngige Fordersyste-
matik verbunden mit einer sicheren Mittelausstattung eine aufierordentlich hohe
Investitionssicherheit bietet. Zentral fiir diese Eigenschaft des EEG ist, dass die
EEG-Umlage und damit die zur Verfiigung stehenden Mittel direkt abhéngig sind von
den eingeforderten Vergiitungen durch die Betreiber von Anlagen zur Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien. Wird mehr Strom mit EEG-geférderten Anlagen
erzeugt, steigt grundsitzlich die Summe der eingeforderten Vergiitungen. Diese
kénnen aber bezahlt werden, weil die EEG-Umlage entsprechend angepasst wird.?*
Die hohe Investitionssicherheit gilt fiir alle relevanten Marktakteure: Anlagenbe-
treiber und Hersteller, Planer und Finanzinstitute etc. (BEE 2010: 3; WI 2005: 2).

Neben der hohen Sicherheit beziiglich der Verfiigbarkeit der Fordermittel und
damit iiber den zumindest mittelfristigen Fortbestand des Férderprogramms kénnen
sich Investoren auch verldsslich darauf einstellen, dass die Endkundenpreise fiir
Heizstoffe schrittweise steigen. Zumindest die Umlage bewirkt eine entsprechende
Energiepreissteigerung. Hinzu kommen kann und diirfte eine Ethohung der Endkun-
denpreise durch einen global steigenden Preis fiir Erd6l und Erdgas. Wenn die Forde-
rung der energetischen Gebdudesanierung wie oben vorgeschlagen an den globalen
Energiepreis gekoppelt wird, werden steigende globale Energiepreise allerdings
geddmpft an die Endkunden weitergegeben, da die Umlage automatisch entspre-
chend sinken wiirde. Absolut werden die Endkundenpreise dadurch aber nicht
sinken, ihr Anstieg wiirde nur geddmpft. Daher besteht weiterhin ein hoher Anreiz,
unabhéngig von den FérdermafSinahmen selber in mehr Effizienz im Gebdudewérme-
bereich zu investieren.

24 Von den Vergiitungen werden allerdings die Einnahmen aus dem Verkauf des vergiiteten Stroms
an der Borse EEX abgezogen, so dass nur die Differenzkosten iiber die Umlage zu finanzieren
sind. Bei unterstellten langsam steigenden Strompreisen an der Borse muss die EEG-Umlage
daher nicht in dem Maf3e steigen wie die Stromproduktion aus EEG-vergiiteten Anlagen und
kann grundsitzlich auch sinken (siehe DLR et al. 2010).
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¢) Politische Umsetzung

Mit dem Priamienmodell wiirde ein vollstdndig neues Instrument eingefiihrt. Dies
erschwert die politische Umsetzung, besonders wenn mit dem ersten Schritt viele
Fordertatbestdnde mit einem vergleichsweise hohen Foérdervolumen einbezogen
werden sollen. Dies wire der Fall, wenn der gesamte Bereich der energetischen
Gebdudesanierung mit Anlagen der erneuerbaren Energien im Warmebereich sowie
Effizienzmafinahmen (z.B. Wairmeddmmung) von Anfang an eine breite Férderung
durch das Pramienmodell erhalten sollen.

Theoretische Grundlagen bis hin zu Entwiirfen fiir ein entsprechendes Gesetz
liegen bereits fiir ein auf die Férderung der erneuerbaren Energien beschrianktes
Priamienmodell vor (DLR et al. 2006, Prognos et al. 2011).2> Mit diesen Vorarbeiten
liegt eine sehr gute Grundlage fiir ein Pramienmodell-Gesetz im Bereich der erneuer-
baren Energien im Wiarmebereich vor. Grundsitzlich erscheint es moglich, auf dieser
Grundlage eine Erweiterung fiir den gesamten Bereich der energetischen Gebaude-
sanierung vorzunehmen. Die genaueren Detaillierungen und die rechtliche Absiche-
rung (s.u.) wiren allerdings noch durchzufiihren.

Ein administrativer Aufwand ist durch die Auszahlung der entsprechenden
Fordermittel zwingend gegeben. Dies trifft allerdings fiir jedes Férderprogramm zu.
Die bestehenden und aus dem Bundeshaushalt bzw. dem Energie- und Klimafonds
finanzierten Programme erzeugen diesen administrativen Aufwand ebenfalls. Insbe-
sondere bei einer Umstellung der bestehenden Programme auf ein Prdmienmodell
bietet sich die Abwicklung liber staatliche Institutionen wie die KfW oder die BAFA an.
Je stdrker die Systematik der bestehenden Programme dabei iibernommen werden
kann, desto geringer ist der zusétzliche Aufwand. Sollte es nicht moglich sein, staat-
liche Institutionen mit dieser Aufgabe zu betrauen, wiirde es fiir die Zeit der dann
notwendigen Umstellung zu einem zusétzlichen Aufwand kommen.

Im Vergleich zur Finanzierung der Férdermittel {iber den Bundeshaushalt oder
den Energie- und Klimafonds ist der administrative Aufwand auf Seiten der finanzi-
ellen Heranziehung der Grof$handler fiir Heizstoffe grofier. Denn hier muss man ein
neues und zusétzliches System installieren. Mit diesem muss zundchst der Mittelbe-
darf abgeschitzt werden. Auf Grundlage dieser Abschédtzung werden die Umlagen
ermittelt. Ferner muss man festlegen, welchen Anteil die jeweiligen Grofshdndler zu
iibernehmen haben. Da die Schédtzungen von den tatsdchlich eingeforderten Forde-
rungen abweichen werden, sind diese Abweichungen im Nachhinein zu ermitteln und
bei Bestimmung der Umlage fiir das Folgejahr zu beriicksichtigen. Vom Grundsatz
her ist dieses System durch das EEG sehr gut bekannt. Der administrative Aufwand
bzw. die Transaktionskosten des Systems sind daher vermutlich geringer als bei der
Einfiihrung von Energieeinsparquoten.

Fiir den Bereich der erneuerbaren Energien zur Wiarmeerzeugung wurde in
mehreren Studien dargelegt, dass eine gesetzliche Regelung zur Umsetzung des

25 Nach Kenntnis der Autoren ist ein entsprechendes umfassendes Forschungsvorhaben des BMU
zu diesem Thema bereits abgeschlossen, der Endbericht allerdings noch nicht veroffentlicht.
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Pramienmodells sowohl mit dem Grundgesetz als auch mit europdischem Recht

vereinbar ist. Nach DLR et al. (2006: 68) ergeben sich keine rechtlichen Probleme auf

nationaler und EU-Ebene, soweit vermieden wird, dass es sich um eine Sonderabgabe
handelt. Alle Eingriffe lassen sich demnach mit dem Ziel des Klimaschutzes rechtfer-
tigen.

Im Zusammenhang mit der moglichen Einstufung als Sonderabgabe sei auf
folgende Aspekte hingewiesen:

mmm Als Sonderabgabe miisste das Primienmodell klassifiziert werden, wenn «die
Geldstrome iiber staatliche Stellen oder fiir den Staat tdtige Institutionen aufSer-
halb der allgemeinen o6ffentlichen Haushalte» gesteuert werden (DLR et al.
2006:10). Sonderabgaben sind im Unterschied zu Steuern gruppenbezogene
Abgaben, die an einen bestimmten Ausgabenzweck gekoppelt sind und nicht
dem o6ffentlichen Haushalt zugutekommen.

== Wiirde das Primienmodell als Sonderabgabe eingestuft, miisste es verschiedenen
verfassungsrechtlichen Kriterien gentigen, um zuléssig zu sein (vgl. Sacksofsky
2000): Von der Abgabe darf nur eine von der Allgemeinheit abgrenzbare und
homogene Gruppe belastet werden, die eine besondere Finanzierungsverant-
wortung tragt. Dariiber hinaus muss das Aufkommen «gruppenndiitzig» verwendet
werden, es muss also an die Gruppe zuriickflieen, die durch die Abgabe (im
Pramienmodell die Umlage) belastet wird.

== Verschiedene juristische Gutachten empfehlen daher, beim Pramienmodell auf
die Einbeziehung staatlicher Behorden oder Institutionen zu verzichten, um eine
Einstufung als Sonderabgabe zu vermeiden (z.B. DLR et al. 2006, Milkau 2009,
Klinski 2006, Miiller et al. 2010). Dann wire das Pramienmodell als Austausch-
beziehung oder «Geldleistungsverpflichtung» zwischen privaten Akteuren konzi-
piert und hitte keine staatliche Aufkommenswirkung.

mmm Neuere Gutachten sind jedoch zu dem Ergebnis gelangt, dass es sich bei dem
Pramienmodell um eine Lenkungs-Sonderabgabe handelt, die auch ohne die
Gruppenniitzigkeit zulédssig wiére, weil nur die Bedingung der Sachgerechtigkeit
erfiillt sein muss (Brandti.E.).

Diese Ausfiihrungen verdeutlichen, dass die verfassungsrechtliche Zuldssigkeit des
Pramienmodells unterschiedlich bewertet wird und daher nicht vollstédndig abgesi-
chertist. Sie ist noch nédher zu priifen. Zu kldren wire in diesem Zusammenhang auch,
ob und ggf. inwiefern eine staatliche Einrichtung wie beispielsweise die KfW oder
die BAFA zur Abwicklung der Vergiitungen und der Umlagezahlungen in Anspruch
genommen werden kann. Wenn dies moglich wire, wiirde das die administrative
Umsetzung und die Akzeptanz bei den wirtschaftlichen Akteuren deutlich erleich-
tern. Denn so konnten bestehende Strukturen und Abldufe des CO,-Gebdudesa-
nierungsprogramms sowie des MAP zu erheblichen Teilen iibernommen werden.
Wihrend DLR et al. (2006) davon ausgegangen sind, dass keine staatliche Institu-
tion eingeschaltet werden kann (ebd.: 65), gehen die Wissenschaftler des laufenden
BMU-Vorhabens offenbar davon aus, dass dies moglich ist (Prognos et al. 2011).
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Bei der rechtlichen Ausgestaltung des Erneuerbare-Energien-Wéarme-Gesetzes
(EEWirmeG) wurde deutlich, dass es zahlreiche rechtlich relevante Uberschnei-
dungen mit der Energieeinsparverordnung (EnEV) gibt. Das hat zu vergleichsweise
komplizierten Regelungen gefiihrt. Ein Fordermechanismus wie das Pramienmodell
diirfte dagegen kaum rechtliche Konflikte mit der EnEV erzeugen, da eine freiwillige
Sanierung mit Unterstiitzung durch das Pramienmodell die Pflicht zur Einhaltung
der EnEV nicht tangiert. Allerdings sollte gut {iberlegt werden, ob Mafsnahmen, die
aufgrund der EnEV oder des bestehenden EEWdrmeG ohnehin kurzfristig durchge-
fiihrt werden miissen, eine Forderung durch das Primienmodell bekommen sollen.
Dafiir spricht beispielsweise, dass auf diese Weise die Akzeptanz der Anforderungen
der EnEV und des EEWarmeG verbessert werden konnte. Dagegen spricht u.a., dass
es nicht Aufgabe eines Forderinstrumentes sein sollte, die Einhaltung bestehender
Pflichten finanziell zu férdern.

Vereinbarkeit mit dem bisherigen Instrumentenmix

Vor Einfiihrung eines Pramienmodells ist zu untersuchen, wie sich eine derartige
Losung auf die Effektivitdt der bereits bestehenden Systeme auswirken wiirde und
ob eine Integration oder Kombination verschiedener Instrumente moglich und
vorteilhaft ist. Ein prinzipielles Problem sind die fehlende Zusétzlichkeit bzw. poten-
zielle Mitnahmeeffekte bei der gleichzeitigen Existenz von Fordermafinahmen und
Verpflichtungen, die auf dieselben Einsparungen zielen. Dabei sollten die Forder-
mafinahmen gegeniiber den Verpflichtungen nur zusétzliche Mafinahmen férdern.

Die Zusétzlichkeit des Pramienmodells miisste vor allem in Bezug auf das beste-
hende Ordnungsrecht (EnEV im Gebdudebereich, KWKG und EEWidrmeG) und auf
die bestehenden Forderprogramme (KfW-Programme, MAP) sichergestellt werden,
soweit diese nicht ersetzt werden.

Das Problem der mangelnden Zusétzlichkeit wiirde sich beispielsweise stellen,
wenn MafSnahmen lediglich zu Einsparungen fithren, die den EnEV-Vorgaben
geniigen, nicht jedoch tiber diese hinausgehen. Es muss also gewéhrleistet werden,
dass nur fiir diejenigen Einsparungen Zertifikate ausgegeben werden, die tatsdchlich
zusdtzlich zu den Vorgaben der EnEV erzielt wurden. Die Pramie sollte - ebenso wie
die durch erhohte Heizstoffsteuern finanzierte Programme - demnach nur den Teil
der Investitionsmafinahme fordern, der tiber die gesetzlichen Standards hinausgeht.
Dies wére im Rahmen der Pramienfestlegung zu gewihrleisten, wird aber bereits
heute im Rahmen der KfW-Programme oder des MAP praktiziert und diirfte daher
leicht umsetzbar sein.

Im Zusammenspiel mit anderen Forderprogrammen zur energetischen Sanierung
soll eine Doppelférderung bei ein und derselben MafSinahme nicht méglich sein. Es
widre vielmehr abzuwigen, welche Sanierungsprojekte der heutigen KfW-Programme
und des MAP in das Pramienmodell iiberfiihrt werden sollen und bei welchen
Mafinahmen ggf. eine Forderung aufSerhalb des Modells sinnvoll wire.
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Gesellschaftliche Akzeptanz

Wie bei der Erhohung von Heizstoffsteuern zur Finanzierung von Programmen zur
Forderung der energetischen Gebdudesanierung ist auch beim Pramienmodell zu
bedenken, dass die gesellschaftliche Akzeptanz fiir politische Mafinahmen, die zu
(weiteren) Energiepreissteigerungen fiihren, nur begrenzt vorhanden ist (siehe Kapitel
I1.1). Dieser Zusammenhang diirfte bei der Akzeptanzproblematik im Pramienmodell
sogar ein wenig schwerer wiegen als bei den Heizstoffsteuern: Anders als bei einer
festgelegten Steuererhthung ist die Hohe der Preissteigerung beim Pramienmodell
nicht per se bekannt, da sie von den Vergiitungszahlungen und der Inanspruchnahme
des Forderinstruments abhiangt (dhnlich wie bei der EEG-Umlage).

Allerdings gibt es beim Pramienmodell Aspekte, die die Akzeptanz spiirbar
erh6hen konnten:

mmm Die Tatsache, dass durch das EEG der Strompreis auch und gerade fiir private
Haushalte spiirbar gestiegen ist, hat die Akzeptanz des EEG in der Bevolke-
rung insgesamt bislang nur wenig vermindert. Zwar gibt es seit Einfiihrung des
Vorldufers des EEG, dem Stromeinspeisungsgesetz (Anfang der 1990er-Jahre),
teils massive Kritik von Seiten bestimmter Industriebranchen, -verbande und
einzelner grofSer Unternehmen - und natiirlich von der konventionellen Indus-
trie. Die Bevolkerung aber unterstiitzt dieses Instrument in der grofSen Mehrheit.
Ein wichtiger Grund fiir diese breite Unterstiitzung diirfte die Tatsache sein,
dass die Menschen fiir den Ausbau der erneuerbaren Energien, fiir den Klima-
schutz und fiir die Moglichkeit, aus der Atomenergie auszusteigen, bereit sind,
Geld zu bezahlen. Beim Pramienmodell ist es dhnlich. Auch hier sollen u.a. die
privaten Haushalte - und damit die Wahler - fiir den Ausbau der erneuerbaren
Energien, die Steigerung der Energieeffizienz und damit fiir den Klimaschutz
Geld ausgeben.

mmm Damit greift das Praimienmodell praktisch das vielleicht gréfite Akzeptanzproblem
der C")kologischen Steuerreform von 1998 bis 2003 auf: ndamlich, dass die zusatz-
lich eingenommen Oko- oder Energiesteuern nicht fiir den Schutz der Umwelt
ausgegeben werden. Das ist beim Primienmodell anders. Jeder Cent, der auf die
fossilen Heizstoffe aufgeschlagen wird, geht in die Senkung des Verbrauchs dieser
Heizstoffe und damit in den Klimaschutz. Damit wird eine bei der Diskussion
um die Okologische Steuerreform vielfach aufgestellte Forderung, das zusitzlich
eingenommene Geld auch in den Umweltschutz zu investieren, beim Pramien-
modell umgesetzt. Ferner werden diejenigen, die fossile Heizstoffe verbrauchen,
dazu herangezogen, deren Verbrauch insgesamt zu senken. Das ist eine klare
Umsetzung des Verursacherprinzips.

mmm Dariiber hinaus sollten zur Erh6hung der gesellschaftlichen Akzeptanz parallel
zu einer Einfiihrung des Pramienmodells wirksame Kompensationsmafnahmen
fiir einkommensschwichere Haushalte realisiert werden, da relativ drmere
Haushalte von Energiepreissteigerungen stédrker belastet werden als wohlhaben-
dere Haushalte.
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Ein grundlegender Aspekt der gesellschaftlichen Akzeptanz, der fiir alle in dieser
Studie analysierten Instrumente gleichermafien gilt, soll hervorgehoben werden:
Insgesamt fiihrt ein funktionierendes Fordersystem im Wérmebereich dazu, dass
Deutschland sich unabhéngiger von fossilen Brennstoffen macht, die mit grofSen
Umwelt- und Klimabelastungen verbunden sind. Genannt werden sollen hier nur
die Olkatastrophe der Deepwater Horizon oder die Olgewinnung aus Olsand in
Kanada. Ebenso zu nennen ist die Verbindung zwischen Olférderung und politi-
schen Unsicherheiten wie beispielsweise im Nahen Osten. Krisen beispielsweise in
oder mit Lindern wie Irak, Kuweit oder Iran werden regelméflig mit den dort vorhan-
denen Olvorkommen verbunden. Wird in der politischen Kommunikation deutlich
gemacht, dass man mit der Umlage, die fiir das Pramienmodell zu zahlen ist, auch
solche Probleme etwas abmildern kann, erscheint es moglich, die gesellschaftliche
Akzeptanz fiir das Instrument zu steigern.

d) Zusammenfassung

Das Pramienmodell zeichnet sich insbesondere dadurch aus, dass es fiir alle betei-
ligten wirtschaftlichen Akteure ein Héchstmaf an Investitionssicherheit gewéhrleistet.
Die Mittel zur Finanzierung von MafSnahmen zur energetischen Gebdudesanierung
kommen nicht aus dem Bundeshaushalt und sind grundsétzlich nicht begrenzt. Im
Vergleich zu den anderen diskutierten Instrumenten gibt es durch diese Planungssi-
cherheit beste Voraussetzungen fiir Investitionen beispielsweise in Warmedammung
und erneuerbare Energien im Warmebereich sowie fiir die Herstellerindustrie, das
Handwerk, Planungsbiiros oder die Forschung und Entwicklung. Die Teilnahme an
dem Programm ist fiir alle Wirtschaftsakteure in gleichem MafSe méglich, was insbe-
sondere auch kleinen und innovativen Unternehmen gute Perspektiven eroffnet.
All dies ermdglicht die Erschlieffung von Kostensenkungsmafinahmen. Insgesamt
konnen damit sehr hohe Einsparungen beim Verbrauch fossiler Energietrdger und
beim Ausstof$ von CO, erzielt werden. Gleichzeitig fithrt das Instrument zu geringen
Vermeidungskosten.

Fiir die Kosten der geforderten energetischen Sanierung kommen ausschlief3-
lich die Verbraucher von Heizstoffen auf, wodurch das Verursacherprinzip sauber
umgesetzt wird. Allerdings kann im Voraus nur eingeschrankt bestimmt werden, wie
hoch die Kosten fiir die Verbraucher tatsidchlich sein werden und wie schnell sie ggf.
steigen.

Eine der zentralen Herausforderungen bei diesem Instrument ist es daher, eine
Ausgestaltung zu wéhlen, die ein zu starkes Ansteigen der Umlage vermeidet und
gleichzeitig die Investitionssicherheit méglichst wenig einschréankt.

Eine Option zur Ddmpfung der Kosten ist die Orientierung der Prdmien an den
Weltmarktpreisen von Ol und Erdgas. Steigen diese an, kénnen die Primien sinken,
was zu einer niedrigeren Umlage fiihrt. Eine weitere Option konnte sein, der Bundes-
regierung die Moglichkeit zu geben, vergleichsweise kurzfristig Forderh6he und ggf.
Fordertatbestinde anzupassen, wenn bestimmte Kriterien erfiillt sind. Zu diesen
Kriterien konnte gehoren, dass die Umlagehohe einen vorher festgelegten Korridor
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verldsst oder dass bestimmte Techniken eine solche Kostensenkung erfahren haben,
dass auf eine spezifische Forderung verzichtet werden kann.

Tabelle 4: Ubersicht Pramienmodell

C0,-/Energieeinsparung ++
Geringe Vermeidungskosten/grofe Hebelwirkung ++
Verteilungswirkung: Umsetzung des Verursacherprinzips ++
Verteilungswirkung: Zielgruppenneutralitat (Mittelaufkommen/-verwendung) +

Verbesserte Planungssicherheit flir Investoren ++
Administrative Umsetzung 0

Keine sozialen AusgleichsmaBnahmen notwendig —

Legende: ++ sehr positiv, + positiv, 0 neutral, - negativ, -- sehr negativ.  n/A keine Angabe

Quelle: eigene Darstellung

Der Aufbau des Umlagemechanismus fiihrt zu einem gewissen administrativen
Aufwand. Wenn eine staatliche Institution wie beispielsweise die KftW oder die BAFA
mit der Aufgabe der Umsetzung des Programms beauftragt werden kann und dabei
die bestehenden Erfahrungen mit dem CO,-Gebdudesanierungsprogramm und dem
MAP genutzt werden, dann kann dieser Aufwand allerdings vergleichsweise gering
gehalten werden. Dartiber hinaus wére die finanzverfassungsrechtliche Zuléssigkeit
des Pramienmodells bzw. einzelner Ausgestaltungmodalitdten ndher zu priifen.

Eine weitere Herausforderung des Pramienmodells ist die Schaffung einer ausrei-
chenden gesellschaftlichen Akzeptanz. Denn politische Instrumente, die direkt zu
hoheren Endenergiepreisen fiihren, finden zunichst nur eine geringe Akzeptanz in
der Bevilkerung. Zur Steigerung der Akzeptanz kann die Tatsache helfen, dass die
Umlage direkt zur Senkung des Verbrauchs von fossilen Energietrdgern und zum
Schutz des Klimas beitrégt. Die nach wie vor hohe Akzeptanz des EEG, das diesbeziig-
lich gut vergleichbar ist, ist ein Zeichen dafiir, dass die Menschen unter diesen Bedin-
gungen hohere Energiepreise tolerieren. Dartiiber hinaus sollten durch begleitende
Mafinahmen die durch steigende Endenergiepreise vergleichsweise stark betroffenen
drmeren Haushalte gezielt entlastet werden.

3 Energieeinsparquote/WeiBe Zertifikate

Bei dem in diesem Kapitel diskutierten Instrument werden im Rahmen einer Energie-
einsparquote Akteure des Energiemarktes (z.B. Netzbetreiber oder Energielieferanten)
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verpflichtet, innerhalb eines vorgegebenen Zeitrahmens eine bestimmte Mindest-
menge an Energie einzusparen. Die Einsparungen sollen dabei iiber Mafinahmen
zur Steigerung der Energieeffizienz auf Konsumentenseite erfolgen und werden
vom verpflichteten Akteur selbst oder von spezialisierten Dienstleistern durchge-
fiihrt (Oko-Institut 2007). Dieses Modell wird auch als Energieeinsparverpflichtung,
Quotenmodell, Mengensteuerung oder Weifse-Zertifikate-System bezeichnet.

Fiir Mafsnahmen, die zu zusitzlichen Energieeinsparungen gegeniiber einem
Referenzszenario («Baseline») fithren, konnen Zertifikate in Hohe der Einsparungen
ausgestellt werden. Diese sind entweder handelbar - sogenannte «WeifSe Zertifikate»
- oder dienen allein als Nachweis dartiber, dass die vorgegebene Einsparung erreicht
wurde. Letztere Losung kann bei Nicht-Erfiillung der Einsparquote eine Einzah-
lung in einen Fonds vorsehen, aus dem dann weitere Energieeffizienzmafinahmen
finanziert werden konnen. In einem WeifSe-Zertifikate-System hingegen konnte der
Akteur bei Ubererfiillung der Energieeinsparquote die entsprechende Menge Zerti-
fikate verdufiern. Die Einsparquote kann in diesem Fall also entweder direkt {iber
die Durchfiihrung von EnergieeffizienzmafSinahmen beim Konsumenten oder iiber
den Zukauf einer entsprechenden Anzahl WeifSer Zertifikate erfiillt werden (IFEU/WI
2008, Rosenow 2011, Oko-Institut 2007).

a) Ausgestaltung

Abhingig von der Zielsetzung und den regionalen Gegebenheiten kann eine Energie-
einsparquote flexibel ausgestaltet werden. Die Bestimmung der Rahmenbedingungen
des Systems wie das Festlegen einer Baseline, die Bestimmung von Gewichtungsfak-
toren, die Kontrolle und Zertifizierung der Einsparungen oder die Implementierung
des Handels mit Weiflen Zertifikaten sind anspruchsvolle administrative Aufgaben,
die mit betrichtlichen Kosten verbunden sind (Bertoldi/Rezessy 2004). Bei der Ausge-
staltung des Quotenmodells kann jedoch auf die Erfahrungen mit bereits existie-
renden Systemen zu Einsparverpflichtungen bzw. Weiflen Zertifikaten in Grofibri-
tannien, Frankreich und Italien sowie im belgischen Flandern und in Ddnemark
zuriickgegriffen werden (vgl. Ubersichtim Anhang). Im Folgenden werden die Ausge-
staltungsmoglichkeiten dargestellt und abschliefSend darauthin analysiert, inwiefern
sie zur Realisierung von Effizienzmafinahmen im Gebdudebereich geeignet sind. Fiir
eine Ubersicht {iber die Vor- und Nachteile der einzelnen Ausgestaltungsoptionen
siehe Fraunhofer ISI et al. (2012b).

Formulierung des Einsparziels

Zunichst muss ein Einsparziel formuliert werden, welches sich an den Einsparpo-
tenzialen im betreffenden Sektor und an den langfristigen politischen Effizienzzielen
- wie etwa der EU-Energieeffizienzrichtlinie mit einem jéhrlichen Einsparziel von 1,5
Prozent - orientieren sollte (IFEU et al. 2011). Die Umlegung des gesamten Einspar-
ziels auf die einzelnen Unternehmen erfolgt dann gemifd der Marktanteile, welche
diese im Zielsektor erreichen. Dariiber hinaus muss ein zeitlicher Rahmen festgesetzt
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werden, innerhalb dessen die vorgegebenen Einsparungen von den verpflichteten
Akteuren zu erfiillen sind. Die Dauer einer Verpflichtungsperiode liegt in den bereits
bestehenden europdischen Systemen bei vier bis sieben Jahren, wobei das Erreichen
des Einsparziels meist jahrlich nachgewiesen werden muss; in Grofibritannien und
Frankreich hingegen erfolgt der Nachweis {iber die erzielten Einsparungen alle drei
Jahre (Bertoldi/Rezessy 2009).

Wahl einer BezugsgroBe

Die Erfassung der Einsparung kann in Primérenergie, eingesparter Endenergie oder
als vermiedene Treibhausgasemissionen erfolgen. Die Wahl der Bezugsgrofie hat
mafigeblichen Einfluss darauf, welche MafSnahmen durchgefiihrt werden.

mmm So beriicksichtigt die Bezugsgrofie Primdrenergie - also die von natiirlichen
Energietrdgern stammende, nicht umgewandelte Energie - auch die erheblichen
Umwandlungsverluste und Ineffizienzen der Umwandlungskette. Mafinahmen
im Strombereich wiirden bei der Wahl dieser BezugsgrofSe folglich vorrangig
durchgefiihrt, da schon kleine Einsparungen beim Endnutzer zu grofien Einspa-
rungen an Primérenergie fiihrten. Ebenso wiirde ein Umstieg von Strom auf
andere (auch fossile) Energietriger begiinstigt. Als Nachteil dieser Bezugsgréfie
kann die aufwidndige Umrechnung von Strom oder Heizenergie in Primérenergie-
einheiten sowie der erhohte Kommunikationsaufwand angefiihrt werden (RWI
2006, Fraunhofer ISI et al. 2012b).

mmm Die Wahl der Bezugsgrofie Endenergie bezieht sich auf die Menge an Brenn-
stoffen, Strom und Heizol, die insgesamt von den Endnutzern nachgefragt wird.
Vorteilhaft bei dieser Bezugsgrofie ist «der enge Bezug zum eigentlichen Ziel des
Lenkungsinstruments (Energieeinsparung)» (Oko-Institut 2007: S. 5) und der
geringe Umrechnungsaufwand. Fiir die BezugsgrofSe «Endenergie» spricht auch,
dass bestehende Systeme in Frankreich und Grofibritannien bereits auf diese
BezugsgrofSe zuriickgreifen. Damit wére kiinftig eine Integration verschiedener
nationaler Weif3e-Zertifikate-Systeme leichter méglich (Cypra 2010).

wmm Treibhausgasemissionen als BezugsgrofSe sind, dhnlich wie die Primérenergie,
mit gréflerem Umrechnungsaufwand verbunden. Die Bezugsgrofie regt insbe-
sondere Effizienzmafinahmen (z.B. Dammung, Isolierung) in Haushalten an, die
CO,-intensive Energietrager nutzen (RWI 2006).

Wahl! der Energietrager

Einer Einsparquote sollten grundsitzlich alle Energietrdger unterliegen, die bei ihrer
Umwandlung und/oder Nutzung klimaschéadliche Emissionen verursachen. Darunter
fallen Strom, Heiz6l, Erdgas, Fliissiggas und Kohleprodukte 26 sowie Kraftstoffe, sofern
der Verkehrssektor in die Energieeinsparquote einbezogen wird, wie z.B. in Frank-

26 Aus Praktikabilitdtsgriinden und wegen ihrer geringen Bedeutung im Gebaudebereich kann von
einer Einbeziehung von Kohleprodukten abgesehen werden (Oko-Institut 2007).
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reich geschehen. Damit ist Energie aus erneuerbaren Energietragern von einer derar-
tigen Quote ausgenommen (Oko-Institut 2007). Bei der Wahl der einzubeziehenden
Energietrédger sollte besonders darauf geachtet werden, in welchen Bereichen bisher
nicht ausreichend Anreiz besteht, vorhandene Effizienzpotenziale zu heben (IZES
2007).

Verpflichtete Akteure

In den WeifSe-Zertifikate-Systemen in Italien, Flandern und Dédnemark wurden

Netzbetreiber verpflichtet, WeifSe Zertifikate zu halten, wahrend in Frankreich und

Grofbritannien die Energielieferanten die verpflichteten Akteure darstellen. Auch in

der Literatur werden verschiedene Empfehlungen im Hinblick auf die zu verpflich-

tenden Akteure gegeben (vgl. IFEU/WI 2009, IZES 2007 und Fraunhofer ISI 2012b).
Grundsitzlich ist bei der Entscheidung fiir die Verpflichtung einer bestimmten

Akteursgruppe das Verursacherprinzip und die Abwicklungspraktikabilitit der

Losung zu beachten. Gemif$ des Verursacherprinzips liefse sich eine Verpflichtung

aller Akteure der Energieversorgungskette rechtfertigen. Jedoch fallen abhingig vom

zu verpflichtenden Akteur unterschiedlich hohe Transaktionskosten an (Oko-Institut

2007).

mmm Die Verpflichtung von Netzbetreibern (fiir Strom und Gas) birgt den Vorteil, dass
sich die Kosten fiir die Einsparmafinahmen iiber einen Netzentgeltaufschlag
gleichmifiig auf die Kunden umlegen liefSen. Jedoch sind die Netzbetreiber
meist vertikal integrierte Elemente eines Versorgungsunternehmens, die wenig
Interesse an absatzmindernden MafSinahmen beim Kunden haben. Ein entschei-
dender Nachteil bei der Verpflichtung von Netzbetreibern ist die Begrenzung auf
die netzgebundenen Produkte Erdgas und Strom, weshalb sich das Modell nur
bedingt fiir die Férderung von Gebdudesanierungen eignet.

mmm Die Akteursgruppe der Endenergielieferanten konnte ebenfalls zum Halten
weifSer Zertifikate verpflichtet werden. Energielieferanten verfiigen iiber einen
Informationsvorsprung beziiglich der Verbrauchsmuster der Endkunden. Auch
konnten sie Endenergielieferungs- und Effizienzdienstleistungsgeschéft mitein-
ander verbinden. Tatsédchlich kdnnten durch die Verpflichtung der Endenergielie-
feranten wichtige Impulse zur Entwicklung eines Effizienzdienstleistungsmarktes
gesetzt werden. Die Einbeziehung sdmtlicher Endenergielieferanten (Stadtwerke
sowie Heizol- und Fliissiggaseinzelhdndler) wire jedoch wiederum mit hohen
Transaktionskosten verbunden, sodass die Einfithrung einer Mindestgrofse des
verpflichteten Akteurs - wie schon in bestehenden Systemen geschehen - ratsam
wire (Oko-Institut 2007 und IFEU / WI 2009).

Fraunhofer ISI et al. (2012b) sehen im Falle der Einfithrung einer Einsparquote in
Deutschland am ehesten diejenigen Unternehmen als verpflichtete Akteure, bei
denen die Energie- und Stromsteuer erhoben wird. Dies wiirde im Falle von Strom,
Fernwdarme und Erdgas die Endkundenlieferanten betreffen, wihrend bei Heizdl die
importierenden bzw. selbst erzeugenden Unternehmen verpflichtet wiirden. Insge-
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samt wiirden in einem solchen Modell (und unter Freistellung besonders kleiner
Unternehmen) rund 1.700 Unternehmen mit einer Einsparquote belegt (ebd.: 165).

Anrechenbare MaBnahmen

Grundsitzlich kann sich der Gesetzgeber dafiir entscheiden, den Akteuren einen
Katalog an zertifizierbaren Standardmafinahmen vorzulegen oder zusétzlich spezi-
elle MafSinahmen der Energieeffizienzsteigerung zuzulassen, die keiner Standardisie-
rung unterliegen. Dabei ist eine Trade-Off-Entscheidung zwischen der 6konomischen
Effizienz des Verpflichtungssystems und den anfallenden Transaktionskosten zu
treffen. So steigt zwar die 6konomische Effizienz des Instruments mit der Anzahl und
Vielfalt der zugelassenen MafSnahmen - d.h. die Akteure konnen ihrer Verpflichtung
kosteneffizienter nachkommen, gleichzeitig erh6ht die Integration nicht standardi-
sierter Mafinahmen die Transaktionskosten des Systems.

Theoretisch schafft eine Energieeinsparquote den Anreiz, vorrangig die kosten-
giinstigsten und relativ kurzfristig umsetzbaren MafSnahmen zu realisieren. Sollen
Mafinahmen stirker gefordert werden, die nicht zu den kosteneffizientesten gehdren,
und sollen dort gezielte Innovationsanreize geschaffen werden, kann dies iiber
Teilquoten, unterschiedliche Gewichtungsfaktoren fiir verschiedene MafSinahmen
oder unterschiedliche Anrechnungszeitrdume geschehen (Bertoldi et al. 2010,
Oko-Institut 2007).

Bestimmung der Baseline

Zertifikate bzw. «Einspargutschriften» werden lediglich fiir MafSinahmen ausgegeben,
die nicht ohnehin - auch ohne die Einfiihrung einer Energieeinsparquote - durch-
gefiihrt worden wéren. Um die «Zusitzlichkeit» einer Energieeinsparmafinahme
bewerten zu konnen, muss daher ein Referenzszenario (Baseline) entwickelt werden.
Effizienzsteigerungen, die sich z.B. aus verbesserten Technologien oder verschirften
Richtlinien ergeben, miissen also in die Berechnung der Baseline einfliefen. Nur dann
kann gewdhrleistet werden, dass eine Mafinahme auch tatsidchlich einen zusitzlichen
Beitrag leistet und somit zertifiziert werden kann (Oko-Institut 2007, Cypra 2010).

Ausgestaltung des Zertifikatehandels

Die Zertifizierung von Energieeffizienzmafinahmen und der Handel mit den WeifSen
Zertifikaten ist eine Ausgestaltungsmaoglichkeit der Energieeinsparquote. Die Akteure
kénnen dabei Zertifikate mit dem Gegenwert der eingesparten Energie kaufen und
verkaufen, um am Ende einer Verpflichtungsperiode die erforderliche Anzahl an
Zertifikaten vorweisen zu konnen. Dazu miissen die von den verpflichteten Akteuren
erzielten Einsparungen von einer unabhidngigen Institution verifiziert und dem
Akteur in einem zentralen Zertifikateregister gutgeschrieben werden. Italien hat eine
Einsparoption eingefiihrt, in der der Handel mit WeifSen Zertifikaten ein zentrales
Element ist (RWI 2006, Oko-Institut 2007). Ein weiteres wichtiges Element zur Entwick-
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lung eines Marktes fiir Energieeffizienzdienstleistungen wire zudem die Integration
nicht verpflichteter Akteure (spezialisierte Energiedienstleister, Kommunen u.a.), die
ebenfalls - durch die Durchfiihrung von Energieeffizienzmafinahmen bei Endver-
brauchern - Zertifikate generieren und diese anschlieflend verkaufen kénnen (Cypra
2010, RWI 2006).

Der Zertifikatehandel l&sst sich durch zusitzliche Ausgestaltungsmoglichkeiten
modifizieren und flexibilisieren. So kénnen verpflichtete Akteure in Grofibritan-
nien untereinander nachgewiesene Einsparungen auch ohne formale Zertifizierung
handeln, womit ein Teil des administrativen Aufwands des Systems entfillt. Die
Ubertragung von Zertifikaten von einer Verpflichtungsperiode in die kommende
(«Banking») ermoglicht den Akteuren die Realisierung von Skaleneffekten bei der
Durchfiihrung der Mafinahmen. Denkbar ist dariiber hinaus die Einfiithrung einer
Buy-out-Option. Dabei konnten sich die Akteure z.B. durch eine Zahlung in einen
Energiesparfonds von ihrer Einsparverpflichtung freikaufen. Jener wiederum konnte
zur Finanzierung von innovativen Energieeffizienzmafinahmen dienen, welche in
einem reinen Weifle-Zertifikate-System nicht realisiert wiirden (Bertoldi et al. 2010,
Oko-Institut 2007, IFEU/WI 2009).

Die Eignung von Einsparquoten flir die energetische Gebaudesanierung

Grundsitzlich werden im Rahmen einer Einsparquote primér kostengiinstige und
kurzfristige MafSinahmen realisiert. Damit eignet sich das Instrument weniger fiir
den Gebdudewdrmebereich, da hier in der Regel die anfinglichen Investitionskosten
hoher sind und sich erst iber einen ldngeren Zeitraum amortisieren. Fraunhofer ISI
et al. (2012b) sehen die Eignung der Einsparquote als umfassendes Instrument in
Deutschland auf Mafinahmen zum Heizungs- oder Fenstertausch begrenzt. In der
von ihnen vorgeschlagenen Ausgestaltungsform kénnten nur rund 19 % des Energie-
einsparpotenzials im Gebdudebereich «gut bis sehr gut» gehoben werden (ebd.: 133).
Das ist unter anderem darauf zuriickzufiihren, dass fiir die anspruchsvollen Ziele der
Bundesregierung im Gebdudebereich ambitionierte Modernisierungsstandards mit
anspruchsvollen und umfassenden Modernisierungsmafinahmen notwendig sind,
die in einer breit angelegten Einsparquote nicht ausreichend adressiert wiirden.

Durch gezielte Ausgestaltung konnte man jedoch erreichen, dass teilweise auch
langerfristig wirksame MafSnahmen - wie etwa im Bereich der energetischen Gebdu-
desanierung (z.B. Fenstertausch) - attraktiver werden.

Um gezielt Anreize fiir energetische Sanierung im Gebdudebereich zu schaffen,
miissen die langen Lebensdauern von Mafinahmen in diesem Bereich beriicksich-
tigt werden. So miissen verldssliche langfristige Planungshorizonte von etwa 10
Jahren geschaffen werden, damit die Akteure zur Durchfiihrung der entsprechenden
Mafinahmen veranlasst wiirden. Ausgestaltungsmoglichkeiten wie Banking, ein
mehrjdhriges Einsparziel oder die Anrechnung der Einsparungen iiber die gesamte
Lebensdauer der Mafinahmen kidme der Durchfiihrung lingerfristiger MafSnahmen
entgegen. Zusétzliche Anreize fiir umfassendere Gebdudesanierungen kénnen iiber
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zusdtzliche finanzielle Forderung und die Hohe der anrechenbaren Energieeinspa-
rung geschaffen werden (vgl. Neme et al. 2011).

So ist z.B. in Grofibritannien die Fokussierung des Systems auf Mafinahmen
der Gebdudeddmmung (vgl. Abbildung 12) unter anderem auf die Anrechnung der
Einsparungen iiber die Lebensdauer der MafSinahmen sowie auf die Formulierung des
Einsparziels als mehrjdhrige Grofie zuriickzufithren. AufSerdem verfiigt Grof3britan-
nien, gerade in der Hohlwandisolierung, iiber sehr grof3e und kostengiinstig zu errei-
chende Einsparpotenziale (Kosten von durchschnittlich 300 Euro bei Einsparungen
von 4 MWh/p.a.) (Eyre et al. 2009). Teurere Mafinahmen der Massivwandisolierung
werden nur durchgefiihrt, wenn dafiir zusétzliche Mittel aufgebracht werden kénnen
(DECC 2011b).

In Deutschland ist vergleichsweise weniger kostengiinstiges Einsparpotenzial im
Gebdudebereich vorhanden, so dass zweifelhaft ist, ob bei dhnlicher Ausgestaltung
ebenso viele MafSinahmen in dem Bereich durchgefiihrt wiirden.

Unstrittig ist jedoch, dass auch in Deutschland ein System, das primir auf
Mafinahmen im Gebdudebereich fokussieren soll, grofie Planungssicherheit schaffen
muss. So schldgt Cypra 2010 vor, die Hohe der von den Akteuren zu erfiillenden
Einsparquote langfristig (etwa 10 Jahre im Voraus) festzusetzen, um so die notige
Planungssicherheit zu gewédhrleisten. Zusétzlich sollten Ausgestaltungsmdaglichkeiten
wie eine Anrechnung der Einsparungen iiber ldngere Zeitrdume und Banking disku-
tiert werden.

Abbildung 12: Landerheispiele zur Art der durchgefiihrten EinsparmaBinahmen
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Quelle: Lees 2012
Um zu gewihrleisten, dass bei der Einsparverpflichtung Mafinahmen der energe-

tischen Gebdudesanierung durchgefithrt werden, konnte man auch eine Quote
festsetzen, die die Akteure dazu verpflichtet, einen bestimmten Anteil ihres Einspar-
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ziels in diesem Bereich zu erbringen. Dies ist z.B. in der aktuellen Verpflichtungspe-
riode (CERT) in Grofibritannien geschehen. So wurde das urspriingliche Einspar-
ziel im Zuge der Verldngerung der Verpflichtungsperiode bis Ende 2012 von 185 Mt
CO, auf 293 Mt CO, angehoben. Die verpflichteten Akteure miissen davon ca. 70 %
ausdriicklich im Bereich der Gebdudeddammung erbringen (Ofgem 2011). Dariiber
hinaus wére es denkbar, nur bestimmte EinzelmafSinahmen der Gebdudesanierung
in das Quotenmodell zu integrieren. Cypra (2010) hat beispielsweise einen Vorschlag
erarbeitet, wie ausgewdhlte MafSinahmen anhand verschiedener Kriterien (z.B.
Gebdudetypologie, Klimazonen) mit Einsparwerten versehen werden koénnten.
Damit kdnnten bestimmte Standardmafinahmen aus heute geférderten Programmen
(KfW-Gebidudesanierung, MAP) in das Quotenmodell tiberfithrt und umfassendere
Sanierungen (z.B. Sanierung auf Passivhausstandard) weiterhin im Rahmen der staat-
lichen Férderung realisiert werden.

Bei diesen Fragen des Zuschnitts auf MafSnahmen im Geb&dudebereich ist jedoch
zu bertiicksichtigen, dass sich eine Einsparquote als ein breites Instrument zur
Realisierung von Effizienzpotenzialen in den verschiedensten Verbrauchssektoren
(Haushalte, GHD, Industrie) eignet. Je deutlicher die Anreize auf einen bestimmten
Teilbereich des Energieverbrauchs ausgerichtet oder sogar begrenzt werden (z.B.
Gebiude), umso mehr verliert es fiir die verpflichteten Akteure an Flexibilitédt bei der
Zielerfiillung und entfernt sich auch umso mehr von der Idee der «Suche nach den
kostengiinstigsten Effizienzpotenzialen».

b) Wirksamkeit des Instruments

Eine Energieeinsparquote ist weitgehend unabhéingig von staatlichen Mitteln.
Zusitzliche Finanzmittel werden zundchst dadurch generiert, dass die verpflichteten
Akteure Kapital zur Zielerreichung aufbringen. Letztlich finanzieren die Endver-
braucher die durchgefiihrten Effizienzmafinahmen iiber Netzentgelte oder Energie-
preise selbst, da die Kosten von den verpflichteten Akteuren weitergereicht werden.
Der Staat tragt lediglich einen Teil der administrativen Kosten, die insgesamt jedoch
gering sind. Eine detaillierte Ubersicht {iber die anfallenden Kosten und die Finanzie-
rung einer Energieeinsparquote findet sich auf Seite 73.

Okologische Wirkung

Im Gegensatz zu den anderen betrachteten Instrumenten (Heizstoffsteuern, Pramien-
modell) ist die Energieeinsparung von vornherein festgelegt und nicht von der 6kolo-
gischen Lenkungswirkung der Preisaufschldge und der Mittelverwendung abhingig.
Soweit fiir die zur Energieeinsparung Verpflichteten keine Mdéglichkeit besteht,
sich freizukaufen (z.B. durch den oben erwdhnten «Buy out»), zeichnet sich ein
Quotenmodell durch seine hohe 6kologische Treffsicherheit aus. So wird die absolute
Hohe der mindestens einzusparenden Energie verbindlich vorgegeben. Einge-
schriankt ist diese Treffsicherheit durch jede Moglichkeit, sie zu umgehen. Sankti-
onen fiir die Nicht-Erfiillung kénnen das Verfehlen des gesamten Einsparziels zwar
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minimieren, aber nicht vollstindig ausschliefsen (RWI 2006, IFEU/WI 2009). Je stdrker
nun die Politik versucht, einerseits das Energieeinsparziel anspruchsvoll auszuge-
stalten und andererseits keine Schlupflécher zuzulassen, desto starker werden die
verpflichteten Akteure versuchen, genau dies zu verhindern. Ob und inwiefern sich
ein anspruchsvolles Energieeinsparziel ohne Schlupflocher politisch umsetzen lédsst
- und ob dieses dann ausreichend ist, um die Zielerfiillung sicherzustellen -, muss
vor diesem Hintergrund beurteilt werden. Beispiel konnte der Europdische Emissi-
onshandel sein. Die in den vergangenen Monaten stark gesunkenen Zertifikatspreise
scheinen anzudeuten, dass die gesetzte Obergrenze fiir CO,-Emissionen nicht sehr
anspruchsvoll gewdhlt wurde.

In den bestehenden europidischen Systemen wurden die vorgegebenen Einspa-
rungen bisher ohne Ausnahme erreicht bzw. in der Regel sogar {ibererfiillt (Bertoldi
et al. 2010). Dabei wurden jahrliche Endenergieeinsparungen von 0,6 Prozent bis 1,5
Prozent erreicht (KOM 2011b). In absoluten Gréfien wurden in der jeweils letzten
Verpflichtungsperiode in Grofibritannien 184 TWh, in Frankreich 64,5 TWh und in
Italien 193 TWh Endenergie eingespart (Bertoldi et al. 2010, Giraudet et al. 2011). Da
die Einsparziele auf unterschiedlichen Anrechnungsmodi fiir die Einsparungen und
unterschiedlichen Baselines basieren, sind sie jedoch nur bedingt vergleichbar.

Fraunhofer ISI et al. 2012b haben die Effizienzpotenziale einer Einsparquote in
Deutschland analysiert. Im Ergebnis kommen sie auf ein Energievolumen von rund
113 TWh, das als «gut und sehr gut addressierbares Einsparpotenzial» gelten kann.
Damit wiirden nahezu alle Einsparpotenziale in den Sektoren Haushalte und GHD
gehoben, wéahrend der Anteil des addressierten Potentials bei der Industrie rund 50 %
und im Gebdudebereich rund 19 % betrigt (ebd.: 133).

Verteilungswirkung

Im Vergleich zur Heizstoffsteuererh6hung und zum Priamienmodell ist die Vertei-
lungswirkung durch Kosten und Nutzen bei der Energieeinsparquote weniger klar
durch das Instrument selbst vorgegeben, da die Erfiillung der Zielvorgaben und die
Weitergabe der Kosten grofStenteils den verpflichteten Akteuren iiberlassen ist. Es
entspricht ndmlich gerade dem Charakter dieses 6konomischen Instruments, dass
moglichst kosteneffiziente und kurzfristig rentable Mafinahmen durchgefiihrt werden
- ohne Beriicksichtigung von Verteilungswirkungen. Dennoch lassen sich aus den
Erfahrungen mit bestehenden Verpflichtungssystemen Erwartungen und Tendenzen
zur Verteilungswirkung ableiten, die im Folgenden erldutert werden.

Verteilung der Kosten

Fiir die Durchfithrung der EinsparmafSnahmen fallen direkte und indirekte Kosten
bei den verpflichteten Akteuren an. Unter direkten Kosten sind dabei alle Kosten zu
verstehen, die bei der Erfiillung der Verpflichtung anfallen - also z.B. Kosten fiir die
Durchfiihrung der Mafinahmen oder Materialkosten. Hier ist zu beriicksichtigen,
dass die Akteure mit Einsparverpflichtung in der Regel nicht die gesamten Investi-
tionskosten der Mafinahmen tragen, sondern (insbesondere bei gréfieren Investiti-
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onen) Zuschiisse geben und dadurch die Umsetzung von Effizienzmafinahmen fiir
die Investoren verbilligen. Einen Teil der indirekten Kosten stellen die Transaktions-
kosten dar (in Form von Kosten fiir Kontrolle und Verifizierung, Verhandlungskosten,
Informationskosten, administrative Kosten). Zudem fallen weitere indirekte Kosten
an, die nicht unmittelbar der Durchfithrung der Einsparmafinahmen zurechenbar
sind, wie etwa Marketingkosten (Lees 2008).

Grundsétzlich kann davon ausgegangen werden, dass die verpflichteten Akteure
die Kosten fiir die Durchfiihrung der Einsparmafinahmen anteilig oder vollstindig an
die Endverbraucher weitergeben. Dies wird in der Regel {iber Einpreisung in Netzent-
gelte oder Energiepreise erfolgen. In der Praxis ist davon auszugehen, dass die Kosten
vorrangig auf Marktsegmente mit geringer Nachfrageelastizitdt oder auf Kunden-
gruppen ohne grofie Marktmacht {ibergewilzt werden (Oko-Institut 2007, RWI 2006).
Anzunehmen ist daher, dass das Verursacherprinzip bei Einsparquoten in der Praxis
nicht im gleichen Mafle umgesetzt wird wie bei der Finanzierung tiber Heizstoff-
steuern oder beim Pramienmodell, wo die Preisaufschlége fiir einzelne Verbraucher-
gruppen transparent sind und der Finanzierungsbeitrag direkt mit dem Verbrauch
zusammenhingt.

Ferner ist fiir die Verbraucher entscheidend, ob es ein Handelssystem fiir Weifse
Zertifikate gibt. Ist dies der Fall, sind die Preisaufschlige der Endkunden unterschied-
licher Versorger grundsétzlich gleich. Das gilt auch, wenn ein Versorger sein Ziel sehr
kostengiinstig erreichen kann, da sich ein einheitlicher Zertifikatspreis bildet. Dieser
kann iiberproportional und deutlich steigen, wenn die Einsparanforderungen steigen.
Unterschiedlich diirfte die Kostensteigerung bei verschiedenen Versorgern ausfallen,
wenn kein Handelssystem eingerichtet wird. Denn Versorger, die hohe Kosten bei der
Zielerreichung haben, miissen damit auch hohere Kosten umlegen als solche, die das
gleiche Ziel kostengiinstiger erreichen kénnen.

Wie hoch die Gesamtkosten und die Preiseffekte fiir Endverbraucher sind, hdngt
u.a. entscheidend von der Kosteneffizienz der Einsparmafinahmen selbst ab. Diese
konnen je nach der Art der zugelassenen Mafinahmen sowie nach dem Verhéltnis von
Einsparzielen und -potenzialen stark variieren (vgl. Tabelle 5). In dem bestehenden
System in GrofSbritannien belaufen sich die Kosten pro eingesparter kWh fiir Gas auf
0,7 Cent und fiir Strom auf 2,35 Cent. In Italien wird von Kosten von 0,26 Cent/kWh
(Gas) und 0,27 kWh (Strom) ausgegangen. In Frankreich kostet eine eingesparte kWh
0,3 bis 1 Cent, und in Danemark zahlen die verpflichteten Akteure 0,5 Cent/kWh.
Aufgrund der sich stark unterscheidenden Systeme sind die genannten Werte jedoch
nicht direkt vergleichbar (Bertoldi et al. 2010).
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Tabelle 5: Kosten hestehender Systeme mit Energieeinsparquote

GroBbritan- Frankreich® Danemark

nien?

Italienc

LGB E | 0,7 Cent/kWh 0,3-1 0,26 Cent/kWh 0,5
pro eingesparte kWh (Gas) Cent/kWh (Gas) Cent/kWh
2,35 0,27 Cent/kWh
Cent/kWh (Strom)
(Strom)
Gesamtkosten d. 1,28 Mrd.€ 210 Mio.€ 216 Mio. € n/A
verpflichteten Akteure (davon ca. (davon ca.
16 % indirekte | 65 % indirekte
Kosten) Kosten)
DO OGN EUHEL  bis zu 7,70 € n/A 2,68€p.a. n/A
p.a.
Administrative Kosten 390.000€?7 700.000€ p.a. | ca.1l Mio.€ p.a. n/A
p.a.

Legende:

a) Verpflichtungsperiode 2005 - 2008
h) Verpflichtungsperiode 2006 - 2009
c¢) Verpflichtungsperiode 2005 - 2008

Quelle: Bertoldi et al. 2010, KOM 2011b, Giraudet et al. 2011

Verteilung des Nutzens

Der direkte Nutzen der Einsparquoten féllt denjenigen Endverbrauchern zu, bei
denen Einsparmafinahmen durchgefiihrt werden. Im Beispiel von Sanierungsmaf3-
nahmen profitieren etwa die Haushalte von niedrigeren Energiekosten, zum anderen
aber auch von der qualitativen Verbesserung ihrer Wohnung. Wohnungseigentiimer
wiirden zudem von dem Wertzuwachs ihrer Immobilie profitieren.

Eine Mehrheit von Endverbrauchern wird hingegen nicht direkt von den
Mafsnahmen profitieren und muss dennoch die Netzentgelt- oder Energiepreisauf-
schldge tragen, welche die Einsparmafinahmen letztlich finanzieren (die volkswirt-
schaftlichen Effekte kdnnen dennoch insgesamt positiv ausfallen, vgl. folgender
Abschnitt).

Bei einer Energieeinsparquote werden vorrangig kosteneffiziente MafSnahmen
realisiert, so dass anzunehmen ist, dass primdr Haushalte profitieren, die iiber
giinstige Einsparpotenziale verfiigen. So wurden in der aktuellen Verpflichtungspe-
riode in GrofSbritannien MafSinahmen verstirkt in stddtischen und vorstddtischen
Wohngebieten durchgefiihrt.

Endverbraucher in abgelegenen lédndlichen sowie innerstidtischen Wohnge-
bieten haben hingegen unterproportional von den Mafinahmen profitiert, da diese

27 Entspricht 330.000 £ p.a., Wechselkurs vom 21.02.2012
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nur unter erhdhten Kosten bedient werden kdnnen. Weitere Profiteure des britischen
Systems sind Haushalte mit &lteren Haushaltsmitgliedern sowie von Eigentiimern
genutzte Immobilien. Zudem kommt es zu unterschiedlichen Nutzenverteilungen bei
den verschiedenen Sektoren.

Wihrend das britische System lediglich auf die privaten Haushalte abzielt,
integrieren die Systeme in Frankreich, Italien und Ddnemark auch andere Sektoren
(Bertoldi / Rezessy 2009).

Bei der Ausgestaltung des Systems sollten daher die Verteilungswirkungen der
Einsparquote mitbedacht und durch die Festlegung der verschiedene Parameter
(z.B. Verpflichtungsperiode) beeinflusst werden. Welche Vorgaben und Leitplanken
des Systems welche Mafinahmen bewirken kénnen, wurde bereits in Abschnitt a)
angedeutet, miisste aber bei einer Umsetzung in Deutschland umfassender diskutiert
werden.

Angelehnt an das Modell in Grofibritannien kénnte die sozialere Ausgestal-
tung einer Einsparquote auch iiber eine Mindestquote fiir Mafinahmen in sozial
schwachen Haushalten geschehen. In GrofSbritannien miissen mehr als 40 % aller
Mafinahmen in sozial schwachen Haushalten durchgefiihrt werden (DECC 2011b).

Volkswirtschaftliche Effekte

Der insgesamt quantifizierbare Nutzen einer Energieeinsparquote setzt sich aus dem
direkten monetdren Nutzen der Endkunden - also einer geringeren Energierechnung
aufgrund der erhdhten Energieeffizienz - und einem Umweltnutzen - also vermie-
denen CO, -Emissionen - zusammen.

Giraudet et al. (2011) ermitteln den aus den Einsparquoten in Frankreich und
Grof$britannien entstehenden quantifizierbaren Nutzen und stellen hierzu den
entstandenen Gesamtkosten des jeweiligen Systems den Nutzen gegeniiber, den es
generiert (siehe folgende Tabelle 6).
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Tabelle 6: Wirtschaftlichkeitsrechnung zu bestehenden Systemen mit Energieeinsparquote

GroBbritan- Frankreich® Italien®
nien?
Endenergieeinsparungen 192 54 193
(TWh/Verpflichtungsperiode)
Bewertete Endenergie- 13,02 4,32 16,91
einsparungen (Mrd. €)d
CO,-Einsparungen (MtCO;) 72,6 20,0 64,5
Bewertete CO,-Einsparungen 1,452 0,4 1,290
(Mrd. €)¢
Gesamter bewerteter Nutzen 14,472 4,620 18,200
(Mrd. €)
Gesamtkosten des Systems 1,758 2,019 n/A
(Mrd. €)
Nettonutzen (Mrd. €) 12,714 2,601 n/A
Kosteneffizienz
(€ Nutzen pro € eingesetztes 8,2 2,3 n/A
Kapital)

Legende:

a) Verpflichtungsperiode 2005 - 2008

b) Verpflichtungsperiode 2006 - 2009

c¢) Verpflichtungsperiode 2005 - 2008

d) Fiir einen konstanten durchschnittlichen Energiepreis von 0,08€/kWh
e) Fiir einen konstanten durchschnittlichen Preis von 20€/tC0;

Quelle: Giraudet et al. 2011; eigene Berechnungen

Die Systeme zeichnen sich durch eine hohe Kosteneffizienz und Kosteneffektivitit aus
und generieren auflerdem einen hohen sozialen Nutzen. So schaffte das Quotenmo-
dell in Grofibritannien einen Nettonutzen von mehr als 14 Mrd. Euro und in Frank-
reich einen Nettonutzen von 4,7 Mrd. Euro. Jeder Euro, der in die Einsparsysteme
flieft, generiert also Kosteneinsparungen von 8,2 bzw. 2,3 Euro. Diese Werte werden
auch von verschiedenen anderen Quellen bestitigt (Eyre et al. 2009, Giraudet et
al. 2011, Lees 2008). Die positive Bewertung verliert auch dann nicht an Giiltigkeit,
wenn man die realisierten CO,-Einsparungen in der Kalkulation nicht beriicksichtigt
(Giraudet et al. 2011).

Die Deneff geht des Weiteren davon aus, dass die Einfithrung eines WeifSe-Zerti-
fikate-Systems in Deutschland bis zu 23.500 Arbeitspldtze schaffen konnte (Deneff
2011).
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Volkswirtschaftliche Effizienz — Theorie und Praxis

Die volkswirtschaftliche Effizienz einer Einsparquote ist in der politischen Praxis
kaum in dem Mafie zu erreichen, wie sie theoretisch vorhanden ist. Diese Effizienz
rithrt mafigeblich daher, dass die Kréfte des Marktes genutzt werden, damit die
kostengiinstigsten Mafinahmen zur Einsparung von Energie umgesetzt werden. Diese
Mafinahmen werden vom Markt identifiziert, soweit dieser ausreichend transparent
ist. Diese Transparenz ist vor allem dann gegeben, wenn ein Handelssystem oder
ein dhnlicher Mechanismus eingerichtet wird. Unter anderem weil dies mit einem
erheblichen administrativen Aufwand verbunden ist, wird hdufig davon abgeraten.
Ohne Handelssystem werden jedoch nicht nur die kostengiinstigsten, sondern auch
vergleichsweise teurere Mafinahmen umgesetzt. Denn die Erfiillungskosten sind
bei den Verpflichteten unterschiedlich, gerade kleinere Verpflichtete kénnen z.B.
aufgrund ihres Kundenstamms vergleichsweise hohere Kosten zur Einsparung von
Energie haben. Die volkswirtschaftliche Effizienz wird damit eingeschrénkt. Dariiber
hinaus werden die Kunden verschiedener Anbieter unterschiedlich stark belastet.

Eine weitere Einschrankung der volkswirtschaftlichen Effizienz ergibt sich, wenn
die Verpflichteten bei der Erreichung des Einsparziels nicht vollig frei sind. Miissen
sie das Einsparziel auch in bestimmten Bereichen erfiillen, anstatt in den kosten-
giinstigsten Bereichen ihr Gesamtziel zu erfiillen, entstehen zusétzliche Kosten. Soll
mit einer Einsparquote aber auch der Gebdudewédrmebereich in relevantem Mafle
angesprochen werden, ist eine solche Regelung notwendig. Dies wurde beispiels-
weise in GrofSbritannien umgesetzt, wo ein bestimmter Anteil der MafSinahmen in
sozial schwicheren Haushalten durchgefiihrt werden muss. Auch in Deutschland
miissten besondere Regeln fiir den Gebdudewirmebereich vorgesehen werden, wenn
dort Mafinahmen in grofierem Umfang durchgefiihrt werden sollen. Da die Einspar-
mafinahmen im Geb&udebereich aber kostentrdchtiger sind als beispielsweise im
Strombereich, wiirde dies die volkswirtschaftliche Effizienz einschranken.

Selbst wenn eine Quotenregelung so gut ausgestaltet ist, dass sie sehr nah an eine
optimale volkswirtschaftliche Effizienz heranreicht, bedeutet dies noch nicht, dass
sie auch fiir den Verbraucher die kostengiinstigste Regelung ist. Dies muss insbe-
sondere dann nicht der Fall sein, wenn das Einsparziel sehr anspruchsvoll gewéhlt
wurde. Denn wenn ein Handelssystem eingerichtet ist, wird sich ein einheitlicher
Zertifikatspreis einstellen, der bestimmt wird durch den Preis des teuersten Zertifi-
kates auf dem Markt - wie es bei andern Handelssystemen wie dem Emissionshandel
oder dem Handel von Strom an der Borse ebenfalls der Fall ist. Auch wenn man ein
Zertifikat durch eine kostengiinstige MafSnahme mit vergleichsweise wenig Geld
erzeugen kann, wird es zum vergleichsweise hohen Preis am Markt gehandelt. Bei der
Preisbildung fiir den Endkunden wiederum wird der Preis der Zertifikate eingepreist
- auch dann, wenn man das Zertifikat selber sehr giinstig erzeugt hat. Auch hier der
Vergleich zum Emissionshandel: Als die CO,-Zertifikate noch vollstédndig kostenlos
zugeteilt wurden und die Energieversorger faktisch keine Kosten durch den Zertifi-
katshandel hatten, wurde der Preis der Zertifikate eingepreist. Die Energieversorger
hatten Zusatzerlose in Milliardenhdhe, die Verbraucher mussten diese bezahlen.
Damit entstehen vergleichsweise hohe Kosten bei den Verbrauchern, wihrend bei
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den Erzeugern bzw. Handlern von Zertifikaten Mitnahmeeffekte und damit ggf. hohe
Gewinne entstehen. Dies spielt fiir die Frage, ob ein Instrument volkswirtschaftlich
effizient ist, keine Rolle. Denn dabei wird die Verteilung von Kosten und Gewinnen
nicht beriicksichtigt.

Wettbewerbsgesichtspunkte

Innerhalb der Gruppe der verpflichteten Akteure kann es in einem System mit
Einsparquote zu Wettbewerbsverzerrungen kommen. Werden alle Akteure einer
Gruppe - also z.B. alle Energieversorger - verpflichtet, wirkt sich dies nachteilig auf
die kleineren Unternehmen aus, die nicht {iber ausreichend Kapazititen verfiigen,
um sich in ein komplexes neues System einzuarbeiten und es auszufiihren - die
Transaktionskosten fiir Informationsbeschaffung oder Programmbkosten (z.B. Konzi-
pierung von Mafinahmen, Aufbau von Umsetzungnetzwerken) sind hier vergleichs-
weise hoher (Fraunhofer ISI et al. 2012b: 165ff). Bestehende Systeme verpflichten
daher meist erst Akteure ab einer gewissen Mindestgréfie (z.B. ab 50.000 Kunden in
GB, ab 0,4 TWh verkaufter Energie pro Jahr in Frankreich). Auch dies wirkt sich jedoch
auf den Wettbewerb der Unternehmen untereinander aus. Die Markteinfliisse einer
Einsparquote kénnen dariiber hinaus stark nach der Ausrichtung der Unternehmen
(z.B. Geschiiftsfeld, Kundennéhe etc.) variieren.

Ein weiterer Aspekt der Wettbewerbswirkungen betrifft die Auswirkungen auf
den Markt fiir Energiedienstleistungen. Insbesondere in Energieverbrauchssektoren,
in denen das Dienstleistungsangebot (z.B. durch Handwerker oder Berater) noch
schwach entwickelt ist, kann eine Einsparquote zu einer entsprechenden Belebung
des Marktes fiihren. Erfahrungen in anderen Liandern zeigen, dass die verpflichteten
Akteure hdufig neue, eigene Unternehmensbereiche oder Tochtergesellschaften
dafiir schaffen. Wenn wie in Deutschland bereits ein recht breites und ausdifferen-
ziertes Spektrum an Energiedienstleistungen vorhanden ist, besteht allerdings auch
die Gefahr eines Verdrangungswettbewerbs zwischen den Verpflichteten und den
etablierten Dienstleistern (Fraunhofer ISI et al. 2012: 171ff).

Da Energieeinsparquoten mit einer Kosteniiberwilzung auf die Endverbraucher
einhergehen, ist prinzipiell mit Preissteigerungen zu rechnen. Die Wettbewerbswir-
kungen sind dabei weniger genau zu bestimmen als bei Heizstoffsteuererhohungen
oder dem Pramienmodell, da die Verteilungswirkung nicht per se definiert ist und von
den verpflichteten Akteuren bestimmt wird. Da die Kosten voraussichtlich vor allem
auf Marktsegmente mit geringer Nachfrageelastizitit oder auf Kundengruppen ohne
grofle Marktmacht tibergewilzt werden, wiirde die wettbewerbsintensive Industrie
vermutlich vergleichsweise geringer belastet als andere Kundengruppen.

Planungssicherheit fiir Investoren

Die Finanzierung einer Energieeinsparverpflichtung ist unabhidngig vom Bundes-
haushalt und unterliegt somit, im Gegensatz zur Finanzierung anderer Programme
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(z.B. KfW-Gebdudesanierungsprogramm), nicht der Gefahr von Kiirzungen. Daraus
resultiert eine gewisse Planungssicherheit fiir Investoren (TT30 2011).

Von grofierer Bedeutung fiir Investitionssicherheit und Planbarkeit ist jedoch
die Formulierung des Einsparziels. Prinzipiell kann dieses als ein- oder mehrjih-
rige Zielgrofle formuliert werden. Grofiere Planungssicherheit bieten mehrjdhrige
Einsparziele, wie sie in Grofibritannien und Frankreich implementiert wurden.
Wichtig fiir die Investitionssicherheit ist zudem, ob die Einsparungen einmalig
oder periodisch angerechnet werden. Bei einer einmaligen Anrechnung erhélt der
Akteur einmalig die gesamten Einsparungen angerechnet, die eine durchgefiihrte
MafSnahme iiber ihre Lebensdauer generieren wird. Unsichere langfristige Preisent-
wicklungen miissen damit nicht in das Investitionskalkiil einbezogen werden. Diese
Ausgestaltungsmoglichkeit erhéht die Planungssicherheit und schafft somit Anreize,
auch langerfristige Investitionen zu realisieren, welche mit hohen Anfangsinvestiti-
onen verbunden sind. Auch Ausgestaltungsmoglichkeiten wie das «Banking» oder
eine ldngere Lebensdauer von ausgegebenen Zertifikaten konnen die Investitionssi-
cherheit einer Einsparquote erhohen und damit ldngerfristige Investitionen initiieren.
Periodische (z.B. jahrliche) Anrechnungen sind hingegen mit geringerer Investitions-
sicherheit sowie einer starken Tendenz zur Durchfithrung kurzfristiger Mafinahmen
verbunden, da Investoren mit unsicheren Erwartungen iiber kiinftige Zertifikatspreise
kalkulieren miissen (Oko-Institut 2007, Bertoldi et al. 2010).

Die Unsicherheit {iber die mittel- bis langfristige Hohe der Zertifikatspreise und
die Unsicherheit dariiber, ob zur Erreichung der Einsparziele mittel- bis langfristig
noch Einsparmafinahmen notwendig sind, reduziert die Investitionssicherheit fiir die
herstellende Industrie, die Planer und das Handwerk deutlich. Diese Akteure miissen
fiir einen mittel- bis langfristigen Zeitraum wissen, dass sie einen Markt bedienen
konnen. Ohne hier iiber eine Sicherheit zu verfiigen, investieren diese Wirtschaftsak-
teure nicht in neue Produktionsanlagen, neue Mitarbeiter, Forschung und Entwick-
lung oder Weiterbildung. All dies ist aber notwendig, wenn langfristig mehr Energie-
effizienzmafSnahmen durchgefiihrt werden und Preise sinken sollen.

c¢) Politische Umsetzung

Die Implementierung einer Energieeinsparquote ist mit erheblichem Aufwand
verbunden. Zwar kann bei der Ausgestaltung des Systems auf Erfahrungen aus beste-
henden Modellen zuriickgegriffen werden, jedoch sind Zielsetzung und konkrete
Ausgestaltung den lokalen Rahmenbedingungen anzupassen, um den Erfolg des
Instruments zu gewéhrleisten. Dieser Ausgestaltungsprozess ist von einer intensiven
und fundierten Diskussion zu begleiten, welche neben der Zielsetzung der Einspar-
quote und deren funktionaler Ausgestaltung auch die sozialen Aspekte einer derar-
tigen Losung beriicksichtigen muss.

Bei der Implementierung einer Einsparquote muss eine staatliche Behérde oder
eine nicht-staatliche Organisation bestimmt werden, der die Verantwortung fiir das
Funktionieren des Systems obliegt (Oko-Institut 2007). In den Aufgabenbereich
dieser Institution wiirde neben der Verifizierung der erzielten Einsparungen und dem
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Monitoring auch die Etablierung und Ausfithrung des Handels mit Weifien Zerti-
fikaten fallen, sofern diese Ausgestaltungsmoglichkeit vorgesehen ist. In Deutsch-
land miisste eine Einsparquote aufierdem in das bestehende Instrumentarium aus
Ordnungsrecht (z.B. EnEV) und Férderprogrammen (z.B. KfW) eingebunden werden,
um mdgliche Ineffizienzen z.B. durch Doppelanrechnung zu vermeiden.

Es ist daher damit zu rechnen, dass eine Energieeinsparquote in Deutschland
nicht ohne gréfSeren administrativen und zeitlichen Planungsaufwand umzusetzen
ist. Einmal eingefiihrt, stellen die Verifizierung der Einsparungen, das Monitoring des
Systems und die Organisation des Zertifikatehandels die umfangreichsten adminis-
trativen Aufgaben dar. Fraunhofer ISI et al. (2012b) kalkulieren die administrativen,
staatlichen Kosten eines Quotenmodells in Deutschland ohne Handelssystem auf 3,7
Mio. Euro pro Jahr. Es gilt jedoch zu bertiicksichtigen, dass die bestehenden Forder-
programme diesen administrativen Aufwand teilweise ebenfalls erzeugen. Je starker
die Systematik der bestehenden Programme bei einer Implementierung der Einspar-
quote iibernommen werden kann, desto geringer ist der zusétzliche Aufwand.

Zur Debatte im Rahmen der EU-Energieeffizienzrichtlinie

Bei der Bewertung der politischen Umsetzbarkeit von Einsparquoten ist neben dem
administrativen Implementierungsaufwand zu bertiicksichtigen, dass das Instrument
derzeit im Rahmen der Europédischen Energieeffizienzrichtlinie diskutiert wird. Sollte
auf europdischer Ebene eine flichendeckende Einfiihrung von Einsparverpflich-
tungen in allen Mitgliedsstaaten beschlossen werden, wire dies ein Argument fiir die
Nutzung des Instruments im Bereich der energetischen Gebdudesanierung.

Die Europidische Kommission hat am 22.06.2011 einen Entwurf zur Energieef-
fizienzrichtlinie vorgelegt, iiber welchen bereits im Juni 2012 eine Einigung erzielt
werden soll. Dieser Entwurf sieht unter anderem die Einfithrung eines Energieein-
sparverpflichtungssystems in allen EU-Mitgliedsstaaten vor. So sollen wahlweise alle
in einem Land tédtigen Energieversorger oder Energieeinzelhandelsunternehmen
zu jahrlichen Energieeinsparungen von 1,5% (gemessen am Absatzvolumen des
Vorjahres) bei den Endkunden verpflichtet werden (KOM 2011c: Art.6). Fiir dieses Ziel
kénnen grundsétzlich sowohl Strom- als auch Warmeeinsparungen infrage kommen.
Der Entwurf sieht zudem vor, dass 3% der 6ffentlichen Gebdude pro Jahr tiefensa-
niert werden miissen (KOM 2011c: Art.4). Allerdings gestattet der Kommissionsvor-
schlag in seiner Endfassung den Mitgliedsstaaten, alternativ zu den Einsparverpflich-
tungen «andere MafSnahmen zu ergreifen, um Energieeinsparungen bei Endkunden
zu bewirken», solange die Einsparung von 1,5% erreicht wird (KOM 2011c: Art. 6(9)).
Will ein Mitgliedsstaat von dieser Klausel Gebrauch machen, muss er der Kommis-
sion bis Anfang 2013 die Ausgestaltung einer solchen Alternativmafinahme mitteilen,
die allerdings von der Kommission abgelehnt werden kann.

Der Entwurf der Richtlinie befindet sich derzeit im Abstimmungsprozess der
EU-Institutionen. In seiner Abstimmung am 28.02.2012 iiber die Parlamentsposition
hat sich der federfiihrende Industrieausschuss mit seinem Verhandlungsmandat
dhnlich wie die Europdische Kommission positioniert. Die Einfiihrung einer Energie-
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einsparverpflichtung wird dabei unterstiitzt, soll jedoch flexibilisiert werden. So
soll es z.B. Ausnahmen fiir kleine Versorger und Kommunen geben, und verpflich-
tete Akteure sollen bis zu 50 % ihrer Verpflichtung auch durch Einzahlung in einen
Fonds erfiillen kdnnen. An dem verbindlichen jdhrlichen 1,5-prozentigen Einspar-
ziel wird dabei festgehalten, jedoch sieht der Vorschlag auch alternative und/oder
erganzende MafSnahmen zu dessen Erreichung vor. Anders als im Kommissionsvor-
schlag kommen nach Vorschlag des ITRE ausdriicklich nur solche Mafinahmen in
Betracht, die zusétzliche Energieeinsparungen gegeniiber dem Status quo bewirken
(EU-Rat 2012). Damit kénnten auch Mafinahmen wie das Pramienmodell oder das
KfW-Gebdudesanierungsprogramm zum Erreichen des Einsparziels beitragen.
Zudem sieht der Vorschlag des Parlaments ausdriicklich vor, dass ein bedeutender
Teil des 1,5-prozentigen Einsparziels im Bereich der Gebdudesanierung (insbeson-
dere der Tiefensanierung) erzielt werden soll (EP 2012: Art. 3a). Auch die dénische
Ratsprasidentschaft schldgt in ihrem Kompromisstext fiir die Einigung zwischen Rat
und Parlament die verbindliche Einfiihrung einer Einsparverpflichtung vor, welche
durch andere MafSinahmen erfiillt bzw. mit anderen MafSnahmen kombiniert werden
kann. Als alternative bzw. ergdnzende Mafinahmen zu einer Einsparverpflichtung
werden explizit Energie- bzw. CO,-Steuern, neue Finanzierungsinstrumente und
finanzielle Anreizmechanismen genannt (EU-Rat 2012).

Deutschland stellt sich wesentlichen Punkten des Richtlinienentwurfs der
Kommission entgegen und legte im Februar eine Position vor, die mafSgebliche
Vorgaben des entscheidenden Artikel 6 aufweicht. So sieht der deutsche Vorschlag
Einsparverpflichtungen nicht explizit als Instrument vor, sondern ldsst die Wahl der
MafSnahmen zur Erreichung nationaler Einsparziele komplett offen. Als neue Zielvor-
gabe ist wahlweise «eine Steigerung der Energieeffizienz von 6,3 Prozent innerhalb
von drei Jahren oder eine Senkung des Energieverbrauchs von 4,5 Prozent innerhalb
von drei Jahren gegeniiber einer jeweils vorlaufenden dreijahrigen Referenzperiode»
(BMU/BMWi 2012: 6) vorgesehen. Zudem sollen auch in der Vergangenheit reali-
sierte MafSnahmen, die auch in der Zukunft zu Einsparungen fithren, anrechenbar
sein (BMU/BMWi 2012). Oko-Institut (2012) geht daher davon aus, dass die Umset-
zung des deutschen Vorschlags allenfalls auf eine Stabilisierung des europdischen
Endenergieverbrauchs hinauslaufen, jedoch keinesfalls Einsparungen von 1,5 % pro
Jahr realisieren wird.

Derzeit ist noch nicht absehbar, inwiefern sich das Konzept der Einsparver-
pflichtung als obligatorische Mafinahme im weiteren Verlauf der Verhandlungen auf
europdischer Ebene durchsetzen wird.

Vereinbarkeit mit dem bisherigen Instrumentenmix

Vor Einfiihrung einer Energieeinsparquote ist zu untersuchen, wie sich eine derar-
tige Losung auf die Effektivitit des bereits bestehenden Instrumentariums auswirken
wiirde und ob eine Integration oder Kombination verschiedener Instrumente moglich
und vorteilhaft ist. Eine Doppelanrechnung von Einsparungen bei einer Mafinahme
fiir verschiedene politische Instrumente sollte vermieden werden. Dieser Effekt
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tritt auf, wenn MafSnahmen die Anforderungen verschiedener Programme erfiillen
(fur eine ausfithrliche Analyse der Interaktion mit anderen Instrumenten siehe
Oko-Institut 2007). Grundsitzlich muss gepriift werden, ob die hohere Effektivitit
durch zusitzliche Instrumente die hoheren Transaktionskosten eines komplexeren
Systems rechtfertigt.

Interaktion mit dem EU-Emissionshandel (EHS)

Bei gleichzeitiger Existenz von Emissionshandel und einem WeifSen-Zertifikate-
System miissen beide Systeme entweder klar voneinander abgegrenzt oder aufein-
ander abgestimmt werden, um einen effektiven Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.
Eine ungeregelte Koexistenz kann sich hingegen als kontraproduktiv erweisen (RWI
2006).

Eine Moglichkeit, beide Systeme zu integrieren, wire der einseitige Handel mit
iiberschiissigen Weifien Zertifikaten auf dem CO,-Emissionsmarkt. Ob ein solcher
Handel jedoch iiberhaupt zustande kdme, hidngt davon ab, ob es lohnender ist
iiberschiissige weifSe Zertifikate auf dem Emissionsmarkt zu verdufiern oder diese
mittels «Banking» in die nédchste Verpflichtungsperiode zu iibertragen. Auch ein
zweiseitiger Handel mit beiden Zertifikatstypen wire denkbar. Dabei besteht jedoch
die Gefahr, dass die Nachfrage nach den womoglich relativ teureren weifsen Zertifi-
katen wegbricht und das gesetzte Effizienzziel nicht erreicht wird (Cypra 2010).

Einer Integrationslosung steht entgegen, dass beide Systeme unterschiedliche
Ziele verfolgen. Das EHS zielt auf eine Emissionsreduktion ab, wihrend eine Einspar-
verpflichtung Effizienzpotenziale heben soll und auch Ziele wie Versorgungssicher-
heit oder Energiekostensenkung fiir Endverbraucher verfolgen kann. Zudem erhoht
eine Integration die Komplexitdt und damit die Transaktionskosten des Systems.
Aufgrund fehlender Erfahrungswerte und moglichen Unwédgbarkeiten empfiehlt
Oko-Institut (2007) zunéchst die unabhingige Einfiihrung eines Weifle-Zertifikate-
Systems, worauf dann die Integrationsmoglichkeiten in das EU-EHS gepriift werden
kénnen. Auch IFEU/WI (2009) halten eine Integration fiir vorerst nicht sinnvoll.

Interaktion mit der Energieeinsparverordnung (EnEV)

Auch im Zusammenspiel der Energieeinsparquote mit der EnEV stellt sich das
Problem der mangelnden Zusétzlichkeit bzw. der Doppelanrechnung. Dies ist dann
der Fall, wenn MafSnahmen lediglich zu Einsparungen fiihren, die den EnEV-Vorgaben
gentigen, nicht jedoch tiber diese hinausgehen.?® Es muss also gewéhrleistet werden,
dass nur diejenigen Einsparungen angerechnet werden, die tatsdchlich zusétzlich
zu den Vorgaben der EnEV erzielt wurden. Dem konnte durch ein Doppelanrech-
nungsverbot Rechnung getragen werden, welches aber wiederum die Transaktions-
kosten erhdht und zudem den Anreiz vermindert, Sanierungszyklen zu verkiirzen
(Oko-Institut 2007). Rosenow (2011) sieht in der Kombination von EnEV, eines

28 Betreffen die moglichen Einsparmafinahmen auch den Einsatz erneuerbarer Energien zur
Wirmeerzeugung oder die Installation von KWK-Anlagen, gilt das Problem der Doppelanrech-
nung auch fiir die Interaktion mit EEWdrmeG und dem KWKG.
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Weiflen-Zertifikate-Systems und des CO,-Gebdudesanierungsprogramms grofses
Potenzial fiir mehr Energieeffizienz. Dabei konnte das WeifSe-Zertifikate-System vor
allem Mafinahmen im mittleren Kostensegment realisieren, eine verschérfte EnEV
Mindeststandards fiir Gebdude setzen, die von den anderen Programmen nicht
erreicht werden, und iiber das CO,-Gebdudesanierungsprogramm koénnten kosten-
intensivere Mafinahmen realisiert werden.

Interaktion mit einem Energiesparfonds

Eine wirkungsvolle Kombinationsmdglichkeit einer Energieeinsparquote kann sich
mit einem Energiesparfonds ergeben. Verpflichtete Akteure, welche ihrer Einspar-
verpflichtung nicht nachgekommen sind, konnten sich dann iiber eine Zahlung in
den Fonds von ihrer Verpflichtung freikaufen. Die Mittel des Fonds kénnten dann in
innovative und investitionsintensive Effizienzprojekte gelenkt werden, die iiber eine
reine Einsparquote nicht zu realisieren sind. Damit knnte eine bedeutende Schwiche
der Energieeinsparquote iiber den Energiesparfonds kompensiert werden. Jedoch
ist auch diese Losung mit erh6hten Transaktionskosten verbunden, und zudem ist
die Finanzierung des Fonds womoglich starken Schwankungen und damit Investiti-
onsunsicherheiten unterworfen, da nicht mit konstanten Finanzstromen gerechnet
werden kann (Irrek/Thomas 2006, Oko-Institut 2007, IFEU 2011). Dariiber hinaus
wird mit dieser Option die Treffsicherheit des Instruments ggf. deutlich reduziert.

Gesellschaftliche Akzeptanz

Grundsitzlich ist bei den verpflichteten Unternehmen und den Endverbrauchern
- welche iiber eine Kostenumlage an den Kosten der Einsparquote beteiligt sind -
mit Widerstand gegen die Implementierung eines solchen Systems zu rechnen. Um
dennoch eine breite gesellschaftliche Akzeptanz fiir das Instrument zu schaffen,
miissen die Endverbraucher umfassend {iber die Vorteile durch die Realisierung von
Einsparmaéglichkeiten informiert werden, die auf Initiative der verpflichteten Akteure
(z.B. Energieversorger) angestofien und finanziell unterstiitzt wiirde. AufSerdem muss
die Ausgestaltung des Systems die sozialen Implikationen einer Energieeinspar-
quote beriicksichtigen, so dass mdglichst viele Bevolkerungsgruppen Zugang zu den
Mafisnahmen erhalten. Grundsitzlich ist zu erwarten, dass die Haltung der Endver-
braucher weniger ablehnend wére als bei erh6hten Heizstoffsteuern oder einem
Pramienmodell, bei denen die kostensteigernde Wirkung bereits ausgewiesener und
direkter Bestandteil des Instruments ist, wihrend bei der Verpflichtung die Kosten-
steigerung fiir Endkunden erst indirekt entsteht und nicht sofort sichtbar ist.

Die Zustimmung der verpflichteten Akteure (z.B. Energieversorger) ist davon
abhéngig, wie diese das Marktpotenzial und die ErschliefSung neuer Geschiftsfelder
bewerten. Untersuchungen zur Umsetzung von Einsparquoten in anderen Landern
zeigen, dass die verpflichteten Akteure durchaus wirtschaftlich profitieren konnen.
Erfahrungen aus der Vergangenheit und die aktuelle Diskussion zeigen aber auch,
dass mit deutlichem Widerstand von den Energieversorgern zu rechnen ist.
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d) Zusammenfassende Ubersicht

Eine wesentliche Eigenschaft von Energieeinsparquoten als Instrument zur Mengen-
steuerung besteht darin, dass die zu erreichende Reduktion des Energieverbrauchs in
jedem Fall erreicht wird - solange keinerlei Optionen gegeben werden, sich von den
Verpflichtungen in irgendeiner Art und Weise freizukaufen und die Nichteinhaltung
des Ziels scharf genug sanktioniert wird. Eine solche Zielerreichung ist mit Blick auf
die Klimaschutzziele grundsétzlich positiv zu bewerten, wenngleich nicht unbedingt
gewdhrleistet ist, dass die Einsparungen damit gréfSer ausfallen als bei preisbasierten
Instrumenten oder bei einer steuerfinanzierten Aufstockung von Foérderprogrammen.

Durch die Nutzung des Marktmechanismus bei der Wahl der umsetzbaren
Mafinahmen werden Effizienzpotenziale in der Theorie besonders kosteneffizient
gehoben. Erfahrungen mit dem Instrument in anderen Landern haben gezeigt, dass
in der Regel vor allem kurzfristig umsetzbare Mafinahmen mit relativ kurzen Amorti-
sationszeitrdumen zur Anwendung kommen. Daher eignet sich das Instrument insbe-
sondere fiir Effizienzfortschritte im Strombereich.

Um gezielt Anreize zur Durchfiihrung von Mafinahmen in der energetischen
Gebidudesanierung schaffen zu kénnen, muss die Einsparquote daher der bei derar-
tigen langfristigen MafSnahmen nétigen Investitionssicherheit Rechnung tragen. Eine
langfristige Festsetzung des Einsparziels sowie weitere Ausgestaltungsoptionen wie
Banking oder ldngere Zertifikatsvaliditdt konnen den Anreiz verbessern.

Trotzdem kann bezweifelt werden, ob Einsparquoten ein geeignetes Instrument
fiir die Steigerung von Sanierungen in gréflerem Umfang (Tiefensanierungen) und mit
langen Amortisationszeitraumen sind. In diesem Zusammenhang wére es denkbar,
das Quotenmodell in erster Linie fiir Stromeffizienz zu nutzen und nur bestimmte
Einzelmafinahmen der Gebdudesanierung zu integrieren. So kénnten bestimmte
Standardmafinahmen aus heute geférderten Programmen (KfW-Gebédudesanierung)
in das Quotenmodell iiberfiihrt und umfassendere Sanierungen (z.B. Sanierung auf
Passivhausstandard) weiterhin im Rahmen der staatlichen Forderung oder {iber ein
Pramienmodell realisiert werden.
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Tabelle 7: Ubersicht Energieeinsparquote

C0,-/Energieeinsparung ++
Geringe Vermeidungskosten/groBRe Hebelwirkung ++
Verteilungswirkung: Umsetzung des Verursacherprinzips 0
Verteilungswirkung: Zielgruppenneutralitat (Mittelaufkommen/-verwendung) 0
Verbesserte Planungssicherheit fiir Investoren +
Administrative Umsetzung 0
Keine sozialen AusgleichsmaBnahmen notwendig -

Legende: ++ sehr positiv, + positiv, 0 neutral, - negativ, -- sehr negativ  n/A keine Angabe

Quelle: eigene Darstellung

Ein grofier Vorteil einer Energieeinsparquote liegt in der haushaltsunabhéngigen
Finanzierung dieses Instruments. So werden die Mafinahmen von den verpflichteten
Akteuren finanziert, die die angefallenen Kosten auf die Endverbraucher umlegen
werden. Somit ist jedoch auch davon auszugehen, dass alle Verbraucher einen Preis-
aufschlag zahlen, aber nur wenige direkt von den EffizienzmafSinahmen profitieren.
Eine durchdachte Ausgestaltung - bspw. iiber die verpflichtende Durchfiihrung eines
Anteils der Mafinahmen in sozial schwachen Haushalten - sollte daher die auftre-
tenden Verteilungswirkungen sozial vertréaglich gestalten.

Der Aufbau eines Systems mit Energieeinsparquote verursacht einen nicht
unerheblichen administrativen und zeitlichen Planungsaufwand, da eine Reihe
verschiedener Ausgestaltungsmoglichkeiten abgewogen und umgesetzt werden
miissen. Einmal eingefiihrt, stellen die Verifizierung der Einsparungen, das Monito-
ring des Systems und ggf. die Organisation des Zertifikatehandels die umfangreichsten
administrativen Aufgaben dar.

4 Einbeziehung von Energieeinsparungen in den Emissionshandel

Die Anrechenbarkeit von Effizienzmafinahmen im EU-Emissionshandel stellt eine
Sonderform fiir die Vergiitung von Einsparmafinahmen dar und soll hier genauer
erldutert werden. Sie ist insbesondere mit einem WeifSe-Zertifikate-System kombi-
nierbar.

Das EU-EHS und ein Weifie-Zertifikate-System zielen auf unterschiedliche
Zielgruppen ab und verfolgen dariiber hinaus unterschiedliche Ziele. So unterliegen
Energieerzeuger und energieintensive Industrien - in beiden Fillen grofie Anlagen
mit hohem Energieverbrauch - dem Emissionshandel, der kosteneffiziente Emissi-
onsreduktion erreichen will. Ein WeifSes-Zertifikate-System hingegen verpflichtet z.B.
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die Energielieferanten und zielt auf das Heben von Effizienzpotenzialen insbesondere
bei kleinen Energieverbrauchern, die nicht vom Emissionshandel erfasst sind, ab.
Zusitzlich kann es auch Ziele wie Versorgungssicherheit oder Energiekostensenkung
fiir Endverbraucher verfolgen (IFEU/WI 2009). Die Verminderung der CO,-Emissi-
onen ist ein gewiinschter Nebeneffekt des WeifSe-Zertifikate-Systems und stellt die
Basis fiir eine mogliche Integration beider Systeme dar. So konnten Weifse Zertifikate
- entsprechend der CO,-Reduktion, die aus den erzielten Energieeinsparungen resul-
tieren - in CO,-Zertifikate umgewandelt werden, welche dann auf dem Emissions-
markt gehandelt werden kénnten.

Abbhildung 13: Wechselwirkungen von Emissionshandel und WeiBe-Zertifikate-System
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Quelle: Cypra 2010

Ausgestaltung

Bei gleichzeitiger Existenz von Emissionshandel und einem Weif3e-Zertifikate-System
miissen beide Systeme entweder klar voneinander abgegrenzt oder aufeinander
abgestimmt werden, um einen effektiven Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Drei
grundsitzliche Ausgestaltungsmdoglichkeiten einer derartigen Integrationslosung
werden diskutiert.

Denkbar ist zum einen eine schlichte Koexistenz der beiden Instrumente. Dieser
Fall wiirde die Endverbraucher wohl finanziell stirker belasten als eine Integra-
tionslosung, da sowohl Kosten fiir weifle Zertifikate als auch fiir CO,-Zertifikate
anfallen, die an die Endverbraucher weitergegeben werden. Zugleich impliziert diese
Losung auch indirekte Effekte zwischen den beiden Zertifikatsmérkten. So miissen
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Energieversorger im EHS fiir ihre durch Stromerzeugung verursachten Emissionen
CO,-Zertifikate erwerben. Beziehen nun die Endverbraucher weniger Strom, weil sie
Effizienzmafinahmen durchgefiihrt haben, werden auf Seiten der Energieerzeuger
CO,-Zertifikate frei, was den Zertifikatspreis im EU-EHS driickt. Marktteilnehmer aus
anderen EU-Landern wiirden so von den MafSinahmen profitieren, die inldndische
Endverbraucher iiber einen Energiepreisaufschlag finanzieren (RWI 2006).

Eine Mdglichkeit, beide Instrumente in ein System zu integrieren, ist die Konver-
tierung samtlicher weifSer Zertifikate in CO,-Zertifikate, welche {iber das EU-EHS
gehandelt werden konnen. Ist jedoch der Preis fiir ein durch die Durchfiihrung von
EnergieeffizienzmafSnahmen erworbenes CO,-Zertifikat hoher als der eines reguldren
CO,-Zertifikats wird die Nachfrage nach ersteren wegbrechen. Damit werden keine
EffizienzmafSnahmen mehr durchgefiihrt, und das in der Einsparquote gesetzte Effizi-
enzziel wird verfehlt (Cypra 2010, RWI 2006).

Um diesem ungewollten Effekt entgegenzuwirken, konnte die Konvertierung von
WeifSen Zertifikaten in reguldre CO,-Zertifikate begrenzt werden. Denkbar ist z.B.,
lediglich den Handel mit iiberschiissigen WeifSen Zertifikaten auf dem CO,-Emissi-
onsmarkt zuzulassen. Damit wire garantiert, dass das im WeifSe-Zertifikate-System
gesetzte Einsparziel auch tatsdchlich erreicht wird, und zugleich wiirde eine derar-
tige Losung die Liquiditiat des CO,-Emissionsmarktes erhéhen. Ob ein Handel mit
tiberschiissigen Zertifikaten jedoch itiberhaupt zustande kommt, hingt davon ab,
ob es lohnender ist, tiberschiissige Weifse Zertifikate auf dem Emissionsmarkt zu
verdufSern oder diese z.B. mittels «Banking» in die nédchste Verpflichtungsperiode
zu iibertragen. Um der daraus resultierenden Volatilitdt des CO,-Emissionsmarktes
entgegenzuwirken, konnte festgelegt werden, dass ein bestimmter Anteil aller am
Markt gehandelter Zertifikate aus der Durchfithrung von Effizienzmafinahmen
stammen muss (EWC o.].).

Beide Integrationslosungen erfordern, dass der durch den Emissionshandel
angestrebte Reduktionspfad um die im WeifSen-Zertifikate-System zusétzlich vermie-
denen Emissionen verschirft wird (Oko-Institut 2007). Der politische Prozess fiir
eine Anpassung des Reduktionspfads beim EHS (CO,-CAP) muss allerdings auf der
EU-Ebene umgesetzt werden und ist aufSerordentlich aufwendig und zeitintensiv.

Das Problem der Doppelanrechnung

Bei einer Integration von EHS und WeifSe-Zertifikate-System muss das Problem der
Doppelanrechnung bedacht werden. Werden in dem Weif3e-Zertifikate-System Effizi-
enzmafinahmen in Bereichen aufSerhalb des EHS durchgefiihrt, die zu Einsparungen
fossiler Brennstoffe fithren, kénnen diese ohne grofSien Umrechnungsaufwand in
CO,-Zertifikate konvertiert werden. Das Kriterium der Zusétzlichkeit ist hier erfiillt,
und es besteht nicht die Gefahr der Doppelanrechnung. Bei der Konvertierung von
WeilSen Zertifikaten, die durch Stromeinsparung generiert wurden, tritt hingegen
das Problem der Doppelanrechnung auf. Wird nédmlich eine EffizienzmafSinahme
im Strombereich durchgefiihrt, generiert diese nicht nur Weifle Zertifikate, sondern
fiihrt auch gleichzeitig zu reduzierten Emissionen beim Energieerzeuger, worauf bei
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diesem CO,-Zertifikate frei werden. Rezessy et al. (2006) empfehlen daher, nur solche
Weiflen Zertifikate im EHS zuzulassen, die nicht durch Stromeinsparung generiert
wurden.

Vor- und Nachteile einer Integrationslésung

Ein grundsitzliches Argument fiir eine Integrationslosung (d.h. Konvertierung
iberschiissiger weifler Zertifikate in CO,-Zertifikate) ist die potenzielle Erhohung der
Kosteneffizienz in dem integrierten Gesamtsystem. Kosteneffiziente CO,-Einsparpo-
tenziale im Gebdudebereich und in anderen, nicht dem EHS unterliegenden Sektoren
blieben in einem reinen Emissionshandelssystem unbeachtet. Die Integrationslo-
sung bietet den Teilnehmern am Emissionshandel hingegen die Mdglichkeit ihrer
Verpflichtung, auch {iber den Zukauf von konvertierten WeifSen Zertifikaten nachzu-
kommen. Die gestiegene Anzahl an Mdéglichkeiten der Verpflichtungserfiillung erhoht
die Kosteneffizienz des Systems.

Unterliegen hingegen die Energieerzeuger nur dem EHS, wéihrend die Energielie-
feranten ausschliefllich einem Weifle-Zertifikate-System unterliegen, werden inner-
halb des Energiesektors unterschiedliche Instrumente angewandt. Es besteht dann
z.B. die Gefahr, dass im EHS zunédchst weniger kosteneffiziente CO,-Einsparpoten-
ziale gehoben werden, wihrend kosteneffiziente CO,-Einsparpotenziale im Gebdu-
desektor unbeachtet bleiben, weil dieser Sektor nicht dem EHS unterliegt (Rezessy et
al. 2006). Als weiteres Argument fiir eine Integrationslosung kann angefiihrt werden,
dass diese die Marktliquiditdt im EHS erhéht (EWC o.].).

Jedoch erhoht eine Integration die Komplexitdt, den administrativen Aufwand
und damit die Transaktionskosten des Systems. Zudem stellt sich der oben bereits
beschriebene Zielkonflikt. Tatsdchlich verfolgt ein Weif3e-Zertifikate-System namlich
neben dem Energieeinspar- und damit einem Klimaziel andere, aus gesellschaftli-
cher Perspektive mindestens ebenso wichtige Ziele. Dies macht es schwierig, einen
Umrechnungsfaktor festzulegen, der all diesen Aspekten gerecht wird. Problematisch
ist in diesem Zusammenhang auch, dass bisher die Weifie-Zertifikate-Systeme als
nationale Losungen umgesetzt worden sind und sich in ihren elementaren Ausge-
staltungsmerkmalen deutlich voneinander unterscheiden. Diese unterschiedlichen
nationalen Weifle-Zertifikate-Systeme in ein EU-weites Emissionshandelssystem zu
integrieren diirfte daher mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein (Rezessy et
al. 2006).

Trotz der genannten Hindernisse birgt eine Integration von WeifSen Zertifikaten,
die nicht im Strombereich generiert wurden, in den EU-EHS das Potenzial, die Reich-
weite des Emissionshandels auszudehnen (Rezessy et al. 2006). Aufgrund fehlender
Erfahrungswerte und moglicher Unwigbarkeiten empfiehlt das Oko-Institut (2007)
zundchst die unabhéngige Einfithrung eines WeifSe-Zertifikate-Systems, worauf dann
die Integrationsmoglichkeiten in den EU-EHS gepriift werden konnen.
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5 Ausfallbiirgschaften fiir Energiespar-Contracting

Im Gegensatz zu den anderen drei dargestellten Instrumenten handelt es sich bei
Ausfallbiirgschaften fiir Energiespar-Contracting nicht um eine MafSnahme, durch die
neue oder zusitzliche Finanzierungsquellen geschaffen werden. Im Gegenteil werden
fiir Ausfallbiirgschaften zusétzliche 6ffentliche Mittel bendétigt und daher die 6ffent-
lichen Haushalte zunéchst sogar stédrker belastet. Da durch dieses Instrument aber
der finanzielle Anreiz fiir Contractoren verbessert und so zusétzliches privates Kapital
fiir Effizienzmafinahmen im Gebdudebereich mobilisiert werden kann, soll es in die
vergleichenden Betrachtungen einbezogen werden. So heif$t es im zweiten Natio-
nalen Energieeffizienzaktionsplan der Bundesregierung: «Contracting, insbesondere
das Energiespar-Contracting, ist eines der effektivsten Instrumente zur Steigerung der
Energieeffizienz und kann gleichzeitig die Finanzierung energieeffizienter und somit
kostensparender Technologien erleichtern» (Bundesregierung 2011a: 71). Dabei
bleibt zu beriicksichtigen, dass sich die Einrichtung von Ausfallbiirgschaften nur auf
ein Teilsegment des Einsparpotenzials im Gebdudebereich (ndmlich den Contrac-
ting-Markt) bezieht und sich daher nicht als alleiniges Instrument zur Losung der
Finanzierungsfrage im Gebdudebereich eignet.

Energie-Contracting ist eine Form des Contractings (der Auftragsvergabe) im
Energiebereich, bei der ein externer Dienstleister (Contractor) bestimmte Aufgaben
im Rahmen der Energieversorgung iibernimmt. Das Geschéftsmodell zielt darauf ab,
dem Endkunden Nutzenergie (Energieliefer-Contracting) bzw. Energieeinsparungen
(Energiespar-Contracting) zu moglichst geringen Lebenszykluskosten zu liefern. «Auf
eigenes Risiko und auf eigene Rechnung ist der Contractor fiir alle notwendigen bzw.
beauftragten Komponenten der Energiedienstleistung verantwortlich und liefert dem
Kunden die gewiinschte Dienstleistung z. B. in Form von Nutzenergie (HeifSwasser,
Dampf, Strom oder Netzersatzleistung) oder in Form einer garantierten Energieein-
sparung (ESC) zu vertraglich garantierten <all inklusiv> Preisen» (BEI et al. 2009b: 8f.).

Die vier wesentlichen Contracting-Modelle sind das Energiespar-Contracting, das
Energieliefer-Contracting, das Betriebsfithrungs-Contracting und das Finanzierungs-
Contracting (vgl. Bundesregierung 2011a). Die folgende Instrumentenanalyse bezieht
sich ausschlieflich auf das Energiespar-Contracting, da es dabei direkt um die Reali-
sierung von EnergiesparmafSnahmen geht.

a) Ausgestaltung

Beim Energiespar-Contracting iibernimmt der Dienstleister die Finanzierung,
Planung, Umsetzung und Betreuung von Energiesparmafinahmen und garantiert
dem Auftraggeber eine Energiekosteneinsparung. Diese Dienstleistung wird iiber
eine Beteiligung an den eingesparten Energiekosten refinanziert. In der Praxis wird
das Energiespar-Contracting haufig in der Form 6ffentlich-privater Partnerschaften
durchgefiihrt, bei der ein Energiedienstleistungsunternehmen Mafinahmen zur
Energieeinsparung in 6ffentlichen Gebduden plant, realisiert und finanziert. Der
geringe Anteil am Contracting Markt von 6 % verdeutlicht, dass Hemmnisse derzeit
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die Erschliefftung von vorhandenen wirtschaftlichen Potenzialen (u.a. in der privaten
Wohnungswirtschaft) verhindern.??

Die Bereitstellung von offentlichen Ausfallbiirgschaften kann konzeptionellen
Uberlegungen zufolge das Risiko fiir den Contractor mindern und dadurch zu einer
verstiarkten Anwendung beitragen (Ecofys 2010, WI et al. 2005, RWI 2006). Ein wesent-
liches Hemmnis ist bisher der drohende Zahlungsausfall durch den Auftraggeber, da
es sich um relativ lange Projektlaufzeiten handelt. Die Biirgschaften wiirden dieses
Risiko maf$geblich mindern. Dariiber hinaus konnten durch kommunale Biirgschaften
verschiedene Liegenschaften einer Gemeinde in kommunalen Gebdudepools zusam-
mengeschlossen werden und so einer gemeinsamen Contracting-Vereinbarung
unterliegen. Hierdurch wiirde ein zweites zentrales Hemmnis anvisiert: Es wiirde
ein Mindestvolumen an verbrauchter Energie geschaffen, wodurch ein grofieres
Einsparpotenzial und damit ein attraktiveres Investitionsprojekt fiir den Contractor
geschaffen wird. Ein- oder Zweifamilienh&user sind andernfalls fiir Contractoren
kaum interessant. Die biirgende Gemeinde kann die zusitzlichen Kosten ggf. iiber
eine Pramie der beteiligten Haushalte refinanzieren (RWI 2006). Abbildung 14 stellt
das Beziehungsgeflecht zwischen Haushalten, Kommune und Contractor dar.

Abhildung 14:Schematische Darstellung von kommunalen Ausfallbiirgschaften (nach RWI 2006)

Pra ie Birgschaft

| v

<

Ener i ienstl istung

Alternativ konnte die Ausfallbiirgschaft statt durch einen kommunalen Trédger auch
tiber die Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) iibernommen werden. Forscher des
Wuppertal Instituts schlagen im Falle der Insolvenz des Kunden eine Biirgschaft in
Hohe von 70 % der vereinbarten Contracting-Raten vor (W1 et al. 2005: 5).
Ecofys-Wissenschaftler schlagen dariiber hinaus vor, die Biirgschaften mit einer
Anpassung des Mietrechts (der Heizkostenverordnung) zu kombinieren. Dadurch
wiirden die Bedingungen fiir Energiespar-Contracting im Mietwohnungsbestand
verbessert. Nachdem eine Sanierung erfolgt ist, sollten die Vermieter von der Pflicht
entbunden werden, die Kaltmiete ausweisen zu miissen. Dies ist deshalb problema-
tisch, weil bisher der verminderte Warmebedarf nach Sanierung im Rahmen von
Contracting nicht in den Mietverhéltnissen abgebildet werden kann, da die Investi-

29 Zuden Hemmnissen fiir die Anwendung in der privaten Wohnungswirtschaft siehe Ecofys 2010:
34f.

89

| inhat


http:verhindern.29

tionen nicht auf die Miete umlegbar sind. «Durch diesen Paradigmenwechsel wiirde
sich der Vermieter fiir den «Gesamtpreis der Wohnung> verantwortlich fithlen und zur
Sicherung der Vermietbarkeit der Immobilie beitragen. Die Energiekosten fiir eine
Mietwohnung wiirden dabei zu einem integralen Bestandteil. Zur Férderung dieses
Paradigmenwechsels wéren die rechtlichen Bedingungen fiir Heizkostenkiirzungs-
rechte zu schaffen» (Fraunhofer ISI et al. 2012a: 105). Die Erhebung von Warm-mieten
konne dieses Problem lésen, wobei eine Schwelle fiir den Heizkostenanteil (unter 5%
der ortsiiblichen Vergleichsmiete) denkbar wére (Ecofys 2010: 33ff).

Praktische Umsetzung

Das Energiespar-Contracting wird bisher vor allem in o6ffentlichen Einrichtungen
durchgefiihrt. Als erfolgreiche Beispielprojekte werden héufig Schulen, Kranken-
hduser oder kommunale Infrastruktur genannt (Bundesregierung 2011a: 73). Das
Berliner Projekt «Berliner Energiepartnerschaften» wirbt mit einer Zahl von 1.300
offentlichen Gebduden in Contracting-Vertriagen seit 1996, durch die das Land jdhrlich
fast 11 Mio. Euro an Energiekosten spare (Berliner Energieagentur 2012). Den Autoren
dieser Studie sind jedoch keine praktischen Beispiele fiir 6ffentlich finanzierte Ausfall-
biirgschaften bekannt. Gefordert wurde das Modell bereits von der Bundestagsfrak-
tion der Griinen und im Berliner Abgeordnetenhaus (B90/ Die Griinen 2007, 2011).

b) Wirksamkeit des Instruments

Die Auswirkungen von Ausfallbiirgschaften auf den Markt fiir Energiespar-Contrac-
ting lassen sich bisher nur relativ grob schitzen. Entscheidend fiir die Wirksamkeit
wird sein, inwiefern sich das erfolgreiche Modell fiir 6ffentliche Gebdude auch auf
weitere Geschiftsfelder (die Wohnungswirtschaft, Industriesektor) tibertragen lésst.
Die grundlegenden Hemmnisse, wie z.B. die langen Vertrags- bzw. Amortisations-
laufzeiten, hohe Transaktionskosten oder die mangelnde Wirtschaftlichkeit bei zu
kleinen Projekten werden durch Ausfallbiirgschaften gar nicht oder nur teilweise
gelost. Der Erfolg des Energiespar-Contracting hdangt daher von weiteren flankie-
renden Mafsnahmen ab.

Finanzierungsbeitrag

Durch die vorgeschlagenen Ausfallbiirgschaften wird das finanzielle Risiko gemin-
dert und so ein breiterer Kundenkreis fiir die Contractoren erschlossen. Der Finanzie-
rungsbeitrag des Instruments ergibt sich durch die Mobilisierung von zusitzlichem
privatem Kapital fiir Gebdudesanierungen. Abschitzungen von Ecofys (2010) gehen
von einer Vervierfachung des Marktes fiir Energiespar-Contracting auf 400 Mio. Euro
im Jahr aus, wenn 70 % des moglichen Zahlungsausfalls durch Ausfallbiirgschaften
gedeckt wiirden. Daraus entstiinden jdhrlich rund 4 Mio. Euro an Biirgschaftskosten
zuziiglich 1 Mio. Euro an Programmkosten (Marketing, Abwicklung der Antrége,
Management, Evaluation).
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Okologische Wirkung

Die Vervierfachung des Marktvolumens (s.o.) impliziert nach Berechnungen von
Ecofys ein Einsparungspotenzial von 0,78 bis 1,55 Mio. Tonnen CO, im Jahr 2020.

Verteilungswirkung

Das Potenzial fiir Energiekosteneinsparungen durch Energiespar-Contracting gibt die
Berliner Energieagentur mit insgesamt 840 Mio. Euro im Jahr an (Berliner Energie-
agentur 2009).

Die verstdrkte Anwendung von Energiespar-Contracting kdme durch die Erschlie-
Bung neuer Geschiftsfelder (infolge verbesserter Auftragslage und Risikobedin-
gungen) direkt den Contracting-Unternehmen zu Gute. Die Anzahl der insgesamt im
Contracting-Markt in Deutschland titigen Firmen wird auf ca. 250 bis 500 geschitzt
(Bundesregierung 2011a: 72). Dariiber hinaus profitieren die Gebdudeeigentiimer
von der Aufwertung der sanierten Gebdude und geringeren Energiekosten.

Die Kosten der Ausfallbiirgschaften von schitzungsweise rund 4 Mio. Euro (s.o.)
tragen die biirgenden Institutionen (KfW oder Kommunen). Das Rheinisch-Westfli-
sche Institut fiir Wirtschaftsforschung sieht dabei die Umverteilungswirkung proble-
matisch, weil die Gemeinschaft das Fehlverhalten einzelner (der nicht zahlenden
Gebdudeeigentiimer) finanziert, ohne an den Ertrdgen aus Energieeinsparungen
beteiligt zu sein (RWI 2006). Das Verursacherprinzip wird nicht umgesetzt.

Weitere Kostenwirkungen ergeben sich durch die vergleichsweise hohen Trans-
aktionskosten fiir den Contracting-Kunden bzw. Gebdudeeigentiimer. Die vergleichs-
weise komplexe Umsetzung erfordern Informationsbeschaffung und -aufberei-
tung sowie die Suche nach technischen, wirtschaftlich und vertraglich attraktiven
Losungen. Weitere Transaktionskosten fallen bei der Vorbereitung von Projekten
durch die Abwicklung der Finanzierung, Ausschreibung und Umsetzung der
Mafinahme sowie durch die Vertragsgestaltung an (Bundesregierung 2011a, BEI et al.
2009b).

Volkswirtschaftliche Effekte

Zu den volkswirtschaftlichen Effekten der Ausfallbiirgschaften liegen keine umfas-
senden Analysen vor, aber Wuppertal Institut (2005) gehen von positiven Auswir-
kungen auf die Beschéftigung aus. Ruhland und Herud (2009a,b) berechnen die
o6konomische Potenziale und konjunkturellen Impulse durch zusétzliche Investiti-
onen im Contracting-Markt, beziehen sich dabei aber vor allem auf das Energieliefer-
Contracting. Insgesamt sind dhnlich positive volkswirtschaftliche Tendenzen wie bei
den KfW-Programmen zur Forderung der energetischen Gebdudesanierung bzw. bei
EffizienzmafSnahmen im Allgemeinen anzunehmen, kénnen aber im Rahmen dieser
Studie nicht quantifiziert werden.
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Planungssicherheit fiir Investoren

Die Investitionsbereitschaft von Investoren im Bereich Energiespar-Contracting
verbessert sich direkt durch das verminderte Risiko durch Bonitédtsverlust. Dieses
Marktpotenzial betrifft jedoch nur einzelne Marktteilnehmer und nur einen kleinen
Teil der insgesamt anzunehmenden Einsparpotenziale im Gebdudebereich. Daher
kénnen Ausfallbiirgschaften das derzeit bestehende Markthemmnis durch mangelnde
Planungssicherheit nur geringfiigig 16sen.

c¢) Politische Umsetzung
Administrative und rechtliche Umsetzung

Ausfallbiirgschaften fiir Energiesparcontracting liefien sich in einem Zeitraum von
drei bis funf Jahren einrichten (Ecofys 2010: 67). Die Abwicklung von Contracting-
Projekten ist allgemein mit relativ hohen Transaktionskosten verbunden (s.o.), so
dass fiir eine verstiarkte Anwendung zusitzliche administrative Kapazitdten erforder-
lich sind.

Zu Kldren sind dariiber hinaus die rechtlichen Hiirden z.B. bei der Umlagefidhig-
keit von Kosten auf den Vermieter und ggf. eine Anderung der Heizkostenverordnung
(nach Vorschlag von ebd.).

Gesellschaftliche Akzeptanz
Hierzu liegen den Verfassern keine Informationen vor.
Vereinbarkeit mit dem bisherigen Instrumentenmix

Die Forderung von Energiespar-Contracting betrifft ein Teilsegment des Einsparpo-
tenzials im Gebdudebereich (den Contracting-Markt) und eignet sich daher allenfalls
als Ergidnzung zu anderen (umfassenderen) politischen Mafinahmen zur Férderung
der energetischen Gebdudesanierung insgesamt.

IFEU/WI (2009) heben aufSerdem die mogliche Rolle von Energiespar-Contrac-
ting in Systemen mit WeifSen Zertifikaten oder in Modellen mit Vergiitungen fiir den
vermiedenen Energieverbrauch (Pramienmodell) hervor. Die Contractoren kdnnten
als Dienstleister auftreten, die Energieeinsparungen generieren und diese weiterver-
kaufen kénnen.

d) Zusammenfassung

Durch Ausfallbiirgschaften fiir Energiespar-Contracting kénnen der finanzielle Anreiz
und die Planungssicherheit fiir Contractoren verbessert und so zusétzliches privates
Kapital fiir Effizienzmafinahmen im Gebdudebereich mobilisiert werden. Da sich
dieses Instrument nur auf ein Teilsegment des Einsparpotenzials im Gebdudebereich
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(n&mlich den Contracting-Markt) bezieht, eignet es sich nicht als alleiniges Instru-
ment zur Losung der Finanzierungsfrage im Gebdudebereich, sondern allenfalls als
ergdnzende MafSnahme. Entscheidend fiir die Wirksamkeit der ErschliefSung von
zusdtzlichen Einsparpotenzialen wird sein, inwiefern sich das erfolgreiche Modell
fiir 6ffentliche Gebdude auch auf weitere Geschiftsfelder (die Wohnungswirtschaft,
Industriesektor) tibertragen lésst.

Tabelle 8: Ubersicht von Ausfallbiirgschaften fiir Contracting

Wirksamkeit des Instruments

C0,-/Energieeinsparung 0

Geringe Vermeidungskosten/groB3e Hebelwirkung n/A

Verteilungswirkung: Umsetzung des Verursacherprinzips -

Verteilungswirkung: Zielgruppenneutralitat (Mittelaufkommen/-verwendung) -—

Verteilungswirkung: Wettbewerbskonformitat n/A

Verbesserte Planungssicherheit flir Investoren +

Politische Umsetzung

Administrative Umsetzung +

Keine sozialen AusgleichsmaBBnahmen notwendig ++

Legende: ++ sehr positiv, + positiv, 0 neutral, - negativ, -- sehr negativ  n/A keine Angabe
Quelle: eigene Darstellung

Das Verursacherprinzip wird nicht umgesetzt, weil die Gemeinschaft das Fehlver-
halten einzelner (der nicht zahlenden Geb&dudeeigentiimer) finanziert, ohne an den
Ertragen aus Energieeinsparungen beteiligt zu sein. Trotzdem kann eine Unterstiit-
zung des Contracting-Modells gerade in Verbindung mit Weiflen Zertifikaten oder
einem Pramienmodell sinnvoll sein, da die Contractoren in dem Fall als Dienstleister
auftreten konnten.
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SCHLUSSFOLGERUNGEN UND
EMPFEHLUNGEN

Verschiedene marktbasierte Instrumente wurden daraufhin analysiert und vergli-
chen, inwiefern die Instrumente einen effektiven Finanzierungsbeitrag zur Gebdude-
modernisierung leisten konnen und dabei die unabhédngig vom gewéhlten Instrument
zwangsldufig entstehenden Kosten mdglichst verursachergerecht verteilen sowie die
Investitionssicherheit erh6hen und damit tatsdchlich zu einer spiirbaren Belebung
des Marktes beitragen. Dariiber hinaus war bei der Bewertung der Instrumente die
politische Umsetzbarkeit von Bedeutung. Dabei wurden Aspekte der Administrier-
barkeit, Vereinbarkeit mit dem bestehenden Instrumentarium, Rechtskonformitét
und der gesellschaftlichen Akzeptanz beriicksichtigt. Folgende Instrumente wurden
verglichen:
= Eine verstirkte Forderung der Gebdudesanierung, die iiber eine Erh6hung der
Heizstoffsteuern finanziert wird.
= Eine verstédrkte Férderung der Gebdudesanierung, die im Rahmen eines Prami-
enmodells SanierungsmafSnahmen vergiitet und iiber eine Umlage auf Heizstoffe
finanziert wird.
mmm Die Einfithrung eines Systems mit Mengensteuerung (Energieeinspar-
quote/ Weif3e Zertifikate), bei dem Effizienzmafinahmen fiir die Erreichung fester
Einsparziele angerechnet werden.

Zusitzlich zu den drei genannten Mafinahmen wurde die Anrechenbarkeit von
Effizienzmafinahmen im Europidischen Emissionshandel untersucht und auch die
mdogliche Einfithrung von Biirgschaften fiir Energiespar-Contracting beleuchtet.

Die gute Nachricht lautet, dass jedes der Instrumente bei entsprechend sorgfal-
tiger Ausgestaltung einen wesentlichen Beitrag zur Anregung von Sanierungsmaf-
nahmen und eine Verbesserung des Status quo leisten kann. Energetische Gebdu-
demodernisierungen zeichnen sich dadurch aus, dass sie durch die Einsparung von
Energiekosten in der Regel wirtschaftlich sind und dariiber hinaus positive Effekte auf
Wachstum und Beschéftigung haben. Die hier dargestellten Instrumente mobilisieren
zusitzliches Kapital bei insgesamt positiven volkswirtschaftlichen Effekten.

Ein wesentliches Ergebnis der Analyse ist, dass jedes der genannten Instrumente
seine Vor- und Nachteile hat und es daher vor allem eine politische Entscheidung
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bleibt, welche Aspekte bei der Verbesserung der energetischen Gebdudesanierung als
besonders wichtig erachtet werden: z.B. wie schnell zusétzliche Mittel zur Verfiigung
stehen und welche Effizienzmafinahmen vor allem begiinstigt werden sollen, inwie-
fern private Investoren mobilisiert oder wie die Kosten verteilt werden miissen.

Zudem wird deutlich, dass die Wirksamkeit der Instrumente stark von ihrer
konkreten Ausgestaltung abhéngt. Um die Wirkungen z.B. auf die Energiepreise oder
die Wirtschaftlichkeit von Effizienzmafinahmen auch quantitativ vergleichen zu
kénnen, miissten genauere Simulationen und Schétzungen vorgenommen werden,
die im Rahmen dieser Studie nicht geleistet werden konnten. Alternativ wurden
Wirkungszusammenhénge qualitativ erldutert und die grundlegenden Mechanismen
dargelegt, die eine Einschdtzung zu den Vor- und Nachteilen der Instrumente ermog-
lichen.

Die folgende Tabelle fasst die Bewertung der Instrumente nach verschiedenen
zugrunde gelegten Kriterien zusammen.

Tabelle 9: Bewertungsiibersicht
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Wirksamkeit des Instruments

CO;-Energieeinsparung T+ T+ ++ 0

Vermeidungskosten / Hebelwirkung

++ ++ ++ n/A
Verteilungswirkung: i - 0 N
Umsetzung des Verursacherprinzips
Verteilungswirkung: + + 0 ——
Zielgruppenneutralitat
Planungssicherheit fiir Investoren - ++ + +

Politische Umsetzung

Administrative Umsetzung ++ 0 0 +
Keine sozialen AusgleichsmaBnahmen __ __ _ ++
notwendig

Legende: ++ sehr positiv, + positiv, 0 neutral, - negativ, -- sehr negativ  n/A keine Angabe
Quelle: eigene Darstellung
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Energieeinsparung

Zusitzliche Energieeinsparungen werden bei allen Instrumenten bewirkt: Energie-
einsparquoten bieten den grundsitzlichen Vorteil, dass die Hohe der Energieeinspa-
rung festgelegt und diese Zielgrofie theoretisch passgenau erreicht wird. Unbedingte
Voraussetzung ist dabei, dass die Zieleinhaltung nicht aufgeweicht wird (z.B. durch
«Buy out») und eine wirksame Kontrolle der Pflichterfiillung stattfindet sowie wirksam
hohe Sanktionsmafinahmen bei Nichterfiillung verhdngt werden. Damit ist jedoch
nicht gesichert, dass die Einsparungen insgesamt grofier ausfallen als bei den anderen
Instrumenten. Insbesondere im Falle von investitionsintensiveren Gebdudesanie-
rungen bleibt zu bezweifeln, ob sie in groflerem Umfang (sowohl was die Quantitat
als auch die Qualitit angeht) durchgefiihrt wiirden als bei der anderen Instrumenten.
Die beiden Instrumente Heizstoffsteuererh6hung und Pramienmodell bieten dabei
den Vorteil, dass sie eine zweifache Anreizwirkung haben: Zum einen werden Effizi-
enzmafSinahmen sowie der Einsatz erneuerbarer Energien aufgrund der hoheren
Endpreise fiir fossile Heizstoffe wirtschaftlicher, oder anders ausgedriickt, «<h6here
Energiepreise regen zu energiesparenderem Verhalten an». Zum anderen entsteht ein
zusdtzliches Aufkommen, wodurch Forderungen fiir Sanierungsmafinahmen aufge-
stockt werden konnen. Insgesamt konnen die Potenziale fiir Energieeinsparungen
dhnlich hoch eingeschétzt werden. Auf Grundlage der positiven Erfahrungen mit
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) kann davon ausgegangen werden, dass
das Pramienmodell im Bereich der Gebdudesanierung von den analysierten Instru-
menten die vergleichsweise grofite Dynamik auslost.

Positive Wirkungen auf Einsparmafinahmen, aber in deutlich geringerem
Umfang, konnen die Ausfallbiirgschaften fiir Energiespar-Contracting generieren.
Dabei bleibt zu beriicksichtigen, dass sich dieses Instrument nur auf ein Teilsegment
des Einsparpotenzials im Gebdudebereich (ndmlich den Contracting-Markt) bezieht
und sich daher nicht als alleiniges Instrument zur Losung der Finanzierungsfrage im
Gebdudebereich eignet. Entscheidend fiir die Wirksamkeit wird sein, inwiefern sich
das erfolgreiche Modell fiir 6ffentliche Gebdude auch auf weitere Geschiftsfelder (die
Wohnungswirtschaft, Industriesektor) tibertragen lésst.

Vermeidungskosten/Hebelwirkung

Die bestehenden Forderprogramme fiir die energetische Gebdudesanierung belegen
eine grofSe Hebelwirkung, d.h. zusitzliche Finanzierung 16st Investitionen in sehr viel
groflerem Umfang aus. Die Heizstoffsteuererh6hung und das Pramienmodell schaffen
zusdtzliche Mittel fiir die Férderung und unterstiitzen die Hebelwirkung.

Einen anderen Mechanismus schafft das Quotenmodell, bei der die verpflich-
teten Akteure eigenes Kapital mobilisieren und Effizienzmafinahmen umsetzen. Ob
die Hebelwirkung @hnlich hoch ausféllt wie bei den Forderprogrammen, kann nicht
beurteilt werden. Die Wirkung wird vergleichbar positiv eingeschétzt.
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Verteilungswirkungen

Jedes der untersuchten Instrumente entfaltet eine Umverteilungswirkung in Bezug
auf die erwartbaren Kosten und Nutzen. Die Instrumente Heizstoffsteuererh6hung
und Pramienmodell zeichnen sich durch eine verursachergerechte Finanzierung aus,
weil die «Verursacher» des hohen Energieverbrauchs und dessen Klimaschédlichkeit
(die Verbraucher fossiler Heizstoffe) auch fiir die Finanzierung von Sparmafinahmen
aufkommen. Bei Einsparquoten ist ebenfalls von einer Weitergabe der Kosten an die
Endverbraucher auszugehen, dies ist aber den verpflichteten Akteuren iiberlassen
und entzieht sich dem Einfluss der Politik, ist also weniger steuerbar. Bei den Ausfall-
biirgschaften fiir Contracting wird das Verursacherprinzip nicht umgesetzt, weil im
Falle von Zahlungsausfillen 6ffentliche Mittel eingesetzt werden.

Dabei ist zu beriicksichtigen, dass unabhingig vom spiter gewidhlten Instru-
ment Kosten in Kauf genommen werden miissen, wenn die anspruchsvollen - aber
in Hinblick auf den Klimawandel notwendigen - energiepolitischen Ziele im Geb&u-
debereich tatsdchlich erreicht werden sollen. So geht Prognos von einer Finanzie-
rungsliicke von 5 Mrd. € im Jahr 2015 und 9 Mrd. € im Jahr 2020 aus. Unabhéngig
davon wie die Zielerreichung politisch organisiert wird und welcher Instrumentenmix
verwendet wird: die Kosten fallen an, irgendwer muss sie iibernehmen, und anderer-
seits profitiert irgendwer von den wirtschaftlichen Aktivititen, die durch verstirkte
Sanierungsanstrengungen entstehen. Insbesondere ist nicht zu vermeiden, dass der
Verkauf von Heiz6l und Erdgas zuriickgeht und mit diesem Geschiéft entsprechend
weniger Umsatz und Gewinn gemacht werden kann.

Die Verteilung von Kosten und Nutzen hingt bei allen Instrumenten stark von der
Ausgestaltung ab. Mit Ausnahme der Heizstoffsteuererh6hung ist kaum absehbar, wie
sich Preiserh6hungen auf die Sektoren oder auch fiir einzelne Verbrauchergruppen
innerhalb der Sektoren verteilen wiirden. Insgesamt sind aber bei keinem der Instru-
mente unverhéltnismaflig hohe Kostensteigerungen zu erwarten. Die Preiseffekte
liegen voraussichtlich deutlich unter den normalen Preisschwankungen auf dem
Energiemarkt. Fiir die Heizstoffsteuer spricht, dass die Kostensteigerung transparent
und vorhersehbar ist. Beim Pramienmodell ist die Hohe der Umlage abhéngig von
der Inanspruchnahme von Vergiitungen und wird daher regelméif3ig neu berechnet.
Werden die Pramien wie vorgeschlagen an die Marktpreise der Heizstoffe angepasst,
werden Preisschwankungen gegléttet und so starke Preissteigerungen abgemildert.

Was die Nutzenverteilung betrifft, lassen die Instrumente einen recht grofsen
Spielraum. Bei der Fortfithrung von Férderprogrammen bzw. Vergiitungen lassen sich
die durchgefiihrten Mafinahmen durch die gezielte Ausgestaltung vergleichsweise gut
steuern. Die Effizienzmafinahmen bei Einsparquoten kdnnen hingegen nur indirekt
durch die Gestaltung der Rahmenbedingungen gesteuert werden. Damit besteht ein
deutlicher Unterschied zwischen den erh6hten Heizstoffsteuern bzw. dem Pramien-
modell auf der einen und Einsparquoten auf der anderen Seite: Bei letzteren sind die
grofien Energielieferanten in der Pflicht und haben damit aber auch vergleichsweise
grofien Einfluss darauf, wo und welche Art von Energieeinsparmafinahmen durchge-
fithrt werden. Ob hier alle wirtschaftlichen Akteure dieselben Moglichkeiten haben,

97

| inhat



am wachsenden Markt teilzunehmen, ist fraglich. Bei den erh6hten Heizstoffsteuern
und bei dem Prdmienmodell kann dies durch die politischen Rahmenbedingungen
(z.B. Hohe der Zuschiisse bzw. Ausgestaltung der Forderprogramme) gesteuert
werden.

Beim Kriterium «Zielgruppenneutralitédt», also die moglichst gleiche Verteilung
von Kosten und Nutzen auf die Verbrauchergruppen, erhalten deshalb die Heizstoff-
steuererh6hung und das Prdmienmodell eine neutrale Bewertung: Die Kosten-
Nutzenverteilung héngt von der Ausgestaltung ab, kann aber relativ gut gesteuert
werden. Weniger gut ldsst sich dies bei Einsparquoten sicherstellen (daher leicht
negative Bewertung), und bei Ausfallbiirgschaften fiir Contracting ist keine Einfluss-
nahme moglich, fiir welche Zahlungsausfille die 6ffentliche Hand aufkommt.

Wettbewerbskonformitat

Da die moglichen Effekte auf Energiepreise voraussichtlich vergleichsweise gering
ausfallen (s.0.), ist die internationale Wettbewerbsfihigkeit der deutschen Wirtschaft
bei keinem der genannten Instrumente gefdhrdet. Es kann auflerdem davon ausge-
gangen werden, dass die Industrie durch Vergiinstigungen (Heizstoffsteuer, Pramien-
modell) oder durch ihre Marktstellung (beim Quotenmodell) vor hohen Preissteige-
rungen geschiitzt ist.

Ein zweiter Aspekt der Wettbewerbskonformitit betrifft die Auswirkungen der
einzelnen Instrumente auf die Marktteilnehmer bzw. Investoren im Wettbewerb um
Effizienzmafinahmen. Wiederum ist es in hohem MafSe von der konkreten Ausgestal-
tung der Instrumente abhangig, welche Akteursgruppen die grofiten NutzniefSer sind.
Jedes der Instrumente erhoht auf eigene Weise die Attraktivitdt von Investitionen in
die Gebdudesanierung und kann eine Marktdynamik im Wettbewerb um die kosten-
glinstigsten Effizienzmafinahmen bewirken.

Planungssicherheit fiir Investoren

Das Pramienmodell schafft durch die garantierte Vergiitung von Sanierungsmaf3-
nahmen, mit einer theoretisch unbegrenzten Mittelverfiigharkeit unabhéngig von
offentlichen Haushalten das hochste Maf$ an Planungssicherheit fiir Investoren. Dies
diirfte auch gelten, wenn Mafsnahmen getroffen werden, um einem unkontrollierten
Ansteigen der Umlage entgegen zu wirken.

Bei Heizstoffsteuern bleibt die Haushaltsabhéingigkeit hingegen bestehen,
wodurch es kaum erhohte Planungssicherheit gibt. Durch eine politische Absichts-
erklarung konnte zwar die Steuererh6hung mit einer Mittelverwendung fiir energe-
tische Sanierungsmafinahmen argumentativ verkniipft werden, doch mittel- bis
langfristig besteht die Gefahr der Aufweichung.

Inwiefern Einsparquoten die Planbarkeit von Investitionen verbessern, hangt
von mehreren Variablen der Umsetzung ab. Die Unabhingigkeit von o6ffentlicher
Forderung wird zwar hergestellt, doch die Rahmenbedingungen (z.B. Einsparziel,
Anrechnungszeitraume, «Banking» zwischen den Verpflichtungsperioden) und die
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moglicherweise unsichere Entwicklung von Zertifikatspreisen haben einen entschei-
denden Einfluss fiir die beteiligten Marktakteure. Gerade fiir investitionsintensivere
Mafinahmen mit einem ldngeren Amortisationszeitraum, wie im Bereich der energe-
tischen Sanierungen angestrebt, ist die Eignung von Einsparquoten nicht gesichert.
Eine leicht positive Wirkung wird dennoch gegeniiber dem Status quo unterstellt,
unter der Voraussetzung dass ein geeignetes Verfahren fiir die angemessene Anrech-
nung von SanierungsmafSnahmen entwickelt wird.

Ausfallbiirgschaften fiir Contracting konnen das Risiko von Zahlungsausfillen
fiir die Contractoren deutlich verringern und damit die Planungssicherheit eththen.
Dieses Marktpotenzial betrifft jedoch nur einzelne Marktteilnehmer und nur einen
kleinen Teil der insgesamt anzunehmenden Einsparpotenziale im Gebdudebereich.
Daher kénnen Ausfallbiirgschaften das derzeit bestehende Markthemmnis durch
mangelnde Planungssicherheit nur geringfiigig 16sen.

Politische/administrative Umsetzung

Alle genannten Instrumente lassen sich grundsitzlich mit dem bisherigen Instru-
mentenmix im Gebdudebereich vereinbaren und sind administrativ umsetzbar.
Einen deutlichen Vorteil haben hier die Heizstoffsteuer und die Ausfallbiirgschaften
fiir Contracting, da sie an bestehenden ordnungsrechtlichen Vorgaben und Forder-
programmen ankniipfen. Sie konnen daher auch relativ kurzfristig implementiert
werden.

Deutlich komplexer stellt sich die Umsetzung beim Pramienmodell und bei
Einsparquoten dar. In beiden Fillen wird ein neuer Mechanismus geschaffen, der in
das bestehende System der ordnungsrechtlichen Vorgaben und Férderungen integ-
riert werden muss oder ggf. einzelne Elemente ablésen kann. Je mehr dabei auf beste-
hende Strukturen zuriickgegriffen werden kann, desto leichter ldsst sich das System
auch administrativumsetzen. Denkbar ist zum Beispiel, dass ein Grofsteil von energe-
tischen SanierungsmafSnahmen, die bisher iiber die KfW-Programme oder das MAP
gefordert wurden, im Pramienmodell iibernommen werden bzw. fiir eine Anrech-
nung auf die Einsparquote infrage kommen.

Neu zu organisieren wire beim Pramienmodell die Umlage der Kosten auf
die Grofihandler fiir Heizstoffe und bei einer Einsparvorgabe das Monitoring von
Zielvorgabe und -einhaltung (sowie ggf. die Abwicklung des Zertifikatehandels). In
beiden Fillen wire die Vermeidung von Mitnahmeeffekten mit dem bestehenden
Instrumentarium wiinschenswert, weshalb eine Methodik fiir die Anrechenbar-
keit von Effizienzmafinahmen iiber ordnungsrechtliche Standards hinaus zu entwi-
ckeln und anzuwenden wire. Beim Praimienmodell ist eine Auseinandersetzung um
die finanzverfassungsrechtliche Zuldssigkeit des Modells nicht ausgeschlossen, da
nicht eindeutig ist, inwiefern es sich um eine Sonderabgabe handelt und die hierfiir
notwendigen Kriterien erfiillt sind.

Ein entscheidender Aspekt der politischen Umsetzung ist dariiber hinaus, inwie-
fern es fiir die einzelnen Instrumente bereits Ankniipfungspunkte in der aktuellen
politischen Debatte gibt. Derzeit wird beispielsweise im Rahmen der Europdischen
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Energieeffizienzrichtlinie die Einfiihrung von Energieeinsparverpflichtungen disku-
tiert. Der Vorschlag der Kommission enthilt unter anderem die Einfithrung eines
Energieeinsparverpflichtungssystems in den Mitgliedsstaaten. So sollen wahlweise
alle in einem Land tdtigen Energieverteiler oder Energieeinzelhandelsunternehmen
zu jéhrlichen Energieeinsparungen von 1,5% (gemessen am Absatzvolumen des
Vorjahres) bei den Endkunden verpflichtet werden (vgl. Kapitel IT). In diesem Konzept
kénnen grundsétzlich sowohl Effizienzmafinahmen im Bereich des Strom- als auch
des Warmeverbrauchs in Betracht kommen. Wenn der Vorschlag der Kommis-
sion in seiner urspriinglichen Fassung von EU-Parlament und Rat verabschiedet
wird, erscheint es wahrscheinlich, dass das Instrument der Einsparverpflichtung
in Deutschland umgesetzt wird. Weil die Einsparquote vor allem kleinere, weniger
investitionsintensive Effizienzmafinahmen begiinstigt, bietet es sich vor allem fiir
Effizienzfortschritte beim Stromverbrauch (z.B. Elektrogerite privater Haushalte) an.
Vor diesem Hintergrund wire es denkbar, eine Einsparquote fiir den Strombereich
und parallel ein alternatives Forderinstrument fiir den Warmebereich (z.B. Pramien-
modell) zu implementieren.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist jedoch kaum absehbar, inwiefern eine obligatorische
Einfithrung von Einsparverpflichtungen am Ende des politischen Verhandlungspro-
zesses auf europdischer Ebene Teil der in Kraft tretenden Richtlinie sein wird. Die
Kommission hat ihrem Vorschlag bereits die Moglichkeit eingerdumt, die Energieein-
sparungen auch iiber alternative Mafinahmen umzusetzen. Der zustdndige Indus-
trieausschuss des Europdischen Parlaments sieht ebenfalls eine leichte Flexibilisie-
rung der Einsparziele vor, indem auch alternative oder ergdnzende MafSnahmen fiir
das Einsparziel anerkannt werden kénnen. Deutschland hat sich nach Abstimmung
des Umwelt- und des Wirtschaftsministeriums eindeutig gegen eine Verpflichtung
von Energieversorgern ausgesprochen und schlégt stattdessen nationale Einsparziele
mit einer Wahlmaoglichkeit zwischen einer Steigerung der Energieeffizienz von 6,3 %
innerhalb von drei Jahren oder einer Senkung des Energieverbrauchs um 4,5 % inner-
halb von drei Jahren gegeniiber einer jeweils vorlaufenden dreijahrigen Referenz-
periode (BMU/BMWi 2012, S. 6) vor. Nach dem deutschen Vorschlag bliebe es den
einzelnen Mitgliedsstaaten iiberlassen, mit welchen Instrumenten die nationalen
Effizienzziele erreicht wiirden. Ob also die europdische Richtlinie einen eindeutigen
Anlass fiir die Entscheidung zugunsten einer Einsparverpflichtung gibt, wird sich
erst nach Abschluss der Verhandlungen zwischen EU-Parlament und Ministerrat
entscheiden.

Gesellschaftliche Akzeptanz

Die gesellschaftliche Akzeptanz fiir die einzelnen Instrumente erleichtert die politi-
sche Umsetzung. Dieses Kriterium wurde jedoch in die Ubersicht in Tabelle 9 nicht
mit aufgenommen, da ein systematischer Vergleich nur iiber eine umfangreiche
Stakeholder-Analyse erreicht werden kann. Zu Bedenken wiren dabei verschiedene
gesellschaftliche Akteure, wie z.B. die verschiedenen Energieverbrauchergruppen, die
adressierten Investoren oder verschiedene Wirtschaftszweige.
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Im Rahmen dieser Studie konnten nur einige allgemeine Uberlegungen aufge-
nommen werden, die sich wie folgt zusammenfassen lassen:

mmm Bei der Heizstoffsteuer und im Prdmienmodell sind die preiserhthenden
Effekte feste Bestandteile des Instruments, weshalb gesellschaftliche Debatten
um Energiepreissteigerungen kaum zu vermeiden sind. Dieser Zusammen-
hang diirfte bei der Akzeptanzproblematik im Pramienmodell sogar ein wenig
schwerer wiegen als bei den Heizstoffsteuern, da die Hohe der Preissteigerung
nicht per se bekannt ist. Zwei Besonderheiten des Pramienmodells konnten die
Akzeptanz wiederum verbessern: Zum einen ist das Modell dem Erneuerbaren-
Energien-Gesetz im Strombereich sehr dhnlich, das weithin als erfolgreiches
Instrument gewertet wird und relativ breite gesellschaftliche Akzeptanz geniefit.
Zum anderen ist gewdhrleistet, dass die Preisaufschldge auf die fossilen Heizstoffe
auch vollstindig wieder fiir EffizienzmafSnahmen und damit fiir den Klimaschutz
ausgegeben werden. Um eine ausreichende Akzeptanz fiir hhere Energiepreise
zu schaffen, bedarf es grundsitzlich einer méglichst konfliktfreien Kommunika-
tion durch politische Entscheidungstrédger, die die Notwendigkeit fiir zusétzliche
Finanzierung und die Vorteile des Instruments herausstellen. Soziale Kompen-
sationsmafinahmen fiir einkommensschwéchere Haushalte wéren dabei eine
Begleitmafinahme, die die Akzeptanz vermutlich deutlich erh6hen wiirde. Es soll
im Ubrigen nochmals darauf hingewiesen werden, dass vergleichbare Kosten mit
jedem Instrument entstehen, wenn die energiepolitischen Ziele im Gebdudebe-
richt erreicht werden sollen. Diese Kosten sind allerdings bei den verschiedenen
Instrumenten unterschiedlich gut sichtbar.

mmm Bei einer Energieeinsparquote hingt die gesellschaftliche Akzeptanz vor allem
davon ab, wie die verpflichteten Akteure das Marktpotenzial und die Erschlie-
ung neuer Geschiftsfelder bewerten. Erfahrungen aus der Vergangenheit und
die aktuelle Diskussion zeigen aber, dass mit deutlichem Widerstand von den
Energieversorgern zu rechnen ist. Grundsitzlich ist zu erwarten, dass die Haltung
der Endverbraucher weniger ablehnend wére als bei erhohten Heizstoffsteuern
oder einem Priamienmodell, bei denen die kostensteigernde Wirkung bereits
ausgewiesener und direkter Bestandteil des Instruments ist. Bei der Verpflichtung
entsteht diese Kostensteigerung fiir Endkunden zwar ebenfalls in vergleichbarer
Hohe, allerdings erst indirekt und ist daher weniger gut sichtbar.

Ein grundlegender Aspekt der gesellschaftlichen Akzeptanz, der fiir alle in dieser
Studie analysierten Instrumente gleichermafien gilt, soll hervorgehoben werden:
Insgesamt fiithrt ein funktionierendes Fordersystem im Wéarmebereich dazu, dass
Deutschland sich unabhidngiger von fossilen Brennstoffen macht, die mit grofien
Umwelt- und Klimabelastungen verbunden sind. Wird in der politischen Kommuni-
kation deutlich gemacht, dass die Instrumente zur Abmilderung dieser Problematik
beitragen und insgesamt sogar volkswirtschaftliche Gewinne erwirtschaftet werden,
erscheint es moglich, die gesellschaftliche Akzeptanz zu steigern.
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AbschlieBende Empfehlungen

Die politische Entscheidung zur Einfithrung neuer Finanzierungsinstrumente im
Bereich der energetischen Gebdudesanierung muss im Rahmen einer breiteren
Debatte zu den notwendigen Sanierungsfortschritten im Gebdudebereich und zum
Zusammenspiel mit anderen Instrumenten getroffen werden. Ein solcher «Sanie-
rungsfahrplan» sollte festlegen, welche Sanierungsfortschritte in welchen Gebdude-
typen (z.B. offentliche Gebdude, Mietwohnungsbestand, Mehrfamilienhéuser etc.)
zur Einhaltung der politischen Ziele erreicht werden miissen. Dazu gehdért auch das
Zusammenwirken von Energieeffizienzmafinahmen an der Gebdudehiille und dem
Einsatz erneuerbarer Energien zur Warmeerzeugung. In einem zweiten Schritt ist
festzulegen, inwiefern und in welchem Umfang die Effizienzmafinahmen in einem
Instrumentenmix durch ordnungsrechtliche Vorgaben, durch Information und
Beratung oder durch 6konomische Instrumente erreicht werden sollen. Ein solcher
Sanierungsfahrplan ist notwendig, um hinreichende Transparenz und Planungssi-
cherheit hinsichtlich ordnungsrechtlicher Anforderungen und finanzieller Rahmen-
bedingungen fiir Gebdudeeigentiimer und Bauherren zu schaffen (siehe auch
«Anforderungen an einen Sanierungsfahrplan», NABU et al. 2011). Diese Debatte ist
notwendig, um die Rolle neuer Finanzierungsinstrumente im Geb&dudebereich klarer
zu definieren und einen Rahmen fiir die konkrete Umsetzung zu bieten.

Es wurde bereits hervorgehoben, dass jedes der genannten Instrumente seine
Vor- und Nachteile hat und es daher vor allem eine politische Entscheidung bleibt,
welche Aspekte bei der Verbesserung der energetischen Gebidudesanierung zu
bevorzugen sind. Auf Grundlage der in dieser Studie gewonnenen Erkenntnisse wird
empfohlen, die Finanzierung bestehender Forderprogramme kurzfristig iiber eine
leichte Erhohung von Heizstoffsteuern sicherzustellen und die Férderung der energe-
tischen Gebdudesanierung mittelfristig auf einen haushaltsunabhéngigen Mecha-
nismus umzustellen. Soweit die in der Diskussion befindliche Européische Effizienz-
richtlinie dem nicht entgegensteht, wire hierfiir das Praimienmodell das wirksamste
Instrument.

Kurzfristig: Heizstoffsteuerfinanzierte Férderung

Die derzeit unstete Mittelausstattung von bestehenden o6ffentlichen Férderpro-
grammen ist als eines der grofSten Hemmnisse fiir die Gebdudesanierung zu werten.
Die bereitgestellten Haushaltsmittel sind zu niedrig, um die angestrebte Sanierungs-
rate von jahrlich 2% zu erreichen. Eine Stabilisierung der Fordermittel ist zudem
aufgrund der Abhéngigkeit vom Haushalt bzw. von den volatilen Einnahmen des
Energie- und Klimafonds nicht gegeben. Das Instrument der leichten Heizstoff-
steuererh6hung kénnte sehr kurzfristig umgesetzt werden und die Aufstockung und
Verstetigung der notwendigen Mittel fiir die Forderprogramme finanzieren. Diese
Mafsnahme bietet den Vorteil, dass sie einen zweifachen Anreiz fiir Investitionen in
die Gebdudesanierung schafft: Zum einen werden Effizienzmafinahmen sowie der
Einsatz erneuerbarer Energien aufgrund der hoheren Endpreise fiir fossile Heizstoffe
wirtschaftlicher. Zum anderen entsteht mit relativ geringen Preiseffekten ein betracht-
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liches zusétzliches Aufkommen aus der Energiebesteuerung, mit dem die nétigen
Mittel fiir eine Aufstockung der Férderprogramme fiir energetische Sanierungen
verursachergerecht erbracht werden. Negative Auswirkungen auf die Wettbewerbs-
fahigkeit deutscher Unternehmen miissen nicht befiirchtet werden: Die geltenden
Energiesteuervergiinstigungen verhindern einen zu hohen Preisanstieg und die
heutigen Energiesteuersitze sind im europdischen Vergleich vergleichsweise niedrig.
Die Herausforderung der Politik besteht bei dieser Mafinahmen vor allem darin, eine
ausreichende gesellschaftliche Akzeptanz fiir die Steuererh6hung zu schaffen. Soziale
Kompensationsmafinahmen fiir einkommensschwédchere Haushalte wéren dabei
eine mdgliche Begleitmafinahme.

Mittelfristig: Haushaltsunabhdngiges Instrument

Auch wenn die heizstoffsteuerfinanzierte Aufstockung und Verstetigung der Forder-
programme kurzfristig eine sehr wirkungsvolle Mafinahme sein kann, schafft sie
mittel- bis langfristig keine ausreichende Planungssicherheit fiir Investoren. Durch
eine politische Absichtserkldarung kénnte zwar die Steuererh6hung mit einer Mittel-
verwendung fiir energetische Sanierungsmafinahmen argumentativ verkniipft
werden, doch durch die fehlende Zweckbindung von Steuereinnahmen bleibt die
Abhiangigkeit der Forderung vom Haushalt bestehen. Mittelfristig sollte daher ein
neuer, haushaltsunabhingiger Finanzierungsmechanismus fiir die Férderung der
energetischen Gebdudesanierung geschaffen werden. Erst bei mittel- bis langfristiger
Planungssicherheit zu den finanziellen Rahmenbedingungen investieren Marktak-
teure wie Anlagen- oder Ddmmstoffhersteller in grofierem Mafe in neue und kosten-
giinstige Produktionsanlagen sowie Forschung und Entwicklung und erschliefSen
damit technologische Effizienzpotenziale. Die schwankende Forderung aus dem
Bundeshaushalt bzw. neuerdings aus dem Energie- und Klimafonds stellt diese
Planungssicherheit nicht her, da die Mittelausstattung von den jahrlichen Haushalts-
verhandlungen bzw. den CO,-Zertifikatspreisen abhéngt und die zur Verfiigung
stehenden Gelder bei zu hoher Nachfrage schon vor Ablauf des Jahres ausgeschopft
sind.

Grundsitzlich bieten sich fiir die haushaltsunabhéngige Férderung sowohl eine
Einsparquote fiir Energieversorger als auch das Primienmodell an: Beide Instru-
mente mobilisieren privates Kapital fiir Effizienzmafinahmen, indem sie entweder
die Investitionen finanziell attraktiver machen (Prdmienmodell) oder die Anrechen-
barkeit von EnergiesparmafSnahmen fiir ein vorgegebenes Ziel schaffen (Quotenmo-
dell). Beide Instrumente beruhen auf einem neuen Mechanismus, der eine adminis-
trative Umsetzung nur im Rahmen eines Zeitraums von mindestens zwei bis drei
Jahren ermdglicht. Zur Begrenzung des administrativen Aufwands, zur Vermeidung
von Doppelférderung und Mitnahmeeffekten sowie zur Schaffung eines klaren und
verldsslichen Rahmens sollte nur eines der beiden Instrumente fiir den Geb&dudebe-
reich umgesetzt werden.

Bei einer isolierten Betrachtung des Gebdudesektors - entsprechend das Auftrages
fiir diese Studie und den energiepolitischen Zielen der Bundesregierung - eignet
sich aus verschiedenen Griinden zunichst vor allem das Primienmodell: Ahnlich
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wie die Heizstoffsteuer schafft die verursachergerechte Finanzierung eine zweifache
Lenkungswirkung und damit sehr positive finanzielle Anreize. Zudem lésst sich das
Modell durch die Ausgestaltung der Zuschiisse und Pramien sehr gut auf die Bedarfs-
lage im Gebdudesektor zuschneiden. Die Kosten- und die Nutzenverteilung lassen
sich bei diesem Instrument sehr gut steuern. Da die Finanzierung in ihrer Gesamtheit
nicht begrenzt ist und iiber einen lingeren Zeitraum gewidhrt werden kann, schafft
das Modell ein Hochstmaf$ an Planungssicherheit. Eine der zentralen Herausforde-
rungen bei diesem Instrument ist es, eine Ausgestaltung zu wéhlen, die ein zu starkes
Ansteigen der Umlage vermeidet und gleichzeitig die Investitionssicherheit moglichst
wenig einschrankt. Wie beim Konzept der Heizstoffsteuer sollte eine moglichst grofie
gesellschaftliche Akzeptanz fiir Energiepreiserhhungen geschaffen werden, da die
Preissteigerungen im Pramienmodell nur indirekt kontrollierbar sind und eine regel-
maflige politische Debatte zur Anpassung von Fordermodalitdten und der Kosten-
umlage gefiihrt werden miisste. Eine Option zur Dampfung der Kosten ist die Orien-
tierung der Primien an den Weltmarktpreisen von Ol und Erdgas. Steigen diese an,
konnen die Pramien sinken, was zu einer niedrigeren Umlage fiihrt.

Diese Empfehlung fiir das Pramienmodell schliefit die Einfithrung von Einspar-
quoten nicht aus. Das Instrument der Einsparverpflichtung ist beispielsweise im
Rahmen der Europdischen Energieeffizienzrichtlinie vorgesehen, die aktuell auf
europdischer Ebene verhandelt wird und bis Juni 2012 verabschiedet werden soll.
Wird es im Rahmen der europdischen Vorgaben auch in Deutschland umgesetzt, ist
eine Koexistenz mit dem Prdmienmodell denkbar. Grundsétzlich kann die Einspar-
quote dhnlich gute Okologische Auswirkungen wie das Prdmienmodell haben.
Ein Vorteil ist, dass bei Einsparquoten bestimmte Akteure fiir die Umsetzung von
Energiesparmafinahmen in die Verantwortung genommen werden. Dadurch kann
die Zustdndigkeit fiir die Realisierung von Effizienzsteigerungen zum Grof3teil den
Marktakteuren iiberlassen werden, die u.a. aufgrund ihrer Ndhe zu den relevanten
Energieverbrauchern die Effizienzpotenziale volkswirtschaftlich kostengiinstiger
heben kénnen. Andererseits bleiben in diesem Instrument auch die Verteilungswir-
kungen in grofSerem Mafle dem Markt iiberlassen als beim Pramienmodell, da den
verpflichteten Akteuren eine gewisse Flexibilitdt bei ihrer Auswahl der durchzufiih-
renden Effizienzmafinahmen gewdhrt werden muss. Erfahrungen mit dem Instru-
ment in anderen Landern haben gezeigt, dass in der Regel vor allem kurzfristig
umsetzbare MafSnahmen mit relativ kurzen Amortisationszeitrdumen zur Anwen-
dung kommen. Um gezielt Anreize zur Durchfiihrung von Mafinahmen in der energe-
tischen Gebdudesanierung schaffen zu konnen, muss die Einsparquote daher der
bei derartigen langfristigen Mafinahmen notigen Investitionssicherheit Rechnung
tragen. Eine langfristige Festsetzung des Einsparziels sowie weitere Ausgestaltungs-
optionen wie Banking oder lidngere Zertifikatsvaliditdt konnen den Anreiz verbes-
sern. Trotzdem muss bezweifelt werden, ob Einsparquoten ein geeignetes Instrument
fiir die Steigerung von Sanierungen in gréflerem Umfang (z.B. Tiefensanierungen)
und mit langen Amortisationszeitriumen sind. In diesem Zusammenhang wire es
denkbar, nur bestimmte Einzelmafinahmen der Gebdudesanierung in das Quoten-
modell zu integrieren. So kdnnten bestimmte Standardmafinahmen aus Forderpro-
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grammen (KfW-Gebdudesanierung) in das Quotenmodell tiberfiihrt und umfassen-
dere Sanierungen (z.B. Sanierung auf Passivhausstandard) im Rahmen des Prami-
enmodells oder weiterhin im Rahmen der staatlichen Férderung realisiert werden.
Die angemessene Abgrenzung der anrechenbaren Mafinahmen zum Primienmodell
wire dabei noch ndher zu priifen.
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Anhang

ANHANG

Entwicklung der Marktpreise fiir Erdgas und leichtes Heizdl seit 1990

18
16

14

Erdgas ct/kWh

12

10

5 o0

1991 1993 1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007
Erdgas Haushalte ct/kWh inkl. MWSt)

= Erdgas Industrie ct/kWh (exkl. MW St)
L ichtes H iz6l Haushalte ct/I inkl. MWSt)

Quelle: BMWi Energiedaten, eigene Darstellung
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Ubersicht iiber bestehende Systeme mit Einsparquote

Regulierer

Absolute Hohe des
Einsparziels*

Einsparziel in % des Ener

giekonsums p.a.

Verpflichtete Akteure

Zielsektoren

Nachweis iiber
Zielerfiillung

BezugsgroBe

Anrechnung der
Einsparungen

Umlage der Einsparquote
auf die verpflichteten
Akteure

Magliche MaBnahmen

Handelsvolumen des

Zertifikatehandels

Teilnehmer am
Zertifikatehandel

GroB- Italien Frankreich Dédnemark
britannien 2005-2008 2006-2009 2006-2013
2005-2008

OFGEM AEEG ADEME DEA
64 TWh/Jahr 31 TWh/Jahr 18 TWh/Jahr ca.1,2 TWh
Strom p.a.

0,6 0,3 0,14 n/A
6 Strom- und 30 Strom- und 2560 Energie- 74 Strom-,

Gaslieferanten

Gasverteilnetz-
betreiber

lieferanten
(inkl. Brenn-
stoffe auBer
Benzin)

Gas- und Fern-
warme-Verteil-
netzbetreiber

Private Haus-

Alle Sektoren

Alle Sektoren

Alle auBer Ver-

halte (davon auBer Emissi- kehr
40% so0z.schw. onshandel

Haushalte)

Alle 3 Jahre jahrlich Alle 3 Jahre jahrlich

Endenergie Primarenergie Endenergie Endenergie

Uber Lebens-

Uber 5-Jahres-

Uber Lebens-

Uber 1-Jahres-

dauer der MaB- Zeitraum dauer der MaB- Zeitraum
nahme nahme
Periodisch, Jahrlich, nach Periodisch, Basierend auf
nach Anzahl Marktanteilen nach Umsatz durchschn.

der belieferten

und Marktan-

Marktanteile

Haushalte** teilen der letzten 3
Jahre
37 standardi- 22 standar- 170 standar- Ca. 200 stan-
sierte MaBnah- disierte MaB- disierte MaB- dardisierte
men nahmen. Nicht nahmen. Nicht ViaBnahmen.
standardisierte standardisierte Nicht standar-
MaBnahmen MaBnahmen disierte MaBn.
ebenfalls magl. ebenfalls mdogl. ebenf. mogl.
Bilateraler 75% aller 4% aller Kein Handel
Handel mdgl. zertifizierten zertifizierten
(findet jedoch Einsparungen w. Einsparungen
kaum statt) gehandelt w. gehandelt
Zertifikate Nicht verpfl. Nicht verpfl. n/A
werden nur Akteure konnen | Akteure kénnen

verpflichteten
Akteuren aus-
gestellt

am Zertifikate-
markt teilneh-
men

am Zertifikate-
markt teilneh-
men

* diskontierte Endenergie iiber die Lebensdauer der in der Periode durchgefiihrten MaBnahmen

** fiir aktuelle Verpflichtungsperiode (2008-2012)

Quelle: Giraudet/Finon 2011, Bertoldi et al. 2010, IFEU/WI 2008, Bertoldi/Rezessy 2009, eigene Darstellung
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